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Liebe Leserinnen und Leser,

hinter der blinden Justitia verbirgt sich, wie sollte 
es anders sein, der wichtigste Programmschwer-
punkt des Berliner Wissenschafts-Verlags: Rechts-
wissenschaft und Rechtsgeschichte. Auf über 60 
Seiten stellen wir Ihnen die Novitäten der Jahre 
2016–2018 vor.

Prominent vertreten ist wie immer das Ostrecht, 
ein Themenbereich, den der BWV seit Jahrzehn-
ten pfl egt und ausbaut. Wir sind stolz darauf, 
Ihnen gleich zwei Preisträgerinnen des  deutsch-
russischen Juristenpreises präsentieren zu kön-
nen: Liudmila Keul (S. 15) und Anke Allenhöfer 
(S. 17).

Einen jüngeren, doch stetig wachsenden Pro-
grammschwerpunkt bildet das Energierecht. 
 Ulrich Smeddinck, Projektleiter der interdiszi-
plinären Forschungsplatform ENTRIA, widmet 
sich der Standortwahl für ein Atommüll-Endlager 
nicht nur aus rechtlicher Sicht (StandAG-Kom-
mentar, S. 48), sondern auch interdisziplinär: 
„Emotionen bei der Realisierung eines Endlagers“ 
(S. 44).

Besonders freuen wir uns, Ihnen in diesem Jahr 
zwei wichtige Praxiskommentare vorlegen zu 
können. Rechtsanwalt Ulrich Koehler teilt seine 
langjährige Erfahrung im Umgang mit dem euro-
päischen Asylzuständigkeitssystem (S. 60). Frank 
Nolden, Achim Kurz und Sebastian Schmuck ge-
ben Gesetzesanwendern Hilfestellung im sachsen-
anhaltinischen Hochschulalltag (S. 24).

Viel Spaß beim Stöbern wünschen Ihnen 

Dr. Thomas Schaber Jessica C. Gutsche
(Verlagsleitung) (Programmleitung)

INHALT EDITORIAL
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 Bernhard Bergmans (Hrsg.)

Jahrbuch 
der Rechtsdidaktik
Yearbook of Legal Education

Das Jahrbuch der Rechtsdidaktik ist das ers-
te Periodikum im deutschsprachigen Raum, 
das sich mit wissenschaftlichem Anspruch 
dem Lehren und Lernen des Rechts und der 
Rechtswissenschaft in Theorie und Praxis 
auf allen Bildungsstufen und -programmen 
 widmet.
Im Mittelpunkt stehen dabei die fachdidak-
tischen Spezifi ka, aber diese sind in die Er-
kenntnisse aller anderen bildungsbezogenen 
Wissenschaften eingebettet, sodass das Jahr-
buch selbstverständlich interdisziplinär aus-
gerichtet ist. Die wissenschaftliche Off enheit 
äußert sich auch in seiner konsequent inter-
nationalen Ausrichtung zur Vermeidung der 
gerade dem Rechtsbereich immanenten nati-
onalen Fokussierung.
Als Forum und Quelle des Informations- und 
Meinungsaustauschs zur Rechtsdidaktik bie-
tet das Jahrbuch allen Lesern wichtige Anre-
gungen für die kontinuierliche Verbesserung 
der Vermittlung juristischer Qualifi kationen 
sowohl auf individuell-operativer als auch 
auf allgemein-strategischer Ebene.

ISSN Print:  2367-0657
ISSN Online:  2367-0665

BISHER ERSCHIENEN

Rechtslehre: Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2015
Yearbook of Legal Education 2015

2016, 276 S., 4 s/w Abb., 1 Tab., kart., 
 dt. / engl., 39,90 €, 978-3-8305-3685-7
eBook PDF  35,90 €, 978-3-8305-2152-5

Rechtslehre: Jahrbuch der Rechtsdidaktik 
2013/2014
Yearbook of Legal Education 2013/2014

2015, 322 S., 12 s/w Abb., 2 Tab., kart., 
 dt. / engl., 44,– €, 978-3-8305-3621-5
eBook PDF  39,99 €, 978-3-8305-2108-2

Rechtslehre: Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2012

2013, 142 S., 11 s/w Abb., 6 Tab., kart., dt., 
32,– €, 978-3-8305-3278-1
eBook PDF  29,– €, 978-3-8305-2185-3

Rechtslehre: Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2011

2012, 250 S., 30 s/w Abb., kart., dt., 34,– €, 
978-3-8305-3103-6
eBook PDF  30,– €, 978-3-8305-2184-6

Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2017
Yearbook of Legal Education 2017

Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2017
Yearbook of Legal Education 2017

2018, 362 S., 16 s/w Abb., 15 s/w Tab., 
kart., dt./engl./span., 47,– €, 
 978-3-8305-3840-0
eBook PDF  47,– €, 978-3-8305-4004-5

Jahrbuch der Rechtsdidaktik 2016
Yearbook of Legal Education 2016

2017, 316 S., 38 s/w Abb., 12 farb. Abb., 
7 s/w Tab., kart., dt./engl., 45,– €, 
 978-3-8305-3775-5
eBook PDF  40,– €, 978-3-8305-2217-1
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Gesellschaft versus Recht
Diese Publikationsreihe fördert Forschung, 
die das Spannungsverhältnis von Gesell-
schaft, Recht und Ökonomie behandelt.

Die Logik der Monopolisierung und Konzen-
tration in der sich globalisierenden Ökono-
mie überlagert den  traditionellen Rechtscode 
zunehmend. Recht wird aus der Perspektive 
der Ökonomie tendenziell als Störfaktor an-
gesehen. 
Der traditionelle Rechtscode fand im Dua-
lismus Recht und Unrecht seinen Ausdruck. 
Der Code der Ökonomie ist hingegen gekenn-
zeichnet vom Dualismus Kosten und Nutzen.
Globalisierte und unilaterale Transformatio-
nen bewirken indes ökonomische, politische, 
soziale und kulturelle Zerfallsprozesse: Staa-
ten deregulieren, ungezügelter neoliberaler 
Markt-Fundamentalismus weitet sich aus. 
Die Folge sind weltweite Verunsicherungen, 
die zu Rechts erosion und Rechtsvernichtung 
führen. Das ist der Boden, auf dem sich ein 
Teufelskreis von wachsender Unsicherheit 
und wachsendem Sicherheitsstreben ent-
wickelt. Eine Menschenrechte verzehrende 
Präventions- und Sicherheitsgesellschaft ist 
dessen Preis.
Rechtssoziologie und Rechts wissenschaft do-
kumentieren und analysieren diese Zerfalls-
prozesse.

DIE HERAUSGEBER

Prof. Dr. Dr. h. c.  Peter-Alexis  Albrecht, 
Institut für Kriminalwissenschaften 
und Rechts philosophie, Frankfurt am Main. 

Prof. Dr. Dr. h. c.  Fritz Sack, 
Leiter des Instituts für Sicherheits- 
und Präventionsforschung.

 Annabelle Voßberg

Die „Kritische 
Viertel jahresschrift 
für Gesetzgebung 
und Rechts wissenschaft“ 
in der Bundes republik 
Deutschland 1986 –2011
Spuren und Linien off ener 
und traditioneller Rechtsentwicklung 
in 615 Beiträgen der KritV

1986 wurde die Kritische Vierteljahresschrift 
für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft 
(KritV) nach 42-jähriger Erscheinungspause 
von Rechtswissenschaftlern verschiedener 
juristischer Fakultäten Deutschlands und 
der Schweiz neu aufgelegt. Die neuen He-
rausgeber hatten den Anspruch, ein Forum 
für inter- und intradisziplinär off ene Rechts-
wissenschaft und Theorie-Praxis-Dialog zu 
schaff en. Ob die KritV diesen Zielen im ersten 
Vierteljahrhundert seit der Neubegründung 
gerecht wurde, untersucht Annabelle Voß-
berg anhand der zwischen 1986 und 2011 
erschienenen 615 Beiträge. Ihr Erkenntnisin-
teresse richtet sich dabei auch auf inhaltliche 
Fragen und versucht, Spuren und Entwick-
lungslinien im Recht aufzuspüren: Lässt die 
KritV im Untersuchungszeitraum ein Aufbre-
chen der dogmatischen Grenzen von Rechts-
wissenschaft erkennen? Hat sich das Recht 
in einem Diff erenzierungsprozess von der 
alten Kategorisierung dreier traditioneller 
Rechtsbereiche abgewandt und verselbstän-
digt? Löst sich das Steuerungsmedium Recht 
auf und gibt anderen gesellschaftlichen, also 
paralegalen Steuerungsmedien den Vortritt?

2018, 406 S., 6 s/w Abb., 4 s/w Tab., geb., 
79,– €, 978-3-8305-3686-4
eBook PDF  71,– €, 978-3-8305-2202-7
(Gesellschaft  versus Recht)
ISSN Print: 2509-4416
ISSN Online: 2509-4424
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 Peter-Alexis Albrecht (Hrsg./ed.)

Autonomie für eine dritte 
Gewalt in Europa
Transferaufgabe für aufgeklärte Gesell-
schaften der Vernunft

Autonomy for the Third 
Power in Europe
A transfer task for enlightened and ratio-
nal European societies

Die persönliche Unabhängigkeit ist deutschen 
Richterinnen und Richtern durch die  Verfas-
sung garantiert. Aber was nutzt Unabhän-
gigkeit, wenn die Bedingungen, unter denen 
Gerechtigkeit hergestellt werden soll, von 
der machtnahen exekutiven Gewalt vorherr-
schend bestimmt werden? 
In Deutschland fehlt die institutionelle Unab-
hängigkeit und Selbstbestimmung der Drit-
ten Gewalt als Umsetzung des Prinzips der 
Gewaltenteilung und der Balance of Power. 
25 Länder der EU bemühen sich um justizielle 
Autonomie, Deutschland tut das nicht. Dabei 
ist Augenhöhe mit Exekutive und Legislative 
Voraussetzung für die Wirksamkeit des un-
parteiischen Kontrollauftrags der gesamten 
Dritten Gewalt. Auch fehlt der Richterschaft 
die angemessene Partizipation am Gewalten-
Organ „Justizsystem“ – vielerorts in Europa.
Dieser auf Erfahrungswissen europäischer 
Richter basierende Sammelband gibt Ein-
blick in Stand und Details der Verwirklichung 
justizieller Autonomie in zahlreichen europä-
ischen Ländern. Das zeigt sich herausragend 
und ermutigend dort, wo demokratisches 
Selbstbewusstsein historisch gewachsen und 
souverän entfaltet ist. Derartige Erkenntnisse 
sollten denen Hoff nung geben, die sich für 
die Autonomie der Dritten Gewalt in Europa 
engagiert einsetzen – leider oft ungehört.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3801-1
eBook PDF  978-3-8305-4005-2
(Gesellschaft  versus Recht)
ISSN Print: 2509-4416
ISSN Online: 2509-4424

MIT BEITRÄGEN VON

Orlando Afonso | Peter-Alexis Albrecht | Eric Alt | 
Gerhard Altvater | Joaquin Bayo-Delgado | Ulrich 
Baltzer | Hans-Ernst Böttcher | Stefan Braum | 
António Cluny | Ion Copoeru | Christoph Frank | 
Thomas Groß | Horst Häuser | Edgar Isermann | 
Mareike Jeschke | Elisabeth Kreth | Carsten 
Löbbert | Klaus Pförtner | Giovanni Salvi | Till 
Steff en | Sir John Thomas

AUS DEM INHALT

Eine Zuführung zu Versuchen, in einem Zeitfens-
ter von 10 Jahren Autonomie europäischer Justiz-
systeme zu stärken | Das Frankfurter Symposion 
von 2008: Zur richterlichen Unabhängigkeit in 
Europa | Strengthen the Judiciary’s Indepen-
dence in Europe! | Eckpunkte für ein Modell der 
Autonomie der Justiz (Hamburger Symposion) | 
Brandenburgische Erwägungen für eine Stärkung 
der Autonomie der Dritten Gewalt | Sicherungen 
für die Autonomie der Dritten Gewalt in Europa | 
Sicherungsmechanismen für Autonomie und 
Unabhängigkeit der Justiz | Justizielle Autonomie 
in Europa | Institutionelle Autonomie der Dritten 
Gewalt als eine Funktion machtskeptischer Ge-
waltenteilung 

RECHT | RECHTSGESCHICHTE
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 Mareike Jeschke

Justizielle Autonomie 
in Europa
Die richterliche Unabhängigkeit ist ein 
grundlegendes Prinzip der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung. Nur eine unab-
hängige justizielle Kontrolle ermöglicht wirk-
samen Freiheitsschutz vor öff entlichem und 
privatem Machtmissbrauch und eine wirk-
same Kontrolle der anderen Staatsgewalten. 
Als Grundbedingung jedes modernen Rechts-
staats beinhaltet sie auch die Auff orderung an 
die Justizverwaltung, Strukturen zu schaff en, 
in denen ein Richter dieser Verpfl ichtung auf 
eine starke und wirksame justizielle Kontrol-
le der anderen Gewalten Folge leisten kann. 
Die vorliegende Arbeit möchte die in diesem 
Zusammenhang geführte Debatte um eine 
Selbstverwaltung der Justiz um eine euro-
päische Dimension erweitern. Im Anschluss 
an die Arbeit der Bund-Länder-Kommission 
„Judicial System“ werden Erfahrungen euro-
päischer Justizverwaltungen mit Selbstver-
waltungsstrukturen im Gerichtsalltag aus-
gewertet. Diese Ergründung von Umsetzungs-
bedingungen für Selbstverwaltungsstrukturen 
kann als Informationsgrundlage der deut-
schen Richterschaft, der Justizministerien, der 
Landesparlamente und der Gesellschaft ge-
nutzt werden, um ihnen durch eine fundierte 
Erkenntnisbasis eine Entscheidung für oder ge-
gen strukturelle organisatorische Veränderun-
gen der Länderjustizsysteme zu ermöglichen.

2016, 340 S., geb., 59,– €
978-3-8305-3568-3
eBook PDF  52,90 €, 978-3-8305-2113-6
(Gesellschaft  versus Recht)
ISSN Print: 2509-4416
ISSN Online: 2509-4424

RECHT | RECHTSGESCHICHTE

DIE AUTORIN

Mareike Jeschke, geb. 1982, studierte Rechtswis-
senschaft an der Universität Frankfurt am Main 
2015. Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin am Institut für Kriminalwissenschaften und 
Rechtsphilosophie der Universität Frankfurt am 
Main. 2012–2014 Rechtsreferendariat am OLG 
Frankfurt am Main. Seit 2015 Richterin am Land-
gericht Hanau.

AUS DEM INHALT

Einleitung | Die Kommission „Judicial System“ 
und das Erkenntnisinteresse an justizieller 
Unabhängigkeit in Europa | Die Geschichte der 
Kommission | Herausarbeitung der „Fragen- und 
Themensammlung für die Gespräche mit Vertre-
tern der Justiz europäischer Länder“ | Fortgang 
der Kommission: Die einzelnen Ländergespräche | 
Analyse der Ländergespräche auf der Basis der aus-
gewählten Themenkomplexe | Themenkomplex 1: 
Entwicklung und Erfahrungen mit autonomen 
Organisationsstrukturen der Justiz | Themenkom-
plex 2: Personalwesen | Themenkomplex 3: Effi  zi-
enz und Qualitätssicherung | Themenkomplex 4: 
Justiz und Öff entlichkeit | Themenkomplex 5: 
Staatsanwaltschaft | Anhang: Protokolle
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 Michael Wagner-Kern

Präventive
Sicherheitsordnung
Zur Historisierung
der Sicherungsverwahrung

Die Studie verknüpft Trutz von Trothas Be-
funde über den postmodernen Sicherheits-
staat – zusammengeführt in von Trothas 
Analysemodell der „präventiven Sicherheits-
ordnung“ (PSO) – mit zwei Dimensionen 
der Sicherungsverwahrung in Deutschland: 
ihrem grundsätzlich unbefristeten Charakter 
und dem Programm einer nachträglichen Si-
cherungsverwahrung. 
Das PSO-Konzept dient so als Interpretati-
onsfolie für die Entstehung und Analyse der 
Sicherungsverwahrung. Der zeit(rechts)
geschichtlich und strafrechtssoziologisch 
ausgerichtete Fokus auf die Sicherungsver-
wahrung refl ektiert die Frage, inwieweit die 
Erschaff ung dieser Maßregel – durch das 
Gewohnheitsverbrechergesetz zum 1. Janu-
ar 1934 in das Strafgesetzbuch eingeschrie-
ben – als Ausdruck einer primär ideologisch 
geprägten NS-Kriminalpolitik oder aber, was 
oft behauptet wird, in erster Linie als bloße 
Umsetzung längerer Reformüberlegungen 
aus der Weimarer Zeit aufzufassen ist. Der 
Text macht die heutige Sicherungsverwah-
rung als das Produkt staats- und machtge-
leiteter Kontrollkonzepte sichtbar, deren 
Bezugsgrößen in der Vergangenheit des Ge-
wohnheitsverbrechergesetzes und seiner his-
torisch nie erfolgten Revision liegen. Erkenn-
bar wird ein historisches Maßregelrecht der 
Gegenwart.

2016, 112 S., geb., 32,– €, 
978-3-8305-3678-9
(Gesellschaft  versus Recht)
ISSN Print: 2509-4416
ISSN Online: 2509-4424

 Edmund Brandt

Fundstücke II
In dem Band dokumentiert sind weitere 34 
Fundstücke aus der Bibliothek des Instituts 
für Rechtswissenschaften der Technischen 
Universität Braunschweig, „Werke“ aus der 
Zeit zwischen 1933 und 1945, die dort unbe-
schadet, was wohl heißen dürfte: unbemerkt 
und ungelesen, die Jahrzehnte nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges überdauert 
haben.
Sich heute mit ihnen zu befassen, ermöglicht 
einen kritischen Blick auf Gedankengänge 
und Argumentationsmuster, die teilweise un-
endlich weit entfernt scheinen, teilweise aber 
durchaus ungemein vertraut wirken.
Mit dem vorliegenden Band wird das Mate-
rial ausgebreitet und strukturiert. Weiterhin 
fi nden sich erste Hinweise dazu, wie sich in 
einem weiteren Schritt Diskontinuitäts-, aber 
auch Kontinuitätslinien herausarbeiten lie-
ßen und eine inhaltliche Auseinandersetzung 
erfolgen könnte.

2018, 290 S., kart., 44,– €, 
 978-3-8305-3839-4
eBook PDF  39,– €, 978-3-8305-4038-0
(RATUBS – Rechtswissenschaft liche 
Arbeitspapiere der Technischen Universität 
Braunschweig, Nr. 2/2017)
ISSN Print:  2190-5606
ISSN Online:  2367-0835

Fundstücke 2
Weitere Entdeckungen in der Bibliothek
des Instituts für Rechtswissenschaften
der Technischen Universität Braunschweig

RATUBS Nr. 2/2017

BWV • BERLINER WISSENSCHAFTS-VERLAG
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 Thomas Dieterich

Ein Richterleben
im Arbeits- und Verfassungsrecht

Thomas Dieterich hat die Rechtsentwicklung 
der Nachkriegszeit bis zum Jahr 2000 in al-
len Funktionen der Arbeitsgerichtsbarkeit 
miterlebt: als Student, Werkstudent, Refe-
rendar, Richter aller Instanzen und zuletzt 
als Präsident des Bundesarbeitsgerichts. 
Außerdem war er Richter des Bundesver-
fassungsgerichts, später auch Politikberater 
und Schiedsrichter des DGB. In seiner Au-
tobiografi e refl ektiert er diese Zeit. Neben 
dem Wandel von Rechtsüberzeugungen und 
Rechtspraxis in der Zeit seiner berufl ichen 
Mitwirkung interessiert den Autor die Rolle 
des Richters bei der Rechtsfi ndung: Welche 
Bedeutung haben dabei „Vorverständnis“, 
politische und religiöse Bindungen, der wis-
senschaftliche Diskurs, auch außerhalb der 
Juristerei? Was gefährdet die richterliche 
Unabhängigkeit? Diesen Fragen geht der Au-
tor anhand von Streitfällen und Grundsatz-
entscheidungen, an denen er beteiligt war, 
nach. Über sein Privatleben berichtet der Au-
tor nur, soweit es zum Verständnis der rich-
terlichen Tätigkeit notwendig ist, allerdings 
mit einer Ausnahme: Eingehend werden die 
Erlebnisse des ca. zehnjährigen Jungen als 
Pimpf und Flüchtling in den Jahren 1944/45 
geschildert.
Die Autobiografi e richtet sich nicht nur an 
Juristen, sondern an alle Menschen, die an 
der Entstehung von Rechtsüberzeugungen 
und ihrer richterlichen Umsetzung interes-
siert sind. Eine vergleichbare Darstellung 
gibt es in Deutschland nicht. Das Buch bietet 
einzigartige und eindrucksvolle Einblicke in 
das Arbeitsleben eines Richters. Es ist damit 
zugleich ein Beitrag zur Funktionsweise des 
Rechtsstaats und zur Nachkriegsgeschichte.

2016, 282 S., 5 s/w Abb., kart., 34,– €, 
978-3-8305-3672-7

DER AUTOR

Prof. Dr. Thomas Dieterich (1934–2016) war 
1994–1999 Präsident des Bundesarbeitsgerichts 
und 1987–1994 Richter am Bundesverfassungs-
gericht.

PRESSESTIMMEN

„Seine Erinnerungen wirken wie ein Vermächt-
nis – und nehmen unter den juristischen Büchern 
einen einzigartigen Platz ein.“ 

Rolf Lamprecht, Süddeutsche Zeitung, 12.06.2016

„Kaufen, lesen, nach Lektüre anderen zum Lesen 
weitergeben!“

Hans-Ernst Böttcher, verdikt 2.16

„Ein Vermächtnis, das in die Hand jedes Richters 
und jeder Richterin gehört.“

Ulrich Preis, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 
24/2016

„Das ist ein wunderbares, aufregendes Buch. Der 
Leser nimmt teil an ‚gelebtem‘ Recht, hautnah.“

Jörg Berkemann, Deutsches Verwaltungsblatt 
21/2017

Ein Richterleben
Thomas Dieterich

im Arbeits- und Verfassungsrecht

BWV • BERLINER WISSENSCHAFTS-VERLAG
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 Andreas Fisahn,  Martin Kutscha 
(Hrsg.)

Verfassungsrecht konkret
Die Grundrechte
3. überarbeitete Aufl age

Dieses Grundrechtslehrbuch beschreitet ein-
en neuen Weg: Die unverzichtbare Kernma-
terie wird optisch besonders hervorgehoben 
und kann so schnell erfasst und angeeignet 
werden. Damit wendet sich das Werk be-
sonders an Jurastudentinnen und -studenten 
der Anfangssemester und die Studierenden 
der neuen Bachelor-Studiengänge an Fach-
hochschulen und Universitäten. Wer z. B. im 
Rahmen des Jurastudiums mehr wissen will, 
fi ndet darüber hinaus Hintergrundinforma-
tionen, die Behandlung von Einzelfragen 
und die Darstellung aktueller Streitpunkte in 
kleinerer Schrift. Der leichteren Aneignung 
des Stoff es dienen zahlreiche Fälle mit Lö-
sungen, die überwiegend der neueren Recht-
sprechung entstammen. Sie zeigen, dass es 
bei der Materie der Grundrechte keineswegs 
um „graue Theorie“ geht, sondern um einen 
demokratischen Regeln entsprechenden und 
rechtsstaatlich überzeugenden Umgang mit 
gesellschaftlichen Konfl ikten.

3. überarb. Aufl . 2018, 221 S., 1 s/w Abb., 
kart., 24,80 €, 978-3-8305-3808

 Max Helleberg

Leitbildorientierte 
Verfassungsauslegung
Bestandsaufnahme und Kritik 
unter besonderer Würdigung 
der Versammlungsfreiheit

Den Ausgangspunkt dieser Untersuchung 
bildet der Befund, dass bei der Handhabung 
grundrechtlicher Fragestellungen sowohl in 
der Wissenschaft als auch in der Rechtspre-
chung immer wieder in starkem Umfang auf 
bestimmte staats-, verfassungs- und demokra-
tietheoretische „Leitbilder“ verwiesen wird, 
für die im selben Atemzug mehr oder weniger 
off en konstatiert wird, dass sie nicht oder al-
lenfalls schemenhaft Anklang im Verfassungs-
text fi nden. Die Arbeit interessiert sich für die 
Funktionalisierung dieser Leitbilder durch 
den Interpreten sowie das Potenzial und die 
Risiken, die mit ihrem Gebrauch verbunden 
sind. Sind Leitbilder – so lautete eine der zent-
ralen Fragestellungen der Untersuchung – ein 
Segen, weil sie zu einer Erhellung und Ratio-
nalisierung auslegungsleitender Vorverständ-
nisse beitragen, oder doch eher Fluch, weil sie 
einer Aufl ösung der Normativität der Verfas-
sung Vorschub leisten? Dabei geht es letztlich 
um die alte, aber nunmehr in neuem Licht er-
scheinende Frage nach dem Eigenanteil des 
Interpreten bei der Suche nach dem verfas-
sungsrechtlich Gebotenen – einem Grundpro-
blem der Erkenntnis- und Rechtstheorie, aber 
auch der verfassungsgerichtlichen Praxis.

2016, 296 S., kart., 54,– €, 
978-3-8305-3577-5
eBook PDF  47,99 €, 978-3-8305-2965-1

Andreas Fisahn, Martin Kutscha

Verfassungsrecht konkret

3. überarbeitete Au� age

Die Grundrechte

Max Helleberg

Leitbildorientierte 
Verfassungsauslegung

Bestandsaufnahme und Kritik unter besonderer 
Würdigung der Versammlungsfreiheit

BWV • BERLINER WISSENSCHAFTS-VERLAG
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 Hasso Lieber,  Ursula Sens

Fit fürs Schöff enamt 
Band 1 + Band 2

Ziel der zweibändigen Orientierungshilfe 
„Fit fürs Schöff enamt“ ist es, Schöff en eine 
Handlungskompetenz zu vermitteln, die ihr 
Selbstbewusstsein durch das Verstehen ihrer 
Rolle im Verfahren stärkt. Darüber hinaus 
sollen sich die Schöff en ihrer Verantwortung 
und ihres Beitrags zu einer bürgernahen und 
nachvollziehbaren Rechtsprechung bewusst 
werden. 
Band 1 betrachtet den Strafprozess aus der 
Perspektive der Mitwirkung von Schöff en. Er 
unterstützt die Schöff en dabei, die erforder-
lichen Handlungskompetenzen zu erwerben, 
um ihr staatsbürgerliches Ehrenamt aktiv 
und selbstbewusst durch das Verstehen ihrer 
Rolle im Verfahren auszuüben. Dazu werden 
die notwendigen Kenntnisse über das „Hand-
werkszeug“ anschaulich vermittelt: Rechte 
und Pfl ichten, Ablauf der Hauptverhand-
lung, Merkmale einer Straftat sowie Sinn und 
Zweck von Strafrecht und Strafe. 
Band 2 erläutert Grundsätze und Ablauf des 
Strafverfahrens, die Justiz- und Prozess-
grundrechte für ein rechtsstaatliches und 
faires Verfahren, Beweisaufnahme, Bera-
tung und Urteilsfi ndung, das Sanktionensys-
tem sowie die Methode, eine gerechte und 
schuldangemessene Strafe zu fi nden.

i. Vb. 2018, 2. überarb. Aufl age
Band 1: 978-3-8305-3853-0
eBook PDF  978-3-8305-4023-6
Band 2: 978-3-8305-3854-7
eBook PDF  978-3-8305-4024-3
Paket: 978-3-8305-3855-4
eBook PDF  978-3-8305-4025-0

DIE AUTOREN

Hasso Lieber, geb. 1946, Rechtsanwalt, ist Lehr-
beauftragter an der HWR Berlin, Vorsitzender des 
Bundesverbandes ehrenamtlicher Richterinnen 
und Richter e. V. und Herausgeber der Mitglieds-
zeitschrift „Richter ohne Robe“, 1976–1991 Rich-
ter am Landgericht Bochum, zuletzt Vorsitzender, 
dann Wechsel ins Ministerium des Innern (Bran-
denburg), Geschäftsführer der Innenminister-
konferenz, Leiter der Abteilungen für kommunale 
Angelegenheiten sowie Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht, danach Leiter des Brandenburger 
Verfassungsschutzes, 2007–2011 Staatssekretär 
für Justiz in Berlin. 

Ursula Sens ist Diplom-Bibliothekarin in der 
Bibliothek des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
Vorsitzende des Landesverbandes NRW der Deut-
schen Vereinigung der Schöffi  nnen und Schöff en 
e. V. und Mitherausgeberin der Zeitschrift „Richter 
ohne Robe“.

Hasso Lieber / Ursula Sens

Fit fürs Schöffenamt
Eine Orientierungshilfe zur gleichberechtigten 

Teilnahme an der Hauptverhandlung

Band 1

2. überarb. 

Auflage
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Begründet von 
Dr.  Wagner |  Raasch |  Pröpstl
Überarbeitet und aktualisiert von 
Dr.  Christian Oelfke

Wiener  Übereinkommen 
über diplomatische 
 Beziehungen 
vom 18. April 1961
Kommentar für die Praxis

Das Wiener Übereinkommen über diploma-
tische Beziehungen von 1963 hat auch über 
fünfzig Jahre nach seinem Inkrafttreten nicht 
an Bedeutung verloren, sondern erfreut sich 
weltweit hoher Akzeptanz: Mehr als 190 
Staaten sind dem Vertragswerk mittler weile 
beigetreten und wenden seine Regelungen 
im diplomatischen Alltag an. Der jetzt um-
fassend überarbeitete und aktualisierte Kom-
mentar bietet dem Rechtsanwender für die 
Praxis Erläuterungen zu den Vorschriften 
des Wiener Übereinkommens. Dabei wer-
den zentrale Themen wie die Immunität des 
Diplomaten, die Unverletzlichkeit der dip-
lomatischen Mission sowie der Schutz des 
diplomatischen Kuriers ausführlich und un-
ter besonderer Berücksichtigung der hierzu 
ergangenen deutschen Gesetzgebung und 
Rechtsprechung behandelt. Vielfältige Hin-
weise auf die Praxis des Auswärtigen Amtes 
aber auch anderer auswärtiger Dienste run-
den die Darstellung ab. 

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3837-0
eBook PDF  978-3-8305-4010-6

RECHT | RECHTSGESCHICHTE

Wiener  Übereinkommen 
über diplomatische Beziehungen 
vom 18. April 1961
Kommentar für die Praxis
Begründet von Dr. Wagner | Raasch | Pröpstl
Überarbeitet und aktualisiert von Dr. Christian Oelfke

DER AUTOR

Dr. Christian Oelfke, geb. 1972, studierte Rechts-
wissenschaften in Freiburg, München, Heidelberg 
und London. 2004 Promotion an der Universität 
Heidelberg. 2004 Eintritt in den Auswärtigen 
Dienst, dort seit 2014 Leiter der Arbeitseinheit für 
bilaterales und multilaterales Gesandtschaftsrecht.

AUS DEM INHALT

Wortlaut des Übereinkommens | Fakultativ-Pro-
tokoll über den Erwerb der Staatsangehörigkeit | 
Fakultativ-Protokoll über die obligatorische Beile-
gung von Streitigkeiten (BGBl. 1964 II, S. 1018) | 
Gesetz zu dem Wiener Übereinkommen vom 
18. April 1961 über diplomatische Beziehungen 
vom 06. August 1964 | Einzeldarstellung nach 
Artikeln | Tabellarische Übersicht | Liste der Ver-
tragsstaaten des WÜD | Stichwortverzeichnis
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 Christoph G. Paulus

Auf der Suche 
nach Unsterblichkeit
Zur mentalitätsgeschichtlichen, 
sozialen und rechtlichen Bedeutung 
des Testaments im antiken Rom

Wir alle streben nach Unsterblichkeit, schrieb 
Cicero, und verfassen deshalb sorgfältig Tes-
tamente. Am Testament, so Plinius d. J., er-
kenne man den Charakter des Testators.
Diese beiden Äußerungen nimmt Chris-
toph Paulus zum Anlass, eine mentalitäts-
geschichtliche Untersuchung über den Un-
sterblichkeitswunsch – erinnert zu werden 
bei den Nachfahren  – in der römischen An-
tike vorzunehmen. Ein naheliegendes For-
schungsvorhaben, gehörte es in der römi-
schen Oberschicht doch zum gesellschaftlich 
Unabdingbaren, ein Testament zu verfassen 
und schon lebzeitig publik zu machen. Diese 
Wechselwirkung zwischen Selbstdarstellung 
und Schaff ung einer Beurteilungsgrundlage 
für das postmortale Ansehen führen zu einer 
hoch interessanten und aussagekräftigen In-
formationsquelle.
Das Buch geht aus Paulus’ juristischer Habi-
litationsschrift (Ludwig-Maximilians-Univer-
sität, 1990) hervor, die insbesondere juristi-
sche Quellen bzw. die juristische Bewertung 
von Testamentsklauseln berücksichtigte. So 
erschließen sich für die Mentalitätsgeschichte 
weite Quellenareale, die bislang meist der rö-
misch-rechtlichen Zunft überlassen  wurden.

2018, 301 S., kart., 50,– €, 
 978-3-8305-3817-2
eBook PDF  45,– €, 978-3-8305-2249-2

 Matthias Scharfe

Religions- und Ethik-
unterricht im bekenntnis-
neutralen Staat
Ein Rechtsvergleich zwischen 
Österreich und Deutschland

Die Regelung des Verhältnisses von Staat und 
Religion gilt als eine der komplexesten He-
rausforderungen der Verfassungsordnung. 
Besonders deutlich tritt dieses umstritte-
ne Feld im Bereich der öff entlichen Schule, 
insbesondere im schulischen Religionsun-
terricht – der in ein Beziehungsvieleck aus 
Staat, Religionsgemeinschaften, Eltern und 
Schülern eingebettet ist – zu Tage.
Das Buch geht der Frage nach, ob ein Grund-
rechtsanspruch auf Religionsunterricht be-
steht und wenn ja, welchem Rechtsträger die-
ser zukommt. Weiters wird erörtert, wie der 
Unterricht rechtlich gestaltet sein muss und 
wie das Verhältnis zur religiös-weltanschau-
lichen Neutralität des Staates ist. Schließlich 
wird die rechtliche Situation des Religions-
unterrichts in Österreich und Deutschland 
einem strukturellen Vergleich unterzogen.

2018, 439 S., geb., 96,30 €, 
 978-3-8305-3798-4

Christoph G. Paulus

Auf der Suche 
nach Unsterblichkeit
Zur mentalitätsgeschichtlichen, sozialen 
und rechtlichen Bedeutung des Testaments 
im antiken Rom
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 Stephan Hobe,  Bernhard Schmidt-
Tedd,  Kai-Uwe Schrogl (Editors)

Cologne Commentary 
on Space Law
Outer Space Treaty

The Cologne Commentary on Space Law is 
a three-volume annotation on the written 
norms of space law as enunciated through 
the Treaties of the United Nations and its 
General Assembly Resolutions. Volume I fo-
cuses on the 1967 Treaty on Principles Gov-
erning the Activities of States in the Explora-
tion and Use of Outer Space, including the 
Moon and Other Celestial Bodies, popularly 
known as the ‘Outer Space Treaty’. A broad 
international authorship of twenty experts 
addresses the historical overview and pro-
vides a provision-by-provision interpretation 
of the Outer Space Treaty. This Volume also 
includes insights into the subsequent State 
practice, present-day applicability and future 
perspectives of the Treaty.
The other four UN Treaties, the 1968 Rescue 
Agreement, the 1972 Liability Convention, 
the 1975 Registration Convention and the 
1979 Moon Agreement, are addressed in Vol-
ume II, which was published in 2013. Volume 
III (published in 2015) delves into the eight 
most relevant United Nations General Assem-
bly Resolutions/Principles on space activities. 
On the occasion of the 50th anniversary of 
the Outer Space Treaty, Volume I of the Co-
logne Commentary on Space Law has been 
translated into Russian.

2017, 780 S., geb., engl./russ., 139,– €, 
978-3-8305-3771-7
eBook PDF  125,– €, 978-3-8305-2219-5

AUCH ERHÄLTLICH ALS RUSSISCHE AUSGABE
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2017, 472 S., geb., russ., 89,– €,
978-3-8305-3748-9
eBook PDF  80,– €, 978-3-8305-2218-8

 Bernd Hüpers

Karl Larenz – Methoden-
lehre und Philosophie des 
Rechts in Geschichte und 
Gegenwart
Rechtswissenschaft und Rechtsprechung be-
einfl ussen sich gegenseitig in Deutschland. Es 
gibt kaum eine höchstrichterliche Entschei-
dung, in der lediglich auf andere Judikate 
Bezug genommen wird. Nur ein Gebiet der 
Rechtswissenschaft, von dem man anneh-
men könnte, es sei die Quelle zahlloser Inspi-
rationen, bleibt gewöhnlich im Verborgenen: 
Es ist die Methodenlehre.
Der wichtigste Repräsentant dieser Disziplin 
war über viele Jahrzehnte Karl Larenz, und 
noch heute, über 15 Jahre nach seinem Tod, 
bleibt er allgegenwärtig. Larenz war nicht 
nur Zivilrechtler, sondern vor allem Staats-
und Rechtsphilosoph. Er war ein Rechtsethi-
ker in wechselvollen und gefährlichen Zeiten, 
von der Weimarer Republik über das Dritte 
Reich bis zum Ende der alten Bundesrepublik 
(West). War er „Kronjurist“ der Nationalso-
zialisten oder gar ein Widerständler? Liefert 
seine zur Philosophie geöff nete Methoden-
lehre das richtige Fundament für eine zeit-
gemäße Rechtsgewinnung oder liefert sie die 
Erklärung für das erstaunliche Phänomen ei-
ner der methodischen Refl exion nicht bedür-
fenden gerichtlichen Praxis?
Philosophie und Methodenlehre von Larenz 
werden in ihrer zeitgeschichtlichen Bedingt-
heit und Aufl ehnung untersucht – auch zum 
Zwecke einer zukünftigen Jurisprudenz, die 
sich Wissenschaft nennen lassen darf. 

2. Aufl . 2016, 672 S., 1 s/w Abb., kart., 
59,– €, 978-3-8305-3637-6
eBook PDF  52,99 €, 978-3-8305-2118-1
(Berliner Juristische Universitätsschrift en,
Grundlagen des Rechts, Bd. 49)
ISSN Print: 2366-9780
ISSN Online: 2366-9799
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 Philipp Spiller

Personalpolitik 
beim Kammergericht 
von 1933 bis 1945
Während der NS-Zeit griff  der Staat mas-
siv in die personelle Zusammensetzung des 
Kammergerichts ein; politisch Unliebsame 
erlitten Repressalien, die Beförderungsbe-
dingungen veränderten sich. Ausgehend von 
erhalten gebliebenen Personalakten unter-
sucht die Arbeit die Biographien der Richter 
und Staatsanwälte. Sie nimmt deren indi-
viduelle berufl iche Lage sowie den sozialen 
und politischen Hintergrund in den Blick. In 
der Personalpolitik zeigten sich aber auch Ge-
gensätze zwischen der Justizverwaltung und 
der NSDAP. Insbesondere unter dem natio-
nalkonservativ geprägten Reichsjustizminis-
ter Gürtner widersetzte sich das Reichsjus-
tizministerium den Beförderungswünschen 
der Partei, wenn es die fachliche Eignung für 
nicht ausreichend hielt. Juristische Qualifi -
kation und politische Zuverlässigkeit waren 
jedoch keineswegs ein Widerspruch: Auch 
am Kammergericht stellten sich viele hoch-
qualifi zierte Juristen uneingeschränkt in den 
Dienst der neuen Machthaber. In Hoch- und 
Landesverratssachen fungierte das Kam-
mergericht als eine „Außenstelle des Volks-
gerichtshofs“ (Staatsekretär Freisler). Diese 
Arbeit beleuchtet daher auch, wie sich die 
Tätigkeit von Juristen des Kammergerichts in 
politischen Strafsenaten oder als Hilfsrichter 
am Volksgerichtshof auf ihre Karrieren aus-
wirkte.

2016, 286 S., 15 s/w Tab., kart.,
58,– €, 978-3-8305-3470-9
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Grundlagen des Rechts, Bd. 55)
ISSN Print: 2366-9780
ISSN Online: 2366-9799

 Uta Wiedenfels

Das  Vermögensgesetz – 
Restitution im  Zeitenwandel
Bei den off enen Vermögensfragen handelt es 
sich um rechtsstaatswidrige Eingriff e in Pri-
vatvermögen, zumeist die entschädigungs-
lose Entziehung von Grundstücken. Schul-
beispiel sind die Grundstücke in den Westen 
gefl ohener DDR-Bürger. Daneben gibt es 
zahlreiche andere Fälle und Sachverhalte.
Die Alteigentümer hatten diese Grundstü-
cke – zunächst vergeblich – zurückgefordert. 
Nach der Wende verständigten sich die bei-
den deutschen Regierungen auf eine Lösung 
dieser Fragen im „Gesetz zur Regelung Off e-
ner Vermögensfragen“: Im Grundsatz sollte 
Rückgabe vor Entschädigung gehen, gleich-
zeitig sollten Investitionen den Rückgaben 
vorgehen – ein schwieriger Kompromiss in 
einer einzigartigen politischen, wirtschaftli-
chen und rechtlichen Situation, der zudem 
unzählige Änderungen erfahren hat. Mitt-
lerweile sind fast alle Verfahren abgeschlos-
sen, somit ist Zeit für eine Bilanz: Genügt 
das Vermögensgesetz dem Anspruch? Wurde 
tatsächlich „wieder gutgemacht“? Uta Wie-
denfels untersucht die Hintergründe, die Ent-
wicklung und die Herausforderungen, denen 
das Gesetz in der Praxis begegnete.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3582-9
eBook PDF  978-3-8305-2088-7
(Berliner Juristische Universitätsschrift en:
Grundlagen des Rechts, Bd. 56)
ISSN Print: 2366-9780
ISSN Online: 2366-9799
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 Dominik Glorius

Im Kampf mit 
dem Verbrechertum
Die Entwicklung der Berliner 
Kriminalpolizei von 1811 bis 1925.
Eine rechtshistorische Betrachtung

Die 1811 gegründete Berliner Kriminalpo-
lizei ist die älteste Kriminalpolizeibehörde 
Deutschlands. Ihr Einfl uss auf die Entwick-
lung der deutschen Kriminalpolizei ist in der 
Polizeihistoriographie unbestritten. Welchen 
Einfl uss die Berliner Polizeibehörde jedoch 
auf den normativen Rahmen des heutigen 
strafprozessualen Vorverfahrens gehabt hat, 
war bislang unbekannt. In einer umfassenden 
rechtshistorischen Untersuchung zeichnet 
der Autor anhand bislang nicht ausgewerteter 
archivalischer Quellen die Entwicklungsge-
schichte der Berliner Kriminalpolizei von der 
Gründung der Behörde im Jahr 1811 bis zur 
Einrichtung des Preußischen Landeskrimi-
nalpolizeiamtes im Jahr 1925 nach und zeigt 
hierbei auf, in welchem Umfang insbesondere 
die Ausgestaltung des bis heute nicht konfl ikt-
freien Verhältnisses von Polizei und Staats-
anwaltschaft durch die Entwicklung der Po-
lizei- und Justizbehörden in der preußischen 
Residenz- und späteren Reichshauptstadt 
beeinfl usst worden ist. Daneben schließt die 
Studie bislang existierende polizeihistorische 
Lücken, u. a. bezogen auf die Entwicklungs-
geschichte der Berliner Kriminalpolizei wäh-
rend des Ersten Weltkriegs und in der Früh-
phase der Weimarer Republik.

2016, 834 S., kart., 
119,– €, 978-3-8305-3608-6
eBook PDF  106,90 €, 978-3-8305-2104-4
(Berliner Juristische Universitätsschrift en:
Grundlagen des Rechts, Bd. 57)
ISSN Print: 2366-9780
ISSN Online: 2366-9799

 Katharina Werz

Der Schauprozess 
im 20. Jahrhundert 
in Deutschland
Begriff , Funktion und Struktur anhand 
ausgewählter Beispiele

Der Begriff  des Schauprozesses wird häufi g 
zur Beschreibung von Gerichtsverfahren ver-
wendet, in denen ein juristisches Unwertur-
teil erfolgt. Gleichwohl mangelt es vor allem 
in der Rechtswissenschaft an Begriff sbestim-
mungen. Ziel der Studie ist die Erarbeitung 
einer geeigneten Defi nition. Dafür wird zu-
nächst eine Bestandsaufnahme der vorhan-
denen Ansätze in verschiedenen Wissen-
schaften vorgenommen und der Be  griff  des 
Schauprozesses in einen strukturellen Zu-
sammenhang mit denen der politischen Jus-
tiz und des politischen Prozesses gebracht. 
Defi nitionen der drei Begriff e werden unter 
Berücksichtigung des grundlegenden Werkes 
„Politische Justiz“ des Verfassungsrechtlers 
Otto Kirchheimer enwickelt. Anschließend 
erfolgt eine Analyse deutscher Gerichtsver-
fahren des 20. Jahrhunderts anhand der ent-
wickelten Merkmale eines Schauprozesses, 
um deren Praktikabilität zu überprüfen – dar-
unter der Rathenau-Prozess (1922), der Pro-
zess gegen die Attentäter des 20. Juli 1944 
(1944), das De visenverfahren gegen Robert 
Havemann (1979) und der Stammheim-
Prozess (1975 bis 1977). Abschließend wird 
die aktuelle interna tionale Bedeutung von 
Schauprozessen untersucht und diskutiert, 
wie mit rechtlichen Mitteln gegen Schaupro-
zesse vorgegangen werden kann.

2016, 328 S., 3 s/w Tab., kart., 69,– €, 
978-3-8305-3611-6
eBook PDF  62,– €, 978-3-8305-2102-0
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Grundlagen des Rechts, Bd. 58)
ISSN Print: 2366-9780
ISSN Online: 2366-9799
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 Liudmila Keul

Russisches 
 Bereicherungsrecht
Systematische Darstellung und 
ausgewählte Probleme

Das Bereicherungsrecht zählt zu den grund-
legenden Rechtsinstituten des materiellen Zi-
vilrechts und gehört zu den meistdiskutierten 
Themenfeldern innerhalb der Rechtswissen-
schaft. Mit Inkrafttreten des Russischen Zivil-
gesetzbuches liegt der Fokus der vergleichen-
den Rechtsforschung nun auch verstärkt auf 
dem russischen Bereicherungsrecht. 
Die erste umfassende Untersuchung der be-
reicherungsrechtlichen Schuldverhältnisse 
Russlands in deutscher Sprache gibt Auf-
schluss über die Entstehungsgeschichte des 
russischen Bereicherungsrechts und nimmt 
eine Gesamtanalyse des geltenden russischen 
Bereicherungsrechts vor. Gesetzeslücken und 
Unklarheiten werden aufgezeigt sowie Lö-
sungsvorschläge, die überwiegend auf dem 
deutschen Bereicherungsrecht basieren, de-
tailliert erörtert. Abschließend unternimmt 
die Autorin eine Untersuchung der Konkur-
renzthematik.

2017, 280 S., kart., 54,– €, 
 978-3-8305-3709-0
eBook PDF  49,– €, 978-3-8305-2995-8
(Schrift enreihe zum Osteuropäischen Recht, 
Bd. 24)
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128

DIE AUTORIN

Dr. Liudmila Keul, LL.M. (Eur.), geb. 1979, 
studierte Rechtswissenschaften in München und 
Tscheboksary, Russland. 2016 Promotion an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel. 
2013–2015 Rechts referendariat.

AUS DEM INHALT

Erster Teil: Die Entstehung und geschichtliche Ent-
wicklung von Schuldverhältnissen aus ungerecht-
fertigter Bereicherung im russischen 
Recht  | Zweiter Teil: Grundlini-
en des Bereicherungsrechts in 
der Russischen Föderation  | 
Dritter Teil: Das Verhältnis 
von Rechtsvorschriften des 
Kapitels 60 ZGB zu ande-
ren Forderungen auf Schutz 
bürgerlicher Rechte  | Vierter 
Teil: Endergebnis und rechts-
politische  Lösungsvorschläge.
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 Christian Heuser

Deutsche Rechtsreform-
beratung zur Unter-
stützung der Systemtrans-
formation in der Republik 
Aserbaidschan
Gut 25 Jahre nach dem Fall der Berliner Mau-
er widmet sich die Untersuchung theoreti-
schen Aspekten der Rechtsreformberatung in 
Transformationsstaaten, wobei die deutsche 
Rechtsreformberatung in der Republik Aser-
baidschan als Anschauungsbeispiel dient.
Die Arbeit geht aus primär juristischer Sicht, 
unter Heranziehung rechtshistorischer, insti-
tutionenökonomischer und rechtssoziologi-
scher Überlegungen, der Frage nach, wie eine 
westliche Rechtsordnung in einem Transfor-
mationsland mit einem anderen kulturellen 
Hintergrund implementiert werden kann. Es 
wird aufgezeigt, welche Problemfelder sich 
hierbei auftun und welche konkreten Umset-
zungsbeiträge von den vor Ort tätigen Rechts-
reformberatern geleistet wurden. 
Daneben beleuchtet die Untersuchung das 
Umfeld der Rechtsreformberatung, das zum 
einen von geopolitischen Aspekten beein-
fl usst ist, andererseits aber auch von einer in-
tensiver gewordenen Wettbewerbssituation 
unter den westlichen Rechtsreformberatern 
mitbestimmt wird. Stichworte hier sind Wett-
bewerb der Rechtsordnungen, Rechtsexport 
und Rechtsimperialismus.

2016, 508 S., 2 s/w Abb., kart., 
89,– €, 978-3-8305-3710-6 
(Schrift enreihe zum Osteuropäischen Recht, 
Bd. 23) 
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128

 Yury Safoklov

Das Gewaltenteilungs-
prinzip in Russland: 
Die Genese eines 
 Institutstransfers
Die Arbeit befasst sich mit dem Phänomen 
des „legal borrowing“ und der Rezeption 
der „ausgeliehenen“ Rechtsinstitute im Emp-
fängerstaat. Der aus der westlichen Verfas-
sungstradition transferierte Grundsatz der 
Gewaltenteilung nimmt in der russischen 
Verfassung von 1993 den Platz eines tragen-
den Staatsprinzips ein. Den Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung bilden die ver-
fassungsrechtliche Regelung und einfachge-
setzliche Konkretisierung des Gewaltenver-
hältnisses; nicht minder bedeutend ist aber 
auch der Blick auf die Verfassungswirklich-
keit. In zeitlicher Hinsicht erstreckt sich die 
Untersuchung auf die Anfänge des Konstitu-
tionalismus im Russischen Zarenreich und 
die Negation dieser Errungenschaften durch 
die sowjetische Staatrechtswissenschaft; der 
Schwerpunkt liegt auf der bis in die Gegen-
wart andauernden Phase des postsowjeti-
schen Konstitutionalismus. Ziel des Vorha-
bens ist es einerseits, die nach der Annahme 
der Verfassung off ensichtlich gewordenen 
Divergenzen zwischen der Verfassungspraxis 
der Spenderstaaten und der Realität des rus-
sischen Rezipienten zu erklären; andererseits 
wird anhand der Untersuchungsbefunde eine 
Prognose über künftige staatsorganisations-
rechtliche und rechtspolitische Entwicklun-
gen in Russland gewagt.

2016, 451 S., kart., 98,– €, 
978-3-8305-3623-9
eBook PDF  88,– €, 978-3-8305-2196-9
(Schrift enreihe zum osteuropäischen Recht, 
Bd. 25)
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128
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 Anke Allenhöfer

Gesellschafter verein ba-
rungen bei Kapitalgesell-
schaften
Eine rechtsvergleichende Untersuchung 
im deutschen und russischen Recht

Gesellschaftervereinbarungen sind ein wich-
tiges Instrument der Gesellschaften zur ver-
traglichen Konkretisierung ihrer mitglied-
schaftlichen Rechtsverhältnisse. Sowohl im 
deutschen als auch im russischen Recht stel-
len sie eine verbindliche interne Regelung 
der Beziehungen der Gesellschafter unterei-
nander sowie zur Gesellschaft dar, bei der die 
Gesellschafter vertraglich die Ausübung ihrer 
Rechte und Pfl ichten aus der Mitgliedschaft 
regeln.
Anke Allenhöfer untersucht Gesellschafter-
vereinbarungen in beiden Rechtsordnungen 
auf ihre Zulässigkeit sowie auf ihre grund-
sätzliche Beziehung zu den korporativen 
Rechtsverhältnissen der Kapitalgesellschaft. 
Allenhöfer geht der Frage nach, welche Wech-
selwirkungen zwischen Gesellschafterver-
einbarungen und der Gesellschaft bestehen, 
und unterzieht die rechtliche Behandlung 
von Gesellschaftervereinbarungen in beiden 
Rechtsordnungen einer rechtsvergleichen-
den Untersuchung. Allenhöfer leistet durch 
die Klärung praktisch relevanter Rechtsfra-
gen einen wichtigen Beitrag zum russischen 
Kapitalgesellschaftsrecht und zur deutsch-
russischen Rechtsvergleichung.

2018, 326 S., kart., 58,– €, 
 978-3-8305-3776-2
eBook PDF  52,– €, 978-3-8305-2986-6
(Schrift enreihe zum osteuropäischen Recht, 
Bd. 26)
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128
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Dr. Anke Allenhöfer ist Rechtsanwältin bei Fresh-
fi elds Bruckhaus Deringer in München, wo sie der 
Praxisgruppe Corporate/M&A und dem Russi-
an Desk angehört. Nach ihrer Ausbildung zum 
Reserveoffi  zier in der Bundeswehr studierte sie 
Rechtswissenschaften an der Universität Passau 
und absolvierte ein einjähriges Schwerpunktstu-
dium „Russisches Recht“ in Krasnojarsk. Nach 
Abschluss des Studiums promovierte sie an der 
Universität Regensburg zu Gesellschafterverein-
barungen im deutschen und russischen Recht. 
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 Patrick Stockebrandt

Haftung für aus Umwelt-
verschmutzung resultie-
rende Schäden 
in Production Sharing 
Agreements 
in Aserbaidschan
Seit der Unabhängigkeit Aserbaidschans hat 
sich die Öl- und Gasförderung zum domi-
nanten Wirt-schaftszweig mit entsprechend 
hoher wirtschaftlicher und politischer Be-
deutung entwickelt. Ausgangspunkt dieser 
Entwicklung war der 1994 mit zehn ausländi-
schen Erdölunternehmen vereinbarte „Jahr-
hundertvertrag“ – ein Production Sharing 
Agreement über die Fördergebiete „Azeri, 
Chirag, Gunashli“.
Patrick Stockebrandt untersucht den „Jahr-
hundertvertrag“, der als Mustervertrag für 
nachfolgende Erdölprojekte dient, dahin-
gehend, ob dieser eine Haftung für aus Um-
weltverschmutzung resultierende Schäden 
etabliert und inwiefern Dritte mögliche 
Ansprüche geltend machen können. Somit 
widmet sich die Untersuchung einem Thema 
im Schnittfeld von internationalem Umwelt-
recht und Investitionsschutzrecht, welches 
bisher nur wenig Aufmerksamkeit in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur erfahren 
hat, aber von großer ökonomischer und po-
litischer Bedeutung ist. Stockebrandt ordnet 
das Production Sharing Agreement in die 
Systematik der bestehenden internationa-
len Vertragstypen und Förderregime ein und 
stellt es in seiner umweltrechtlichen Dimen-
sion vor dem Hintergrund des bestehenden 
Völkervertragsrechts dar.

2018, 167 S., geb., 44,– €, 
 978-3-8305-3830-1
eBook PDF  44,– €, 978-3-8305-4008-3
(Schrift enreihe zum osteuropäischen Recht, 
Bd. 27)
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128

 Phyllis Rade

Die Durchsetzung 
des Lauterkeitsrechts 
in Deutschland 
und der Tschechischen 
Republik
Phyllis Rade entfaltet die Grundzüge des Lau-
terkeitsrechts in Deutschland und der Tsche-
chischen Republik im Wege eines Rechts-
vergleichs. Systematisch erschließt sie das 
materielle und prozessuale Lauterkeitsrecht 
beider Länder, ohne hierbei den Blick auf 
die unionsrechtlichen Vorgaben zu verlieren. 
Der fortlaufende Perspektivenwechsel  zwi-
schen den beiden Rechtsordnungen vor dem 
Hintergrund des Unionsrechts ermöglicht 
es, den Status quo der Angleichung kritisch 
zu hinterfragen und dessen Problematiken 
aufzuzeigen. Das Buch wendet sich an alle, 
die sich im Zuge von Studium, Forschung 
oder fachspezifi scher Rechtspraxis in beiden 
Rechtsordnungen ein Bild über das Lauter-
keitsrecht machen möchten, und zeigt darü-
ber hinaus Schwachstellen des Unionsrechts 
und dessen harmonisierender Wirkung auf. 
Phyllis Rade schaff t in ihrer Arbeit einen in-
tegrierten rechtsvergleichenden Zugang, der 
mehr ist, als eine separierte Darstellung der 
Rechtslage beider Staaten. Zudem erarbei-
tet sie ein Konzept, wie die Harmonisierung 
dieses Rechtsgebietes weiter vorangetrieben 
werden könnte.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3838-7
eBook PDF  978-3-8305-4009-0
(Schrift enreihe zum osteuropäischen Recht, 
Bd. 28)
ISSN Print: 2366-911X
ISSN Online: 2366-9128



19

< >
Deutsch-Russische Juristenvereinigung e.V.

Im Dienst 
des deutsch-russischen 

Rechtsdialogs
30 Jahre Deutsch-Russische Juristenvereinigung

Rainer Birke, Rainer Wedde (Hrsg.)

Schriftenreihe der Deutsch-Russischen Juristenvereinigung e.V. | Band 2

 Rainer Birke,  Rainer Wedde (Hrsg.)

Im Dienst des deutsch-
russischen Rechtsdialogs
30 Jahre Deutsch-Russische 
Juristenvereinigung

Anlässlich ihres 30-jährigen Gründungsjubi-
läums legt die Deutsch-Russische Juristen-
vereinigung eine aktuelle Bestandsaufnahme 
des deutsch-russischen Rechtsdialogs vor. 
Lange von Off enheit und Annäherung ge-
prägt, wird dieser Austausch seit einigen Jah-
ren durch die politische Entfremdung beider 
Länder erschwert. 
Ungeachtet dessen hat der Dialog zwischen 
deutschen und russischen Juristen nichts an 
Lebendigkeit eingebüßt: Zweisprachige Stu-
diengänge, wissenschaftliche Kooperationen, 
der Deutsch-Russische Juristenpreis, Zusam-
menarbeit bei der praktischen Rechtsanwen-
dung sind nur einige Facetten des Rechtsdi-
alogs zwischen Deutschland und Russland. 
Die traditionelle Nähe der beiden Rechtsord-
nungen spielt dabei ebenso eine Rolle wie die 
gewachsenen persönlichen Kontakte. 
Über 20 Autoren aus sieben Ländern zeigen 
in ihren Beiträgen, wie eng diese Verbindun-
gen mittlerweile sind, verdeutlichen aber 
auch Herausforderungen und Chancen des 
Austauschs. Vor allem aber beweisen sie, dass 
der deutsch-russische Rechtsdialog stets zwi-
schen Menschen stattfi ndet, die sich schätzen 
und engagieren.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3868-4
eBook PDF  978-3-8305-4040-3
(Schrift enreihe der Deutsch-Russischen 
Juristenvereinigung e.V., Bd. 2)
ISSN Print: 2367-2641
ISSN Online: 2367-265X
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 Oesten Baller,  Burkhard Breig (Hrsg.)

Justiz in Mittel- und Ost-
europa
Eine unabhängige und funktionsfähige Jus-
tiz ist eine unverzichtbare Voraussetzung für 
einen demokratischen Rechtsstaat und eine 
stabile wirtschaftliche Entwicklung. In den 
beiden größten Ländern im postsowjetischen 
Raum, in Russland und der Ukraine, ist es ein 
weiter Weg hin zu einer unabhängigen Jus-
tiz, gerade wenn man die gerichtliche Kon-
trolle des Präsidenten und der Regierung in 
den Blick nimmt. Aber auch in Ungarn und 
Polen, Mitglieder der Europäischen Union 
seit 2004, ist die Verfassungsjustiz auf Grund 
zunehmenden politischen Drucks in ihrer 
Unabhängigkeit bedroht. Juristen aus die-
sen Ländern sowie aus Deutschland und aus 
Israel untersuchen unterschiedliche Fragen 
des Zustands und der Entwicklung der Jus-
tiz, primär in den Ländern Russland, Ukra-
ine, Polen und Ungarn. Ein Schwerpunkt 
ist die Rechtsentwicklung in Russland, vor 
allem die sehr umstrittene Abschaff ung des 
russischen Obersten Arbitragegerichts und 
die Übertragung seiner Funktionen auf das 
Oberste Gericht.

2017, 180 S., 2 s/w Abb., kart., dt./engl., 
39,– €, 978-3-8305-3777-9
eBook PDF  35,– €, 978-3-8305-2214-0
(Recht, Sicherheit und Verwaltung in inter-
nationaler Perspektive, Bd. 5)
ISSN Print: 2367-086X
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Richterliche Unabhängigkeit 
in der Russischen Föderation
���	�������� ����� 
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Nach der 1000-jährigen russischen Geschich-
te eines autokratischen Imperiums ist die 
Zeit seit 1991 nur ein Hauch von Geschichte. 
Umso bemerkenswerter ist der fortschrittli-
che normative Aufbau des Rechtsstaates in 
der Russischen Föderation, den die Autorin 
detailliert darlegt. Die richterliche Unabhän-
gigkeit ist im geschriebenen Verfassungs-
recht und in Gesetzen normativ anerkannt, 
indes bremsen gesellschaftliche Strukturbe-
dingungen die Umsetzung heftig aus. Ver-
fassung und Recht haben traditionell keinen 
besonderen Stellenwert in Russland, starke 
autokratische Traditionen lassen sich bis-
lang nicht eff ektiv einschränken. Das positive 
Recht der Verfassung ist also nur ein Steue-
rungsmedium für die Herstellung und Förde-
rung gesellschaftlicher Gerechtigkeit. Diese 
wird erst real entfaltet durch soziale, öko-
nomische und gesellschaftliche, also struk-
turelle Voraussetzungen für Gerechtigkeit 
jenseits der Formalität des Gesetzesstaates: 
Erst chancengleiche Wohlstandsverteilung 
und Mitbestimmung für alle schaff en reales 
Erleben des Nutzens von Rechtsstaatlichkeit. 
Konkrete Empfehlungen weisen den Weg zu 
dringlichen Justizreformen – überall auf der 
Welt.

2017, 337 S., kart., dt./russ., 59,– €, 
978-3-8305-3707-6
eBook PDF  53,– €, 978-3-8305-4000-7
(Gesellschaft  versus Recht)
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 Osteuropa-Institut der Freien 
Universität Berlin und  Deutsche 
Stiftung für internationale rechtliche 
Zusammenarbeit e. V. Bonn (Hrsg.)

Zivilgesetzbuch der Russi-
schen Föderation (Vierter 
Teil) von 2016
herausgegeben von  Herwig Roggemann 
und  Wilfried Bergmann, eingeleitet und 
übersetzt von  Elena Dubovitskaya

Der vierte Teil des Russischen Zivilgesetz-
buches über das Geistige Eigentum, der am 
01.01.2008 in Kraft trat, ist für die Kommu-
nikation in Wissenschaft, Kultur und Technik 
von großer praktischer Bedeutung. Aufgrund 
der rasch fortschreitenden Digitalisierung 
war bereits kurz nach Verabschiedung des 
Gesetzestextes eine Anpassung an die neuen 
Gegebenheiten geboten. Die neuen Regelun-
gen haben auch für den umstrittenen Schutz 
der Autoren in Russland einen akzeptablen 
vorläufi gen Kompromiss gefunden.
Die vorliegende Übersetzung, versehen mit 
zahlreichen Kommentierungen, hat diese 
Neuerungen eingearbeitet und gibt den Be-
nutzerInnen ein Werk an die Hand, das die 
aktuelle Gesetzgebung bis zum 31.3.2016 be-
rücksichtigt. Zusammen mit den drei voran-
gegangenen Bänden steht der wissenschaftli-
chen Diskussion und der Rechtsvergleichung 
nun das gesamte erneuerte Zivilrecht in deut-
scher Übersetzung zur Verfügung.

2016, 328 S., kart., 49,– €, 
978-3-8305-3476-1
eBook PDF  45,– €, 978-3-8305-2194-5
(Quellen zur Rechtsvergleichung 
aus dem Osteuropa-Institut 
der Freien Universität Berlin, Bd. 44d)
ISSN Print: 2509-2634
ISSN Online: 2509-2642

 László Sólyom

Das Gewand 
des Grundgesetzes
Zwei Verfassungsikonen – 
Ungarn und Deutschland

Verfassungen haben eine symbolische Funk-
tion. In sorgfältig konzipierten Prachtausga-
ben eines Grundgesetzes kommt diese Sym-
bolik besonders zum Ausdruck – ihre Gestal-
tung verrät viel über die Natur und Ideologie 
des gegebenen Regimes. 
Unter diesem Gesichtspunkt vergleicht  László 
Sólyom, Verfassungsrechtler und ehemali-
ger Staatspräsident Ungarns, das deutsche 
Grundgesetz und das neue Grundgesetz Un-
garns. Während die deutsche Grundgesetz-
Ausgabe in ihrer Schlichtheit den Bruch mit 
der Vergangenheit ausdrückt und durch den 
puren Gesetzestext die Herrschaft des Rechts 
betont, ist die ungarische Prachtausgabe ein 
historisches Bilderbuch, das vor allem auf 
die Weckung von Nationalstolz zielt, und 
in dem der Text des höchsten Gesetzes des 
Landes eine Nebenrolle spielt. Obwohl das 
ungarische Grundgesetz seitdem ziemlich 
umfangreich geändert wurde, wird zu sei-
ner Popularisierung weiterhin die originale 
Prachtausgabe gedruckt und verteilt. Die mit 
dieser Ausgabe angestrebte Symbolwerdung 
der Verfassung scheitert also, die Prachtaus-
gabe ist nun höchstens das Symbol der sym-
bolschaff enden Absicht.

2017, 38 S., 1 s/w Abb., 6 farb. Abb., kart., 
14,– €, 978-3-8305-3768-7
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 Bernd Wieser,  Armin Stolz (Hrsg.)

Vergleichendes 
Verwaltungsrecht 
in Südosteuropa
Grundriss der Verwaltungsordnungen 
Sloweniens, Kroatiens, Serbiens und 
Mazedoniens
Dieses Werk setzt sich zum Ziel, die grund-
legenden Strukturen des Verwaltungsrechts 
in den Reformstaaten Südosteuropas darzu-
stellen. Der Band beinhaltet nach Ländern 
getrennte Überblicksaufsätze über folgende 
Rechtsbereiche: Verwaltungsorganisation, 
Verwaltungsverfahren, Verwaltungsgerichts-
barkeit und ausgewählte Bereiche des ma-
teriellen Verwaltungsrechts (Gewerberecht, 
Raumordnungsrecht, Baurecht, Ausländer-
grunderwerbsrecht). Die einzelnen Beiträge 
folgen einer vorgegebenen Grobgliederung. 
Die Länderberichte werden jeweils um einen 
vergleichenden Aufsatz ergänzt. Das Buch 
stellt fundierte Informationen für investiti-
onsbereite Unternehmer sowie für Rechtsan-
wälte und Wirtschaftstreuhänder bereit. Zu-
gleich dient es als Lehrbuch für interessierte 
Studierende und als Nachschlagewerk für 
den wissenschaftlich arbeitenden Ostrechts-
forscher.

2017, 848 S., 8 s/w Abb., 1 s/w Tab., geb.,
115,75 €, 978-3-8305-3746-5

 Wibke Kreikebohm

Bedeutungsinhalt 
des § 140a SGB V
Gemeinwohl und Wettbewerb 
als tragende Prinzipien im Recht 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
am Beispiel der integrierten Versorgung

Im Spannungsverhältnis zwischen Gemein-
wohl und Wettbewerb: Patienten in der ge-
setzlichen Krankenversicherung fordern eine 
immer bessere medizinische Versorgung, die 
allerdings auch immer mehr fi nanzielle Mittel 
verschlingt. Die Einführung der integrierten 
Versorgung nach § 140a SGB V im Jahr 2004 
wollte hier Abhilfe schaff en und trotz steigen-
der Kosten im Gesundheitssystem eine ad-
äquate Versorgung insbesondere auch chro-
nisch kranker Patienten sicherstellen.
Orientiert sich die gesetzliche Krankenversi-
cherung in diesen Vorschriften an Gemein-
wohlaspekten oder eher am Wettbewerbsge-
danken? Wibke Kreikebohm untersucht die 
Zukunftschancen und -risiken der integrier-
ten Versorgung. Sie klärt, welche Bestandtei-
le für deren Gelingen zwingend notwendig 
sind, welche noch ausgebaut oder geschaff en 
werden müssen und defi niert einen handhab-
baren und nachvollziehbaren Anwendungs-
kanon des § 140a SGB V.

2018, 282 S., 2 s/w Abb., 3 s/w Tab., kart., 
49,– €, 978-3-8305-3824-0
eBook PDF  46,– €, 978-3-8305-2979-8
(Braunschweigische rechtswissenschaft  liche 
Studien)
ISSN Print: 2367-0576
ISSN Online: 2367-0584

Grundriss der Verwaltungsordnungen  
Sloweniens, Kroatiens, Serbiens und Mazedoniens

Bernd Wieser 
Armin Stolz (Hrsg)

Vergleichendes Verwaltungs-
recht in Südosteuropa
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am Beispiel der integrierten Versorgung
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 Ralf Kreikebohm,  Uwe Kolakowski, 
 Svenja Kockert,  Jürgen Rodewald

Die rentenpolitische 
Agenda
Die Zukunftsfähigkeit der gesetzlichen 
Alterssicherung vor dem Hintergrund 
gesellschaftlicher Veränderungen

Nach der Reform ist vor der Reform. Diese 
Erkenntnis gilt auch für die Alterssicherung 
in Deutschland. Nachdem im Jahr 2014 mit 
dem Rentenpaket das fi nanziell umfang-
reichste Leistungspaket in der Rentenversi-
cherung verabschiedet wurde, ist keineswegs 
Ruhe an der Rentenfront eingekehrt. Im 
Gegenteil: die Bewährungsprobe für die Zu-
kunftsfähigkeit der umlagefi nanzierten Ren-
tenversicherung wird erst ab 2020 kommen. 
Auf kommende Probleme und Lösungen für 
den wichtigsten Eckpfeiler der Alterssiche-
rung gehen die Autoren ein.
In der Analyse der Ausgangslage greifen sie 
insbesondere das Normalarbeitsverhältnis 
auf und schildern, wie sich die gesellschaft-
lichen Grundlagen der Sozialversicherung 
schon verändert haben und noch verändern 
werden (Stichwort Arbeit 4.0). Daran an-
knüpfend entwerfen sie Lösungen für die ge-
setzliche Alterssicherung, die vom auskömm-
lichen Leistungsniveau über Flexibilisierung 
des Renteneintritts bis hin zu Veränderungen 
bei Prävention und Rehabilitation reichen.

2016, 234 S., 16 s/w Abb., 14 s/w Tab., 
geb., 39,– €, 978-3-8305-3614-7
eBook PDF  34,99 €, 978-3-8305-2121-1 
(Braunschweigische  Rechtswissenschaft liche 
Studien)
ISSN Print: 2367-0576
ISSN Online: 2367-0584

Braunschweigische 
Rechtswissenschaftliche 
Studien
In der Reihe „Braunschweigische Rechtswis-
senschaftliche Studien“ werden Kommenta-
re, Monographien und Sammelbände veröf-
fentlicht, die explizit praxisorientiert einer 
dezidierten Methodenstrenge verpfl ichtet 
sind, was die Anwendung der juristischen 
Auslegungsregeln und die Einbeziehung von 
Erkenntnissen aus anderen Wissenschaftsdis-
ziplinen anbelangt. 
Das Spektrum reicht von grundlegenden ver-
fassungsrechtlichen Fragestellungen bis zu 
Ausprägungen des Besonderen Verwaltungs-
rechts wie etwa dem Wissenschaftsrecht, 
dem Umweltrecht und dem Recht der Erneu-
erbaren Energien.
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HERAUSGEBERINTERVIEW

● WAS IST DAS BESONDERE AN IHREM 

PRAXISKOMMENTAR?

Unsere Autoren sind als Rektor, Kanzler, Hoch-
schullehrer, Mitarbeiter der Hochschulverwaltung 
und Rechtsanwälte in den verschiedenen Bereichen 
des Wissenschaftsbetriebs tätig. Deshalb konnten 
wir umfassende praktische Erfahrungen für die 
tägliche Arbeit an den Universitäten und Hochschu-
len des Landes Sachsen-Anhalt in den Kommentar 
einfl ießen lassen, der damit ein zuverlässiges Hilfs-
mittel für den Hochschulalltag darstellt.

● DIE HERAUSGEBER DES KOMMENTARS WOHNEN 

UND ARBEITEN IN SACHSEN. 

WARUM ALSO SACHSEN-ANHALT?

Prof. Dr. Achim Kurz und Dr. Sebastian Schmuck 
beraten und vertreten Hochschulen auch in 
Sachsen-Anhalt. Sie verfügen daher über große 
Erfahrung bei der praktischen Umsetzung des 
Hochschulgesetzes Sachsen-Anhalt. Herr Prof. 
Dr. Frank Nolden hat als Rektor und ehemali-
ger Kanzler in Sachsen seine Erkenntnisse im 
Vergleich der beiden Länderregelungen in den 
Praxiskommentar einfl ießen lassen. 

 Frank Nolden,  Achim Kurz, 
 Sebastian Schmuck (Hrsg.)

Hochschulgesetz 
Sachsen-Anhalt 
Praxiskommentar
Mit dem Wegfall der bundesseitigen Rah-
mengesetzgebung steigt die Bedeutung des 
Hochschulrechts der Bundesländer. Die neu 
gewonnenen Gestaltungsspielräume erlau-
ben diesen, die Unterstützung für die eigenen 
Hochschulen sowie deren Handlungsfähig-
keit wirkungsvoll auszubauen.
Die Übertragung von mehr Autonomie und 
Selbstverwaltung auf die Hochschulebene 
war dementsprechend auch Ziel des sachsen-
anhaltinischen Gesetzgebers, als er das Lan-
deshochschulrecht mit dem Hochschulgesetz 
vom 5.5.2004 grundlegend änderte. Die 
„kleine“ Novelle des Gesetzes vom Dezember 
2010 knüpfte an diesen Reformgedanken an.
Der Praxiskommentar stellt das aktuell gel-
tende Recht dar, inklusive der Rechtspre-
chung der Obergerichte sowie der Bestands-
literatur. Die Autorinnen und Autoren geben 
Handlungsempfehlungen für den Rechtsan-
wender. Somit bietet der Praxiskommentar 
nicht nur ein zuverlässiges Hilfsmittel für 
aufkommende Fragen im Hochschulalltag, 
sondern leistet auch einen Beitrag zu der 
kürzlich wieder in Gang gekommenen Re-
formdebatte in Sachsen-Anhalt.

2018, 569 S., kart., 82,– €, 
978-3-8305-3825-7
eBook PDF  74,– €, 978-3-8305-2994-1

DIE HERAUSGEBER

Professor Dr. iur. Frank Nolden, geb. 1963, stu-
dierte Betriebswirtschaftslehre und Rechtswissen-
schaften in Kiel und Lausanne. 2005– 2013 Kanz-
ler der Universität Leipzig. Seit September 2013 
Rektor der Hochschule Meißen, mittlerweile in 
der zweiten Amtsperiode. Seit 2015 Professor für 
Staats- und Verwaltungsrecht, Europarecht sowie 
Öff entliches Wirtschaftsrecht.

Dr. iur. Achim Kurz, geb. 1956, studierte Rechts-
wissenschaften in Freiburg i. Br. und Lausanne. 
Referendariat in Berlin. Seit 1987 Rechtsanwalt. 
Promotion 1990 an der Albert-Ludwigs-Univer-
sität Freiburg i. Br. Fachanwalt für Verwaltungs-
recht. Lehrbeauftragter an der Juristenfakultät 
der Universität Leipzig.

Dr. iur. Sebastian Schmuck, geb. 1979, studierte 
Rechtswissenschaft in Leipzig, 2004-2006 Refe-
rendariat in Leipzig und Prag, seit 2006 Rechts-
anwalt, 2010 Promotion an der Juristenfakultät 
der Universität Leipzig, seit 2011 Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht in der Kanzlei KurzSchmuck 
Rechtsanwälte in Leipzig, Lehrbeauftragter an der 
Juristenfakultät der Universität Leipzig.

ÖFFENTLICHES RECHT



26

 Albrecht Jaus

Öff entliche Belange als 
Schranken von 
Informationszugangs-
ansprüchen
Eine Untersuchung der Beschränkungs-
gründe wegen öff entlicher Belange in 
den Informationsfreiheitsgesetzen, den 
Umweltinformationsgesetzen und dem 
Verbraucherinformationsgesetz

Voraussetzungslose Informationszugangsan-
sprüche von Bürgerinnen und Bürgern ge-
genüber öff entlichen Stellen nehmen in Pra-
xis und Theorie des öff entlichen Rechts einen 
immer wichtigeren Raum ein.
Zentrale Gesetze sind die Informationsfrei-
heitsgesetze und die Umweltinformations-
gesetze von Bund und Ländern sowie das 
Verbraucherinformationsgesetz des Bundes. 
Entscheidend für die Reichweite dieser drei 
Arten von Informationszugangsgesetzen sind 
insbesondere deren Beschränkungsgründe 
wegen öff entlicher Belange. Sie bestimmen, 
was der Staat auch in Zeiten prinzipieller Ver-
waltungstransparenz geheim halten möchte.
Doch wie sind diese Beschränkungsgründe 
im Einzelnen in Bund und Ländern gere-
gelt? In welchem historischen Kontext ste-
hen sie und wie lassen sie sich kategorisieren 
und auslegen? Welche Probleme treten bei 
der Anwendung der Beschränkungsgründe 
durch Behörden und Gerichte auf und wie 
lassen sich die Gesetze de lege ferenda ver-
bessern? Diesen Fragen geht die vorliegende 
Untersuchung nach. 

2016, 360 S., kart., 69,– €, 
 978-3-8305-3639-0
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Öff entliches Recht, Bd. 35)
eBook PDF  62,– €, 978-3-8305-2199-0
ISSN Print 2366-9802
ISSN Online 2366-9810

 Philipp-Lennart Krüger

Transparenzverlust 
durch Wahl privater 
Rechtsformen?
Privatrechtlich organisierte Unternehmen 
der öff entlichen Hand als Adressaten 
öff entlich-rechtlicher 
Informationszugangsansprüche

Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes 
und die Informationsfreiheitsgesetze der 
Länder verfolgen das Ziel, durch einen vo-
raussetzungslosen Informationsanspruch 
der Öff entlichkeit das Transparenzniveau 
staatlichen Handelns zu erhöhen. Informa-
tionsanfragen können sich allerdings nicht 
nur gegen Behörden, sondern auch gegen 
privatrechtlich organisierte Unternehmen 
der öff entlichen Hand richten. Angesichts 
des ungebrochenen Trends zur Wahl priva-
ter Organisationsformen bei der Erfüllung 
staatlicher Aufgaben geht diese Arbeit da-
her der Frage nach, inwieweit diese in den 
Informa tionsfreiheitsgesetzen als informa-
tionspfl ichtige Stellen erfasst werden. Hier-
bei werden neben dem Informationsfreiheits-
gesetz des Bundes und den entsprechenden 
Ländergesetzen auch der presserechtliche 
Auskunftsanspruch sowie das Archivrecht in 
die Analyse einbezogen. Der anschließende 
Rechtsvergleich mit dem US-amerikanischen 
Freedom of Information Act erweitert die 
Perspektive der Untersuchung. Auf Grundla-
ge der Analyse wird ein eigener Vorschlag für 
die Behandlung privatrechtlich organisierter 
Unternehmen der öff entlichen Hand im deut-
schen Informationsfreiheitsrecht präsentiert.

2016, 308 S., kart., 62,– €, 
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 Florian O. Dammer

Verlöbnis als 
Einrichtungsgarantie
Zum Schutze des Rechtsinstituts 
Verlöbnis und der damit verbundenen 
Privilegien durch Art. 6 Abs. 1 GG

Dass die Verlobung mehr als ein alter Brauch 
im Rahmen der Hochzeitsvorbereitungen 
ist, ist heute vielen nicht mehr bekannt. Da-
bei ist das Verlöbnis in Deutschland sogar 
ein Rechtsinstitut, das in den §§ 1297–1302 
BGB zwar ein Schattendasein fristet, aber 
mit teilweise erstaunlichen rechtlichen Kon-
sequenzen und Privilegien verbunden ist. 
Die Existenz einiger dieser Privilegien, allen 
voran die des Zeugnisverweigerungsrechts 
für Verlobte, steht immer wieder in der Kritik 
und bedarf heute mehr denn je der Rechtfer-
tigung angesichts einer oft behaupteten An-
tiquiertheit und Bedeutungslosigkeit dieses 
Rechtsinstituts.
Das Verlöbnis ist jedoch mehr als ein rechts-
historisches Relikt. In der Diskussion über 
Änderungen oder gar die Abschaff ung des 
Verlöbnisrechts muss stets auch die verfas-
sungsrechtliche Ebene in den Blick genom-
men werden, argumentiert Florian O. Dam-
mer, da er das Verlöbnis in Art. 6 Abs. 1 GG 
neben Ehe und Familie als schützenswertes 
Institut garantiert sieht. Unter diesem Ge-
sichtspunkt analysiert er den Handlungs-
spielraum des Gesetzgebers für eine künftige 
Anpassung des Verlöbnisrechts.

2017, 211 S., kart., 42,– €, 
 978-3-8305-3809-7
eBook PDF  38,– €, 978-3-8305-2243-0
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Öff entliches Recht. Bd. 37)
ISSN Print 2366-9802
ISSN Online 2366-9810
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Berliner Juristische 
 Universitätsschriften
An der Juristischen Fakultät der Humboldt-
Universität fi ndet seit der Gründung 1993 
eine große Zahl von wissenschaftlichen Ar-
beiten in Form von Inaugural-Dissertationen 
ihren Abschluss. Ganz besonders ausgezeich-
nete Arbeiten werden in der Schriftenreihe 
der Juristischen Fakultät veröff entlicht. Diese 
wird im Auftrag der Fakultät herausgegeben 
und erscheint seit ihrer Gründung im De-
zember 1994 unter der Bezeichnung Berliner 
Juristische Universitätsschriften im Berliner 
Wissenschafts-Verlag.

DIE SCHRIFTENREIHE IST IN VIER UNTERREIHEN 
AUFGETEILT:
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Herausgeber: Prof. Dr.  Michael Kloepfer, 
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 Lisa Diener

Umlagefi nanzierung 
des Öff entlichen 
Personennahverkehrs
Konzepte und aktuelle Fragestellungen

Die aktuelle Finanzierungssituation des öf-
fentlichen Personennahverkehrs ist unbe-
friedigend. Auslaufende Bundesmittel sor-
gen für Unsicherheit, die Ticketpreise sind 
vielerorts am oberen Limit und die kommu-
nalen Haushalte schreiben rote Zahlen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Fortführung der 
ÖPNV-Finanzierung ein intensiv diskutiertes 
Thema, mit dem sich Wissenschaft, Politik, 
Verbände und Verkehrsunternehmen seit ei-
nigen Jahren beschäftigen. Klar ist nur: Die 
gegenwärtige Finanzierung durch Fahrkar-
tenerlöse und staatliche Zuschüsse hat keine 
Zukunft. Expertinnen und Experten schlagen 
stattdessen eine verstärkte Umlagefi nanzie-
rung unter Einbeziehung aller Nutzer vor. 
Dazu gehören neben den Fahrgästen auch 
alle Nutznießer wie Unternehmen, Eventver-
anstalter oder Auto- und Radfahrende. In den 
letzten Jahren wurden deshalb unterschiedli-
che Konzepte entwickelt, um die Kosten des 
ÖPNV auf alle Nutzer umzulegen.
Dieser Beitrag bietet eine Übersicht über 
diese Vorschläge und wirft die rechtlichen 
Fragen auf, die vor einer Umsetzung geprüft 
werden müssen. Damit soll die Grundlage für 
eine anschließende juristische Begutachtung 
der Konzepte geschaff en werden.
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eBook PDF  9,99 €, 978-3-8305-2145-7
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 Thomas Gawron,  Ralf Rogowski

Verfassungsgerichte 
als Konfl iktlöser
Ein rechtssoziologischer Vergleich des 
U.S. Supreme Courts und des deutschen 
Bundesverfassungsgerichtes

Diese Untersuchung stellt den Beitrag der 
rechtsoziologischen Justizforschung für den 
Vergleich von Verfassungsgerichten heraus. 
Sie sieht Verfassungsgerichte als Konfl iktlö-
ser und widmet dabei der Bewältigung von 
Routinefällen und deren gerichtlicher Bear-
beitung besondere Aufmerksamkeit. Schwer-
punkte einer justizsoziologischen Analyse 
sind das Management des Fallaufkommens, 
dessen gerichtsförmige Bewältigung, die or-
ganisatorischen Strukturen sowie Arbeits-
routinen, die sich in Prozessen der Entschei-
dungsfi ndung und Folgenberücksichtigung 
herausgebildet haben. Der rechtssoziologi-
sche Ansatz benutzt das Konzept des dispute 
processing für die Analyse von Gerichtsver-
fahren und versteht dementsprechend Verfas-
sungsgerichtsverfahren als eine Abfolge von 
Konfl iktlösungsphasen. Es werden die drei 
Phasen der Mobilisierung, Entscheidungsfi n-
dung und Implementation unterschieden und 
diese analytische Diff erenzierung für den Ver-
fassungsgerichtsvergleich benutzt. Die Ana-
lyse zielt darüber hinaus auf die Austausch-
prozesse mit dem politischen System, um 
den Grad der Politisierung am U.S. Supreme 
Court und am deutschen Bundesverfassungs-
gericht vergleichen zu können.

2016, 42 S., 3 s/w Tab., kart., 12,– €,
978-3-8305-3625-3
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Arbeitspapiere der Technischen Universität 
Braunschweig, Nr. 3/2015)
ISSN Print: 2190-5606
ISSN Online: 2367-0835



29

ÖFFENTLICHES RECHT SCHRIFTENREIHE

 Johanna Büstgens

Transparenz 
und  Öff entlichkeit 
 gemischter 
 Schiedsverfahren
Spätestens seit den Auseinandersetzungen 
zum Transatlantischen Freihandelsabkom-
men gehören Transparenz und Öff entlichkeit 
zu den wesentlichen Themen bei abkom-
mensbasierten Investitionsschiedsverfahren. 
Im Gegensatz zu dieser Entwicklung zeich-
nen sich Handelsschiedsverfahren rein prak-
tisch noch immer durch ihre Nichtöff entlich-
keit und Vertraulichkeit aus – ein Umstand, 
der der Kontrolle staatlichen Handelns durch 
Parlament und Öff entlichkeit entgegenzulau-
fen scheint. 
Johanna Büstgens untersucht die rechtli-
chen Grundlagen dieses anspruchsvollen 
Spannungsverhältnisses und kommentiert 
die neuen UNCITRAL-Transparenzregeln. 
Besonderes Augenmerk legt sie u. a. auf die 
Begriff e des öff entlichen Interesses und der 
Legitimität als Antriebsmotoren für die be-
schriebenen Änderungen. In einen größeren 
Kontext gesetzt, geht die Autorin der Frage 
nach, ob die in der abkommensbasierten In-
vestitionsschiedsgerichtsbarkeit angestellten 
Erwägungen auch für sonstige Schiedsver-
fahren unter der Beteiligung einer staatlichen 
Partei gelten.

2017, 394 S., kart., 63,– €, 
978-3-8305-3778-6
eBook PDF  56,50 €, 978-3-8305-2228-7
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Transparenz und Öffentlichkeit 
gemischter Schiedsverfahren

RATUBS – Rechtswissen-
schaftliche  Arbeitspapiere 
der Technischen 
 Universität Braunschweig
Auf einer Reihe von Handlungsfeldern – so im 
Energie- und Umweltsektor, bei der Zukunft 
der sozialen Sicherungssysteme, aber auch bei 
Grundsatzfragen der Rechtsmethodik sowie 
der Klärung des Verhältnisses zu Nachbardis-
ziplinen – leistet das Institut für Rechtswissen-
schaften der Technischen Universität Braun-
schweig Beiträge zur aktuellen Diskussion. 
Die Rechtswissenschaftlichen Arbeitspapiere 
der Technischen Universität Braunschweig 
(RATUBS) sind dafür ein wichtiges Forum.
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 Dimitri Immermann

Die Stiftung Datenschutz
Eine verfassungs-, stiftungs- und 
datenschutzrechtliche Betrachtung

Die Stiftung Datenschutz ist eine im Jahr 
2013 von der Bundesrepublik Deutschland 
gegründete gemeinnützige Stiftung bürgerli-
chen Rechts. Bereits im Vorfeld der Stiftungs-
errichtung zeichneten sich für staatliche Stif-
tungen nicht untypische Probleme wie eine 
anfängliche Unterkapitalisierung im Hinblick 
auf den Stiftungszweck und eine mangelnde 
Stiftungsautonomie ab. Datenschutzbehör-
den und auch die Opposition machten auf 
diese Problematik aufmerksam, die berech-
tigte Kritik blieb jedoch ohne Beachtung. Die 
anfängliche Fehlplanung gipfelte schließlich 
sogar in dem Vorhaben, die Stiftung kurz 
nach der Errichtung wieder abzuwickeln und 
in die Stiftung Warentest zu „integrieren“. 
Dimitri Immermann illustriert diesen insge-
samt fraglichen Vorgang und führt ihn einer 
rechtlichen Bewertung zu, bevor er abschlie-
ßend konkrete Verbesserungsvorschläge ins-
besondere in Bezug auf die Stiftungssatzung 
aufzeigt. Die herausgearbeiteten Lösungsan-
sätze können auch allgemein für Errichtun-
gen zukünftiger staatlicher Stiftungen von 
Nutzen sein.

2017, 194 S., 1 s/w Abb., kart., 
42,– €, 978-3-8305-3793-9
eBook PDF  38,– €, 978-3-8305-2223-2

 Eva Julia Lohse, 
 Margherita Paola Poto (eds.)

Best practices for 
the protection of water 
by law
Focus on participatory instruments 
in environmental law and policies

“Water is life” – but at the same time it is an 
economic asset, an environmental good, a 
traffi  c route. These diff erent types of uses 
have to be taken into account by modern wa-
ter law and a modern administrative practice.
Young experts in the fi elds of environmental 
and economic law discuss current issues of 
liberalisation of water markets from a com-
parative perspective against the background 
of increased environmental requirements for 
the safeguard of water quality and a consid-
eration of the access to (clean) water from a 
human rights point of view.
Especially the environmental and human 
rights aspects are refl ected in demands for 
participation of the general public in state 
decisions on water management. The pos-
sibilities and limits of participative instru-
ments are a recurring theme in the contribu-
tions, starting with the EU Citizens’ Initiative 
“Right2Water”, continuing with legal ques-
tions about the sale of bottled water, on to 
the involvement of municipalities in an envi-
ronmentally friendly and demand-oriented 
supply of drinking water.

2017, 156 S., kart., 
34,– €, 978-3-8305-3774-8
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 Martin Manzel

Das Recht auf Verteidiger-
konsultation im deut-
schen und türkischen 
Wehrdisziplinarrecht 
 unter Berücksichtigung 
der Vorgaben 
des Art. 6 EMRK
Wer in einem staatlichen Verfahren beschul-
digt wird, darf sich verteidigen. Dieser 
Grun dsatz gehört zu den Grundprinzipien 
eines fairen Verfahrens und ist Teil unseres 
Rechtsstaatsverständnisses. Allerdings, und 
das macht es schwierig, wissen die meisten 
Menschen nicht, wie sie sich in solchen Situ-
ationen richtig und eff ektiv verteidigen kön-
nen, sodass nur durch die Hilfestellung eines 
Verteidigers sichergestellt werden kann, dass 
der Beschuldigte auch wirklich ein faires Ver-
fahren erhält.
Martin Manzel befasst sich mit der Frage, 
wie das Recht auf Verteidigerkonsultation 
im deutschen und türkischen Wehrdiszipli-
narrecht ausgestaltet wird und untersucht 
sämtliche Verfahrensabschnitte der militä-
rischen Disziplinarverfahren beider Länder. 
Als gemeinsamer Rechtsrahmen, der sowohl 
in Deutschland als auch in der Türkei gilt, 
dient die Europäische Menschenrechtskon-
vention (EMRK), die in Art. 6 EMRK ebenfalls 
das Recht auf ein faires Verfahren garantiert. 
Während in der Türkei die Wehrdisziplinar-
rechtsreform von 2013 EMRK-Konformität 
herstellte, herrscht gerade in Deutschland 
diesbezüglich noch Handlungsbedarf.
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 Peter-Christian Müller-Graff ,  
 Hans Petter Graver,  Ola Mestad (eds.)

European Law and 
National Constitutions
The relationship between European law (EC 
law and EEA law) and national constitutions 
is a long standing issue of controversial dis-
cussion. The occasion of the 200th anniver-
sary of the Norwegian constitution of Eids-
voll (Grunnloven), which was enacted in the 
aftermath of the Kieler Frieden, gave rise to 
a comparison of four central elements of this 
relationship in view of the German and Nor-
wegian constitution and in comparison with 
EEA law and EU law. The eight contributions 
of this volume analyse the development of 
statehood, federalism, the rule of law (Re-
chtsstaatlichkeit) and democracy in the light 
of the objectives and the reality of European 
integration. They deal with the inalien able 
core of German statehood in the course of 
European integration, the development of 
Norwegian Constitutionalism in Europe, the 
German Federation within the structure of 
Union law and politics, the issue of EEA law 
as a federal legal order, the relationship be-
tween the idea of Rechtsstaatlichkeit and the 
development of the Norwegian constitution, 
the aspects of power shifts in the light of de-
mocracy and legitimacy in the context of the 
fi nancial crisis, the relationship between EEA 
EFTA States and EU Agencies and the con-
stitutional objectives of the European Union.
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 Torsten Schmidt

Schulnetzplanung
Verfassungs-, europa-, völker- und 
verwaltungsrechtliche Fragen 
der räumlichen Planung des Schulwesens 
dargestellt an der Schulnetzplanung 
im sächsischen Schulrecht

Das Buch stellt den rechtlichen Rahmen der 
Schulnetzplanung – in einzelnen Bundeslän-
dern als Schulentwicklungsplanung bezeich-
net – am Beispiel des sächsischen Schulrechts 
dar. Die Untersuchung zeigt auf, dass auch 
die Schulnetzplanung als räumliche Planung 
des Schulwesens eine sog. Fachplanung im 
engeren Sinne ist und mit der zum Fachpla-
nungsrecht entwickelten Methodik rechtlich 
handhabbar und überprüfbar wird. Der Au-
tor macht deutlich, dass auch die räumliche 
Planung des Schulwesens durch einen recht-
lichen Rahmen vorgeprägt wird, der nicht 
nur dem jeweiligen Schulrecht der Länder 
zu entnehmen ist, sondern sich aus dem Ver-
fassungsrecht sowie aus europa- und völker-
rechtlichen Normen ergibt.
Die schulrechtlichen Bestimmungen des säch-
sischen Schulrechts zur Einrichtung, Ände-
rung und Aufhebung öff entlicher Schulen, zur 
Schulnetzplanung und zu den Anforderungen 
an die Klassenbildung werden dargestellt und 
umfassend ausgelegt.
Die Untersuchung geht dabei ausführlich auf 
die Situation des sorbischen Schulwesens in 
Sachsen ein. Aufgezeigt wird, dass die säch-
sische Schulrechtsgeschichte vergleichbare 
Planungsinstrumente nicht kennt.
Ausgezeichnet mit dem Carl-Goerdeler-Preis 
und dem Dr.-Feldbausch-Preis.

2016, 890 S., 9 s/w Tab., geb., 
119,– €, 978-3-8305-3034-3
eBook PDF  106,99 €, 978-3-8305-2107-5
(Verwaltungsrecht und Verwaltungspraxis, 
Bd. 8)
ISSN Print: 2366-908X
ISSN Online: 2366-9098

 Richard Senti,  Peter Hilpold (Hrsg.)

WTO
System und Funktionsweise 
der Welthandelsordnung 

Die vorliegende Veröff entlichung bietet einen 
Gesamtüberblick über das aktuell geltende 
Recht der WTO. In einem interdisziplinären 
Ansatz stellt die Zweitaufl age die ökonomi-
schen Zusammenhänge dar und analysiert 
die Welthandelsordnung aus völkerrechtli-
cher Sicht.
Das Lehrbuch bedingt eine weitgehende Um-
gestaltung der Darstellung, da in den letz-
ten eineinhalb Jahrzehnten ein weitgehen-
der Perspektivenwechsel erfolgte: Die 2001 
eingeleitete Doha-Runde konnte bis heute 
nicht zum Abschluss gebracht werden, und 
dennoch hat sich das WTO-Recht zwischen-
zeitlich in vielem verändert und weiterent-
wickelt. Von zunehmender Bedeutung sind 
insbesondere die regionalen Handelsabkom-
men, die eine immer stärkere Konkurrenz zur 
WTO-Ordnung darstellen. Auch die Recht-
sprechung der WTO-Streitbeilegungsinstan-
zen verlangt einen neuen Zugang zu dieser
Materie.
Grosse Aufmerksamkeit wird zudem der 
Frage gewidmet, wie sich das WTO-Recht 
im System des internationalen Wirtschafts-
rechts für die Zukunft positioniert.

2017, 528 S., 2 s/w Abb., 19 s/w Tab., 
kart., 82,– €, 978-3-8305-3705-2

WTO
System und Funktionsweise 

der Welthandelsordnung

Richard Senti
unter Mitarbeit von Peter Hilpold

2. Auflage
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 Ina Meyfarth

Kooperationen des Fi-
nanzanlagenvermittlers 
und des vertraglich ge-
bundenen Vermittlers 
zum Vertrieb von Finanz-
dienstleistungen
Der Vertrieb von Finanzanlageprodukten 
durch vertraglich gebundene Vermittler und 
Finanzanlagevermittler stellt einen wesent-
lichen Wirtschaftsfaktor für Banken dar. 
Die Rechtsfragen, die sich daraus ergeben, 
sind bislang in der bankrechtlichen Litera-
tur nur fragmentarisch behandelt worden. 
Aufbauend auf einem rechtshistorischen 
Überblick der Entwicklung des regulato-
rischen Rahmens bis zur MiFID II legt Ina 
Meyfarth die Vertriebsstrukturen von Finanz-
anlageprodukten über Emittenten, Banken, 
Maklerpools bzw. Haftungsdächern, den 
angebundenen Vermittlern bis zum Käufer 
dar. Der Fokus liegt u. a. auf der rechtlichen 
Bewertung der in der Praxis vorgefundenen 
Kooperationen und der Haftungslage der ver-
schiedenen Vertriebspartner gegenüber ih-
ren Kunden sowie der Kontrollmechanismen 
und der Haftungsverteilung zwischen den 
Akteuren der Vertriebskette. So trägt die Dar-
stellung wesentlich dazu bei, in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht Klarheit in den Ver-
trieb von Finanzanlageprodukten zu bringen.

2017, 410 S., kart., 65,– €, 
 978-3-8305-3783-0
eBook PDF  59,– €, 978-3-8305-2242-3 
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Zivilrecht, Bd. 74)
ISSN Print 2367-0398
ISSN Online 2367-0401

 Ayşegül Küçükdağlı

Unterschiedliche Schutz-
standards im Recht der 
Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen
Eine rechtsvergleichende Analyse 
des europäischen, deutschen 
und türkischen Rechts

Über den der AGB-Kontrolle zugrunde liegen-
den Schutzgrund und die Schutzbedürftig-
keit der beteiligten Kundengruppen bestehen 
komplexe Meinungsverschiedenheiten. Im 
Fokus dieser Auseinandersetzungen geht es 
in erster Linie um die Frage, inwiefern Schutz 
in Verträgen nur an der Verbrauchereigen-
schaft festgemacht werden oder materiell be-
stimmt werden, d. h. auch Unternehmen er-
fassen soll. Bedeutsam ist in diesem Zusam-
menhang, dass der sachliche und persönliche 
Anwendungsbereich der Einbeziehungs- und 
Inhaltskontrolle auf europäischer Ebene, in 
Deutschland und in der Türkei unterschied-
lich beurteilt wird. Somit bestehen verschie-
dene Schutzansätze bei AGB-Regelungen in 
den Rechtsordnungen.
Ayşegül Küçükdağlı zeigt die unterschiedli-
chen Schutzstandards nach europäischem, 
deutschem und türkischem AGB-Recht auf 
und analysiert, ob eine Abstufung nach 
Schutzintensität besteht und gerechtfertigt 
wird, um abschließend die Auswirkungen der 
unterschiedlichen Standards auf die Durch-
führung der Einbeziehungs- und Inhaltskont-
rollen hin zu untersuchen.

2017, 384 S., kart., 62,– €, 
 978-3-8305-3794-6
eBook PDF  56,– €, 978-3-8305-2226-3
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Zivilrecht, Bd. 75)
ISSN Print 2367-0398
ISSN Online 2367-0401 
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 Reinhard Singer,  Tania Bazzani (eds.)

The European 
 Employment Policies: 
Current Challenges
The book provides an analysis of some as-
pects of the European employment policies, 
highlighting selected issues stemming from 
them, as well as off ering some recommenda-
tions as to how best to achieve the greatest 
benefi ts for EU citizens. The authors focus 
on three diff erent aspects of the issue: fi rstly, 
they outline the diffi  culties of the social di-
mension of the EU to be eff ective and to reach 
new achievements and suggest remarks for 
its strengthening; secondly, they explore new 
forms of work in the gig- and collaborative 
economy and possible ways to provide pro-
tection, which currently is lacking for wor-
kers; thirdly, the authors present a compa-
rative analysis of labour market policies and 
provide elements for a proposal which might 
increase the European Union’s legitimacy in 
the eyes of its citizens.

Mit Beiträgen von

Prof. Dr. Edoardo Ales, Dr. Tania Bazzani, 
Prof. Dr. Manfred Weiss, Prof. Dr. Bernd 
Waas, Prof. Dr. Jeremias Prassl, 
Prof. Dr. Martin Risak

2018, 155 S., kart., engl., 38,– €, 
 978-3-8305-3804-2
eBook PDF  34,– €, 978-3-8305-2977-4
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Zivilrecht, Vol. 76)
ISSN Print 2367-0398
ISSN Online 2367-0401

 Tania Bazzani

European Employment 
Policies
Active and Passive LMPs, Domestic 
 Implementation, Current Challenges 

Tania Bazzani analyses the relationship be-
tween the European Union (EU) employment 
policies and their domestic implementation 
through the open method of coordination.
The fi rst part of the book focuses on key con-
cepts at the European level in active and pas-
sive labour market policies (LMPs) through 
their historical development. The second 
part of the book proposes an analysis of the 
EU employment policies implementation – in 
active and passive LMPs – in three Member 
States: Germany, Italy and Denmark.
By highlighting the diff erent and common 
tendencies in the last reforms in the fi eld 
adopt ed by the mentioned Member States, 
the book deals with the pending issues in the 
European Union employment policies imple-
mentation and suggests possible solutions.

2017, 210 S., kart., engl., 44,– €, 
 978-3-8305-3805-9
eBook PDF  40,– €, 978-3-8305-2988-0
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Zivilrecht, Bd. 77)
ISSN Print 2367-0398
ISSN Online 2367-0401

AUCH ERHÄLTLICH ALS ITALIENISCHE AUSGABE

Tania Bazzani

Le Politiche Europee 
per l’Occupazione: 
 Concetti chiave, 
Implementazione 
Nazionale, Attuali Sfi de
2017, 220 S., kart., ital., 44,– €, 
 978-3-8305-3806-6
eBook PDF  40,– €, 978-3-8305-2989-7

Berliner Juristische Universitätsschriften
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European Employment Policies: 
Current Challenges



35

STRAFRECHT STRAFRECHT

 Dorian Dorschfeldt

Strafbarkeit von 
Facilitation Payments
Betrachtung der Strafbarkeit
korruptiver Beschleunigungs- 
und Sicherungszahlungen

Die Arbeit analysiert die Strafbarkeit von 
Facilitation Payments, bei denen es sich um 
korruptive Beschleunigungs- und Siche-
rungszahlungen handelt. Zunächst wird eine 
Begriff sbestimmung unter Betrachtung der 
Rechtsordnungen, in denen dieser Begriff  
verwendet wird (OECD-Konvention gegen 
die Bestechung ausländischer Amtsträger 
im internationalen Geschäftsverkehr, USA, 
Australien, Neuseeland, Kanada, Südkorea, 
Cayman Islands, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien, Niederlande), vorgenom-
men. Der Begriff sbestimmung folgt eine Dis-
kussion der Frage, unter welchen Umständen 
Facilitation Payments als verwerfl ich anzuse-
hen sind. Dabei wird zwischen Beschleuni-
gungs- und Sicherungsfällen unterschieden, 
die in der Praxis jedoch vielfach kaum vonei-
nander abgegrenzt werden können. Anhand 
der Begriff sbestimmung wird die Strafbar-
keit von Facilitation Payments im deutschen 
Recht untersucht. Es wird analysiert, ob und 
inwieweit sich eine Strafbarkeit nach §§ 331–
334 StGB ergibt. Des Weiteren wird die 
Rechtslage nach den mittlerweile weitestge-
hend außer Kraft getretenen Regelungen des 
IntBestG, dem EUBestG und IStGHGleichstG 
analysiert. Zudem wird die Rechtlage nach 
§ 335a StGB und § 299 StGB betrachtet.

2016, 360 S., kart., 69,– €, 
978-3-8305-3660-4
eBook PDF  61,90 €, 978-3-8305-2968-2
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Strafrecht, Bd. 46)
ISSN Print: 2367-0371
ISSN Online: 2367-038X

 Katharina Reinhardt

Korruption im 
 Gesundheitswesen
Zur Strafbarkeit von Ärzten bei Kontakten 
mit der Arzneimittel- und Medizin-
produkteindustrie de lege lata und 
de lege ferenda

Korruption im Gesundheitswesen – kaum ein 
anderes Thema hat spätestens seit der Grund-
satzentscheidung des Großen Senats für 
Strafsachen beim BGH im März 2012 sowohl 
in den Rechtswissenschaften als auch in Poli-
tik und Medien gleichermaßen für Diskussio-
nen gesorgt. 
Katharina Reinhardt nähert sich dem Thema 
unter dem Gesichtspunkt der Strafbarkeit 
von Ärzten bei Kontakten mit der Arznei-
mittel- und Medizinprodukteindustrie. Aus-
gehend von einer Darstellung der relevanten 
sozialrechtlichen Grundlagen untersucht sie 
zunächst die Erfassung korruptiver Verhal-
tensweisen unter dem bis zum Juni 2016 gel-
tenden StGB. Dabei zeigt sich, dass die in den 
Blick genommenen Kooperationsformen nur 
rudimentär und im Hinblick auf die verschie-
denen Ärztegruppen zudem ungleich erfasst 
sind. Vor diesem Hintergrund betrachtet sie 
anschließend die in diesem Bereich unter-
nommenen gesetzgeberischen Aktivitäten 
ausführlich und schließt mit einer Darstel-
lung des nunmehr geltenden § 299a StGB.

2018, 394 S., kart., 63,– €, 
 978-3-8305-3802-8
eBook PDF  57,– €, 978-3-8305-2987-3
(Berliner Juristische Universitätsschrift en: 
Strafrecht, Bd. 47)
ISSN Print 2367-0371
ISSN Online 2367-038X
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 Dirk Clausmeier

Die Einstellung 
von Verfahren mit 
Auslandsberührung durch 
die Staatsanwaltschaft
Eine Analyse des § 153c StPO

Nach §  153c StPO kann die Staatsanwalt-
schaft bei Taten, die einen Auslandsbezug 
aufweisen, von der Strafverfolgung absehen. 
Auch wenn die praktische Bedeutung des Pa-
ragrafen derzeit noch gering ist, handelt es 
sich um eine Schlüsselnorm auf dem Gebiet 
der internationalen Bezüge des Strafpro-
zessrechts. Diese Arbeit richtet sich deshalb 
neben der Wissenschaft auch an die staatsan-
waltschaftliche Praxis.
Unter systematischen Gesichtspunkten wer-
den verschiedene Fallgruppen zusammenge-
fasst, die allesamt nur die einzige Gemeinsam-
keit haben, dass sie eine Auslandsberührung 
aufweisen. Ziel der Untersuchung ist es, 
zeitgemäße Kriterien für die Auslegung des 
§  153c StPO sowie klare Maßstäbe für des-
sen Anwendung zu entwickeln. Der erste Teil 
dient der Erörterung der dogmatischen, sys-
tematischen, historischen und verfassungs-
rechtlichen Grundlagen der Norm. In den sich 
anschließenden vier Teilen werden in Anleh-
nung an die Gesetzessystematik die einzelnen 
Fallgruppen des §  153c StPO nacheinander 
abgearbeitet: die allgemeinen Auslandstaten 
(Abs. 1 Nr. 1 und 2), die Fälle der §§ 129 und 
129a StGB (Abs. 1 Nr. 3), die Fälle des „ne bis 
in idem“ (Abs. 2) und schließlich die soge-
nannten Distanztaten (Abs. 3).

2016, 248 S., kart., 
49,– €, 978-3-8305-3643-7
eBook PDF  44,99 €, 978-3-8305-2119-8

 Alexandra Kahmen

Die Vorschriften zur Be-
nachrichtigungspfl icht 
gemäß § 101 IV-VI StPO 
und ihre praktische Um-
setzung
Die Frage der Notwendigkeit verdeckter 
Ermittlungsmethoden ist seit den 1970er 
Jahren Gegenstand kontroverser rechtspoli-
tischer und rechtswissenschaftlicher Diskus-
sionen und bis heute Gegenstand der bundes-
verfassungsgerichtlichen Entscheidungen. 
Anlass der Debatte war nicht zuletzt der ra-
sante technische Fortschritt, der seitens der 
Strafverfolgungsbehörden bereits Mitte der 
70er Jahre den Wunsch aufkommen ließ, mit 
Hilfe der EDV einen „gesellschaftssanitären“ 
Auftrag zu erfüllen und weit im Vorfeld der 
eigentlichen Kriminalität präventiv tätig zu 
werden.
Alexandra Kahmen widmet sich den Vor-
schriften zur Benachrichtigung nach Durch-
führung verdeckter Ermittlungen im Straf-
prozess gemäß §§ 101 Abs. 4 bis 6, 101a, 
101b StPO, die mit Wirkung 2008 grund-
legend geändert und 2016 mit der Wieder-
einführung der sogenannten Vorratsdaten-
speicherung weiter modifi ziert wurden. Sie 
bewertet die Benachrichtigungsvorschriften, 
die als Ausgleich zum verdeckten Vorgehen 
der Strafverfolgungsbehörden notwendig 
sind, aus rechtlicher Sicht und analysiert an-
hand staatsanwaltschaftlicher Ermittlungs-
akten und Experteninterviews die praktische 
Umsetzung der Vorschriften.

2017, 325 S., 6 s/w Abb., 1 s/w Tab., kart., 
60,– €, 978-3-8305-3747-2
eBook PDF  54,– €, 978-3-8305-2253-9
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 Edmund Brandt (Hrsg.)

Jahrbuch
Windenergierecht 2017
Im Jahrbuch 2017 beschäftigen sich die Fach-
beiträge mit der Rechtsnachfolge bei Eigen-
versorgung im Rahmen von § 61f EEG 2017, 
dem Mieterstrom und der neuen Förderung 
für dezentrale Versorgungsmodelle, der Neu-
regelung des §  44 Abs. 5 BNatSchG, neuen 
Erkenntnissen aus einer Flugvermessungs-
studie für die Auslegung von § 18a LuftVG so-
wie mit der Beteiligung der Zivilgesellschaft 
am Ausbau der Windenergie.

2018, 406 S., 2 s/w Abb., 2 s/w Abb., geb., 
59,– €, 978-3-8305-3832-5
eBook PDF  53,– €, 978-3-8305-2998-9
(k:wer-Jahrbuch)
ISSN Print 2367-2862
ISSN Online 2367-2870

AUSSERDEM ERSCHIENEN

Jahrbuch 
 Windenergierecht 2016
2017, 307 S., 6 s/w Abb., geb., 54,– €, 
978-3-8305-3732-8
eBook PDF  48,– €, 978-3-8305-2186-0

Jahrbuch 
 Windenergierecht 2015
2016, 394 S., geb., 59,– €, 
 978-3-8305-3598-0
eBook PDF  52,99 €, 978-3-8305-2084-9

Jahrbuch 
 Windenergierecht 2014
2015, 280 S., geb., 55,– €, 
 978-3-8305-3466-2
eBook PDF  50,99 €, 78-3-8305-2074-0

Jahrbuch 
 Windenergierecht 2013
2014, 250 S., geb., 54,– €, 
 978-3-8305-3311-5
eBook PDF  49,99 €, 78-3-8305-2035-1

DIE JAHRBÜCHER

Mit dem jeweils zum Jahresbeginn vorgeleg-
ten Jahrbuch werden vier Ziele verfolgt:

– zu aktuellen Fragen des Windenergierechts 
Stellung zu  nehmen,

– Beiträge zur Konturierung des Rechtsge-
biets zu leisten,

– die Entwicklung der Rechtsprechung im 
 jeweiligen Jahr nachzuzeichnen und zu 
analysieren,

– die im Newsletter WER-aktuell doku-
mentierten Informatio nen gebündelt zu 
präsentieren.
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 Jörg Böttcher (Hrsg.)

Rechtliche Rahmen-
bedingungen 
von EE-Projekten
Band 2

Dieser Sammelband befasst sich mit den 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die bei der 
Realisierung von EE-Projekten zu beachten 
sind. Folgende Fragen werden behandelt:

– Wie entwickeln sich die verschiedenen För-
dermechanismen?

– Was sind die Erwartungen der Banken an 
eine Projektfi nanzierung im Bereich der 
Erneuerbaren Energien?

– Welche länderspezifi schen Besonderheiten 
bestehen und was sind die Konsequenzen 
für die Projektrealisierung und Projekt-
durchführung?

Im ersten Teil werden länderübergreifende 
Fragestellungen thematisiert, im zweiten Teil 
werden die rechtlichen Rahmenbedingungen 
in ausgewählten Ländern vorgestellt, u. a. 
Finnland, Dänemark, Tschechien und der 
Schweiz. 

Der Herausgeber:

Dr. Jörg Böttcher ist bei einem norddeutschen 
Kreditinstitut für die Strukturierung und das 
Risikomanagement von EE-Projekten zustän-
dig. Er hat seit 2004 eine Vielzahl von Publi-
kationen zum Thema Erneuerbare Energien 
veröff entlicht.

2017, 345 S., 21 s/w Abb., 23 s/w Tab., 
kart., 59,– €, 978-3-8305-3772-4
eBook PDF  53,– €, 978-3-8305-2982-8
(k:wer-Schrift en)
ISSN Print: 2367-2889
ISSN Online: 2367-2897

 Janko Geßner,  Edmund Brandt (Hrsg.)

Windenergienutzung – 
aktuelle Spannungsfelder 
und Lösungsansätze
Die Umsetzung von Windkraftvorhaben ist 
auch im vergangenen Jahr nicht einfacher 
geworden. Die Auseinandersetzungen mit 
Genehmigungsbehörden, Fachbehörden, Um-
weltverbänden und Bürgerinitiativen haben 
weiter zugenommen. Zu den weiterhin und 
zunehmend aktuellen Themen gehören z. B. 
die Ausweisung von Konzentrationszonen in 
der Regionalplanung, der Natur- und Arten-
schutz, das Helgoländer Papier, der Denk-
malschutz, rechtliche und technische Aspekte 
bei Flugnavigationsanlagen und Wetterradar, 
Risiken durch Eisabwurf und die Rolle des ex-
ternen Projektmanagers im Genehmigungs-
verfahren. Diesen Themen widmete sich die 
gemeinsam von DOMBERT Rechtsanwälte 
und der Koordinierungsstelle Windenergie-
recht an der TU Braunschweig (k:wer) veran-
staltete Tagung „Aktuelle Herausforderungen 
der Windenergieplanung.“
Der Tagungsband fasst die Erkenntnisse in 
überarbeiteter Form zusammen. Er soll zu-
gleich einen Überblick über die aktuellen 
Diskussionen in Rechtsprechung und Fachli-
teratur geben.

2017, 183 S., 8 s/w Abb., 
22 farb. Abb., 2 s/w Tab., geb., 
37,– €,  978-3-8305-3695-6
eBook PDF  33,– €, 978-3-8305-2239-3
(k:wer-Schrift en)
ISSN Print: 2367-2889
ISSN Online: 2367-2897

WINDENERGIENUTZUNG – 

AKTUELLE SPANNUNGSFELDER 
UND LÖSUNGSANSÄTZE

K:WER-SCHRIFTEN

JANKO GEßNER / EDMUND BRANDT (HRSG.)

Koordinierungsstelle Windenergierecht

Technische Universität Braunschweig
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 Jan Thiele,  Edmund Brandt (Hrsg.)

Aktuelle Heraus-
 forde rungen der 
Windenergienutzung
Die Umsetzung von Windenergievorhaben 
wird immer schwieriger und stößt nicht sel-
ten an Grenzen, die vor gar nicht langer Zeit 
noch überhaupt nicht in Sicht waren. Zu den 
aktuellen Herausforderungen gehören z. B. 
das Spannungsverhältnis zwischen Wind-
energie und Luftverkehr, Wetterradar oder 
Artenschutz, der Umgang mit planungs- und 
genehmigungsrechtlichen Regelwerken, Emp-
fehlungen und Konventionen sowie die An-
wendung neuer Instrumente zum Umgang 
mit Nutzungskonfl ikten. Die gemeinsam von 
DOMBERT Rechtsanwälte und der Koordinie-
rungsstelle Windenergierecht (k:wer) durch-
geführte Tagung „Aktuelle Herausforderungen 
der Windenergienutzung“ verfolgte das Ziel, 
auf zentralen Handlungsfeldern einen Beitrag 
zur Schaff ung einer größeren Handlungssi-
cherheit zu leisten. Experten aus Wissenschaft, 
Technik und Rechtsberatung referierten über 
aktuelle Entwicklungen, technische und recht-
liche Vorgaben und praktische Lösungsansät-
ze. Der Tagungsband fasst die Erkenntnisse in 
überarbeiteter Form zusammen.

2016, 146 S., 8 farb. Abb., 1 s/w Tab., 
geb., 49,– €, 978-3-8305-3586-7
eBook PDF  44,99 €, 978-3-8305-2110-5
(k:wer-Schrift en)
ISSN Print: 2367-2889
ISSN Online: 2367-2897

K:WER
Die Koordinierungsstelle Windenergierecht 
(k:wer)  leistet Beiträge dazu, konkrete Prob-
leme auf dem Gebiet des Windenergierechts 
zu bewältigen und die rechtsdogmatische 
Durchdringung und Entfaltung des Rechtsge-
biets voranzubringen. Dafür sind die Jahrbü-
cher, die k:wer-Schriften und die k:wer-Texte 
von zentraler Bedeutung:

– In den Jahrbüchern wird die Entwicklung 
des Rechtsgebiets resümiert und kommen-
tiert und in Einzelbeiträgen ausgewählten 
windenergierechtlichen Fragestellungen 
nachgegangen. Sie enthalten außerdem in 
komprimierter Form die jeweiligen sechs 
Ausgaben des elektronischen Newsletters 
WER-aktuell.

ISSN Print: 2367-2862
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 Edmund Brandt

Das Helgoländer Papier – 
grundsätzliche 
wissenschaftliche 
Anforderungen
Nach der grundlegenden Bad Oeynhausen-
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
hat die Frage der Bestandserfassung und der 
Bewertung des Tötungsrisikos im Rahmen der 
Prüfung von § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nach 
ausschließlich wissenschaftlichen Kriterien 
zu erfolgen. Ausschließlich wissenschaftli-
che Kriterien meint in dem Zusammenhang 
die Einhaltung der guten wissenschaftlichen 
Praxis.
Das Helgoländer Papier, seiner Rechtsnatur 
nach weder ein untergesetzliches Regelwerk 
noch eine Fachkonvention, das ausdrück-
lich den Anspruch der Wissenschaftlichkeit 
erhebt, weist insoweit gravierende Mängel 
auf. Das betriff t insbesondere die normative 
Absicherung, den Umgang mit Befunden, die 
Rückverfolgbarkeit von Belegen und Quellen 
sowie nicht zuletzt die Auseinandersetzung 
mit abweichenden Ansätzen und die Ablei-
tung von Folgerungen.

2016, 54 S., kart., 14,90 €, 
978-3-8305-3677-2
eBook PDF  12,90 €, 978-3-8305-2144-0
(k:wer-Texte)
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DAS HELGOLÄNDER PAPIER –  

GRUNDSÄTZLICHE WISSENSCHAFTLICHE 
ANFORDERUNGEN
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 Malte Fiedler

Die Umstellung von 
der staatlich festgelegten 
Vergütungshöhe auf das 
Ausschreibungsmodell
Risiken für Akteursvielfalt und 
Bürgerwindparks

Gerade im Bereich der Windenergie an Land 
gehören Bürgerenergieprojekte zu essentiel-
len Mitgestaltern einer erfolgreichen Ener-
giewende. Nicht zuletzt zur Sicherung der 
Akzeptanz von erneuerbaren Energien ist 
somit der Erhalt der Akteursvielfalt ein we-
sentlicher Baustein zum weiteren Ausbau 
der erneuerbaren Energien. Durch die No-
vellierung des Erneuerbare-Energie-Gesetzes 
und der damit verbundenen Umstellung des 
Vergütungssystems auf Ausschreibungen er-
geben sich nun neue Herausforderungen für 
kleine Akteure und Bürgerwindparks. Der 
vorliegende Band analysiert die Risiken des 
neuen Vergütungsmodells und beleuchtet 
mögliche Auswirkungen auf die Akteursviel-
falt. Dabei werden ebenso Erfahrungen aus 
dem Bereich der PV-Anlagen aufgegriff en, 
wie auch Parallelen zum südafrikanischen 
Ausschreibungsmodell gezogen.

2017, 34 S., 5 s/w Abb., 1 s/w Tab., kart., 
9,80 €, 978-3-8305-3758-8
eBook PDF  8,90 €, 978-3-8305-2207-2
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 Gary Hohlstein

Ausschreibungen 
in der Windenergie
Ausgestaltungsoptionen sowie Ziele und 
Vorgaben des Gesetzgebers

Betreiber von Erneuerbare-Energien-Anlagen 
erhalten bisher einen festen Vergütungssatz 
für den von ihnen produzierten und in das 
Verteilnetz eingespeisten Strom. Die Voraus-
setzungen für eine Vergütungszahlung und 
die Vergütungshöhe sind im Erneuerbare-
Energien-Gesetz festgeschrieben. Gemäß § 2 
Abs. 5 des EEG läuft das aktuelle Festvergü-
tungssystem jedoch zum Jahresende 2016 
aus. Ab 2017 sollen die Vergütungszahlun-
gen für Anlagenbetreiber in einer wettbe-
werblichen Ausschreibung ermittelt werden. 
Das konkrete Konzept des neuen Ausschrei-
bungssystems und die möglichen Auswir-
kungen auf die Windenergiebranche sind 
Gegenstand der Diskussion zwischen dem 
Gesetzgeber und verschiedenen Interessen-
gruppen. Der vorliegende Band beleuchtet 
die grundlegenden Ausgestaltungsoptionen 
eines Ausschreibungssystems und analysiert 
die hierbei vom Gesetzgeber vorgegebene 
Zielrichtung.
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 Neven Josipovic

Das Spannungsfeld 
Windenergieanlagen – 
Drehfunkfeuer
Jedes Jahr wird die Errichtung von Wind-
energieanlagen, die zusammen mehrere 
Gigawatt Leistung erbringen könnten, auf-
grund vermuteter Wechselwirkungen mit 
Flugsicherungseinrichtungen nicht geneh-
migt. Insbesondere bei Funknavigationsanla-
gen der Varianten VOR und DVOR führt eine 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
durchgeführte Prognoseberechnung häufi g 
zu dem Ergebnis, die geplanten Windener-
gieanlagen könnten die Flugsicherungsein-
richtungen „stören“. Das OVG Lüneburg und 
zuletzt auch das Bundesverwaltungsgericht 
bestätigten das Vorgehen der Fachbehörde. 
Sie sprachen ihr eine Einschätzungspräroga-
tive zu, da es unter anderem an ausreichen-
den wissenschaftlichen Erkenntnissen fehle. 
Dieser Band fasst die Ergebnisse bisheriger 
Flugvermessungen und operativer Untersu-
chungen sowie Ansätze zur elektromagne-
tischen Simulation zusammen und identifi -
ziert einschlägige Erkenntnisse. Dabei geht 
der Autor der Frage nach, weshalb das OVG 
Lüneburg zu dem Schluss gekommen ist, es 
lägen keine einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse vor, und prüft diese Annahme 
vor dem Hintergrund der dargestellten Un-
tersuchungsergebnisse auf ihre Belastbarkeit.

2016, 58 S., 10 s/w Abb., 2 Tab., kart., 
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 Neven Longin Josipovic

Bewertung der möglichen 
Störung von Drehfunk-
feuern durch Windenergie-
anlagen nach 
§ 18a Abs. 1 LuftVG
Eine Vielzahl an Windenergieprojekten wird 
aufgrund befürchteter Beeinträchtigungen 
von Funknavigationsanlagen der Typen VOR 
und DVOR nicht genehmigt. Die luftverkehrs-
rechtliche Hürde verschärft den bestehenden 
Handlungs- und  Investitionsdruck in der 
Windenergiebranche. Es besteht die Notwen-
digkeit, die off enen Fragen im Spannungsfeld 
zwischen Flugsicherung und Windenergie 
zu klären. Der zentrale rechtliche Anknüp-
fungspunkt ist § 18a Abs. 1 S. 1 LuftVG, der 
primär dem Schutz von Flugsicherungsein-
richtungen vor möglichen schädlichen Be-
einfl ussungen („Störungen“) dient. Die Norm 
enthält ein Tatbestandsmerkmal, bei dessen 
Vorliegen die Errichtung eines Bauwerks ver-
boten ist. Über die Voraussetzungen für das 
Vorliegen des Tatbestandsmerkmals bestehen 
verschiedene Ansichten. Mit der Arbeit wird 
daher die Frage beantwortet, wann das in 
§ 18a Abs. 1  S. 1 LuftVG aufgeführte Tatbe-
standsmerkmal „… wenn dadurch Flugsiche-
rungseinrichtungen gestört werden können“ 
als Voraussetzung für das Errichtungsver-
bot für Windenergieanlagen im Umfeld von 
Drehfunkfeuern erfüllt ist.

2018, 154 S., 5 s/w Abb., 3 s/w Tab., geb., 
40,– €, 978-3-8305-3834-9
eBook PDF  36,– €, 978-3-8305-2999-6
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Dr. Neven Longin Josipovic, geb. 1989, ist seit 
2015 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl 
Staats- und Verwaltungsrecht der TU Braun-
schweig sowie Geschäftsführer der Forschungs-
stelle Mobilitätsrecht. 2008–2016 Studium des 
Wirtschaftsingenieurwesens Maschinenbau mit 
Schwerpunkt Fahrzeugtechnik an der TU Braun-
schweig. 2010–2011 Industrial Engineering an 
der University of Nagoya, Japan. Forschungsthe-
men: Rechtlicher Rahmen der Elektromobilität, 
Luftverkehrsrechtliche Anforderungen bei der 
Genehmigung von Windenergieanlagen.
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 Sebastian Willmann (Hrsg.)

Windenergieerlasse 
der Bundesländer
Das Windenergierecht stellt aus rechtswis-
senschaftlicher Sicht einen Querschnittsbe-
reich dar, bei dessen dogmatischer Durch-
dringung unterschiedlichste Rechtsmaterien 
beachtet, bearbeitet und miteinander in Ab-
stimmung gebracht werden müssen.
Dabei greifen zahlreiche Bundesländer auf 
sogenannte (ministerielle) Windenergieer-
lasse zurück. Deren inhaltlicher Zuschnitt 
variiert teils stark; die den Erlassen aus ver-
fahrensrechtlicher Sicht beizumessende Bin-
dungswirkung wird mitunter diff erenziert 
beurteilt.
Der vorliegende Band unternimmt zunächst 
eine rechtsdogmatische Einordnung des In-
struments des Windenergieerlasses, bevor 
eine Sammlung solcher landesrechtlicher Re-
gelungen präsentiert wird, die über den ent-
sprechenden Erlasscharakter verfügen.

2016, 722 S., 53 s/w Abb., 15 s/w Tab., 
kart., 45,– €, 978-3-8305-3393-1
(k:wer-Texte)
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 Birgit Käthe Ortlieb

Die Umwandlung von 
Un ternehmen in der 
Beson deren Ausgleichs-
regelung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes – 
EEG 2014
Stromintensive Unternehmen sind von der 
EEG-Umlage auf den Strompreis befreit. Dies 
geschieht, um ihre internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zu sichern und Abwanderung 
ins Ausland zu verhindern. Wandeln sich sol-
che Unternehmen um, müssen sie zusätzliche, 
hohe Anforderungen erfüllen, die in Para-
graph 67 EEG geregelt sind. Diese Regelung 
wurde vom EEG 2014 ohne Änderung in das 
EEG 2017 überführt. In vielen Umwandlungs-
fällen haben die Unternehmen Schwierigkei-
ten, diesen Anforderungen nachzukommen. 
Folge ist der partielle Verlust der Begrenzung 
der EEG-Umlage – mit erheblichen fi nanziel-
len Lasten angesichts ihrer Höhe. 
Die Verfasserin analysiert den Regelungsge-
halt des Paragraphen 67 EEG, vor allem seine 
praktischen Wirkungen auf die vielfältigen 
Umwandlungsfälle innerhalb und außerhalb 
des Umwandlungsgesetzes. In einer umfas-
senden verfassungsrechtlichen Prüfung geht 
sie insbesondere der Frage nach, ob Para-
graph 67 EEG mit dem Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar ist. Da dies, wie 
sich herausstellt, nicht der Fall ist, präsentiert 
die Verfasserin praktikable Lösungen, um 
einen partiellen Verlust der Begrenzung der 
EEG-Umlage aufgrund von Umwandlung zu 
vermeiden. 
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AUS DEM INHALT

Ulrich Smeddinck: Emotionen bei der Reali-
sierung eines Endlagers – Zur Einführung | 
Christian Götter: Emotionen als Argument – Die 
Debatte um die Kernenergie im Biblis der 1970er 
Jahre | Barbara Thies, Melanie Misamer und 
Florian Henk: Protestverhalten aus psychologi-
scher Perspektive | Basil Bornemann: Emotion, 
Konflikt und Partizipation – Politikwissenschaft-
liche Perspektiven auf die Rollen von Emotionen 
im Konflikt um die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle und dessen partizipative Bearbeitung | 
Ulrich Smeddinck: Recht, Atommüll und Emotio-
nen – eine Annäherung an verschiedene Facetten 
des Konfliktfeldes | Anne Reichold: Empörung 
im Kontext von Debatten um ein Endlager für 
Atommüll – eine philosophische Analyse | Nicole 
Terne: Mythos der nuklearen Sicherheit am Bei-
spiel Japans

 Ulrich Smeddinck (Hrsg.)

Emotionen 
bei der  Realisierung 
eines Endlagers
Interdisziplinäre Beiträge

Die Realisierung eines Endlagers für Atom-
müll scheiterte wiederholt am gesellschaftli-
chen Widerstand. Zu hierarchisch und tech-
nokratisch ist die Herangehensweise von 
Politik, Verwaltung, Experten und Unterneh-
men,  die Ängste und Befürchtungen der Be-
völkerung abwerten oder verdrängen.
Vor diesem Hintergrund greifen die Autoren 
die Emotionen bei der Realisierung eines 
Endlagers als längst überfälliges wissen-
schaftliches Thema auf. Sie untersuchen die 
Reaktionen und Positionen der Bevölkerung 
aus psychologischer, historischer, politikwis-
senschaftlicher, philosophischer und recht-
licher Perspektive. Dabei geht es primär um 
die Frage, ob und inwieweit Emotionen über-
haupt erst einen oder einen neuen veränder-
ten Stellenwert im Diskurs um ein Endlager 
erhalten sollten. Wichtig ist aber auch aufzu-
zeigen, wo die Grenzen der Berücksichtigung 
von Emotionen liegen.
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form „ENTRIA-Entsorgungsoptionen für radio-
aktive Reststoff e“ an der TU Braunschweig, 
Institut für Rechtswissenschaften, und apl. 
Prof. an der Juristischen und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg. 1988–1994 
Studium der Rechtswissenschaft in Hamburg, 
1995–1998 Referendariat in Hamburg und 
Berlin, Tätigkeit an den Universitäten Cottbus, 
Lüneburg, Southampton und Speyer. 1999 
Promotion, 2006 Habilitation. 2006–2013 
Mitarbeiter des Umweltbundesamtes.
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HERAUSGEBERINTERVIEW

● GANZ KURZ: WAS IST EIN ENDLAGER?

Das ist die Anlage zur dauerhaften Verwahrung 
des Atommülls. In Deutschland beginnt jetzt die 
Suche an einem geeigneten Standort, der die 
bestmögliche Sicherheit für eine Million Jahre 
gewährleistet. Für die Zwischenzeit von mehreren 
Jahrzehnten braucht es Zwischenlager.

● WARUM KOCHEN DIE EMOTIONEN BEI DIESEM 

THEMA HOCH?

Neue Projekte, große Infrastrukturprojekte 
stoßen in Deutschland ohnehin auf Ablehnung. 
Das gilt umso mehr für ein Endlager, aber auch 
für Zwischenlager für Atommüll, die den Be-
troff enen zunächst keinerlei Vorteile bringen, ja 
Skepsis und Ängste wecken. Damit angemessen 
umzugehen, und nicht nur Vernunft und rationale 
Einsicht einzufordern, ist eine wichtige Bedin-
gung fürs Gelingen.  

● WEM WÜRDEN SIE DIESEN BAND ZUR LEKTÜRE 

EMPFEHLEN?

Allen, die wollen, dass ein sicherer Ort für den 
Atommüll in Deutschland realisiert werden kann. 
Der Band kann helfen, mit den damit verbunde-
nen Konfl ikten besser umzugehen.
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 Ulrich Smeddinck, 
 René Jagau (Hrsg.)

Das Recht 
der Atomentsorgung
Textsammlung mit Einführung

Mit dem Standortauswahlgesetz hat das 
Atomrecht in Deutschland einen neuen Fix-
punkt erhalten. Nach Jahrzehnten der För-
derung der Atomkraft und des Betriebs von 
Atomkraftwerken steht nach dem endgül-
tigen Beschluss über den Atomausstieg das 
Recht der Atomentsorgung im Vordergrund 
des Interesses.
Die Suche nach einem Endlager ist das zen-
trale politische und gesellschaftliche Projekt 
in diesem Bereich. Zugleich werden Atom-
kraftwerke im Einzelfall noch einige Jahre 
weiter betrieben. Mehrere Jahrzehnte wer-
den noch Zwischenlager für atomare Abfälle 
benötigt.
Die vorliegende Textsammlung versammelt 
die Rechtsgrundlagen für all diese Fragen. 
Der Zugang zu der Materie wird durch eine 
Einführung ins neue Standortauswahlgesetz 
erleichtert.

i. Vb.2018, 2. überarb. Aufl ., 
 978-3-8305-3816-5
(ENTRIA)
ISSN Print: 2510-0637
ISSN Online: 2510-0645

ENERGIERECHT ENERGIERECHT

Ulrich Smeddinck, 
René Jagau (Hrsg.)

Das Recht der
Atomentsorgung

Textsammlung 
mit Einführung

2. überarbeitete Aufl age

BWV · Berliner Wissenschafts-Verlag

Braunschweigische Rechtswissenschaftliche Studien

 Konrad Ott,  Ulrich Smeddinck (Hrsg.)

Umwelt, Gerechtigkeit, 
Freiwilligkeit – insbeson-
dere bei der Realisierung 
eines Endlagers
Fragen des Umweltschutzes und der Gerech-
tigkeit verschränken sich in ungewöhnlicher 
Weise, wenn es gilt, ein Endlager für Atom-
müll zu realisieren. Auch wenn es zunächst 
provokativ klingen mag, so ist nicht auszu-
schließen, dass eine Gemeinde, eine Region 
sich „freiwillig“ bereitfi nden könnte, eine 
solche Anlage in der eigenen Nachbarschaft 
aufzunehmen. 
Wegbereiter für einen solchen Ansatz sind 
internationale Bemühungen, konzeptionelle 
Vorarbeiten und darauf bezogene Regelun-
gen im Standortauswahlgesetz, die die Belas-
tungen einerseits anerkennen und anderer-
seits mit der Verknüpfung von Maßnahmen 
zur sozio-ökonomischen Regionalentwick-
lung ausgleichen wollen.
Der vorliegende Band fächert mit Beiträgen 
aus Sicht von Ethik und Recht die Facetten 
der Thematik vom Grundsatz zu speziellen 
Ausprägungen auf.
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  Ulrich Smeddinck, 
 Claudia König (Hrsg.)

Grenzwertbildung im 
Strahlenschutz – Physik, 
Recht, Toxikologie
Grundlagen, Kontraste, Perspektiven

Grenzwerte sind von kardinaler Bedeutung 
in der Regulierung des Strahlenschutzes. Sie 
erlauben riskante oder potenziell gefährliche 
Aktivitäten und erleichtern die Rechtsanwen-
dung und den Verwaltungsvollzug. Dennoch 
lassen sich Grenzwerte nicht einfach aus 
naturwissenschaftlichen Beobachtungen ab-
leiten, weshalb sie kritisch hinterfragt und 
als sozio-technische Konstruktionen proble-
matisiert werden müssen. Der Anschein des 
willkürlichen Umgangs mit ihnen hat teilwei-
se – zumindest im Bereich des Strahlenschut-
zes – zu einem Vertrauensverlust in Experten, 
Behörden und Gerichte geführt.
Der Band refl ektiert mit Beiträgen aus Phy-
sik, Recht und Toxikologie diese Ausgangs-
lage, vermittelt Grundlagenwissen, schildert 
aktuelle Entwicklungen wie die Forderung 
nach mehr Partizipation sowie die Novellie-
rung des Strahlenschutzrechts und fragt nach 
zeitgemäßen Lösungen. Für Expertinnen und 
Experten aus Wissenschaft, Verwaltung und 
Politik sowie Bürgerinnen und Bürger wird 
verdeutlicht, wie um neues Vertrauen gerun-
gen werden kann.
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ENTRIA – Entsorgungs-
optionen für radioaktive 
Reststoff e
Der Neustart für die Suche nach einer Möglich-
keit zur dauerhaften Unterbringung radioakti-
ver Abfälle löst vielfältige neue Rechtsfragen 
aus. Allerdings erfordert die Komplexität des 
Themas auch disziplinenübergreifende Analy-
sen. Dafür steht die BMBF-geförderte interdis-
ziplinäre Forschungsplattform „ENTRIA – Ent-
sorgungsoptionen für radioaktive Reststoff e“. 
Die Schriftenreihe „ENTRIA“ der Braunschwei-
gischen Rechtswissenschaftlichen Studien will 
diesem Forschungsbereich ein Forum bieten.
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 Ulrich Smeddinck (Hrsg.)

StandAG 
Standortauswahlgesetz
Kommentar

„Der Kommentar ist im Rahmen des BMBF-
geförderten, interdisziplinären Forschungs-
verbundvorhabens „ENTRIA-Entsorgungsop-
tionen für radioaktive Reststoff e“ entstanden. 
Sehr schnell ergab sich hier die Anfrage aus 
den anderen beteiligten Arbeitspaketen nach 
Erklärungen des Textes des StandAG, das 
voraussichtlich für Jahrzehnte den Rahmen 
für alle Bemühungen und Aktivitäten für die 
Realisierung eines Endlagers setzt. Insofern 
war es naheliegend, hier einen disziplinären, 
rechtswissenschaftlichen Schwerpunkt zu 
setzen – zumal es wenig wahrscheinlich ist, 
dass aufgrund des relativen kleinen Anwen-
dungsfeldes und den geringen Absatzchan-
cen ein weiterer Kommentar zum StandAG 
erarbeitet wird. Wissenschaftlich wäre es 
aber eine Lücke, wenn für das fortschrittliche 
Regulierungsdesign des StandAG keine Kom-
mentierung verfügbar wäre. Der dezidierte 
Anspruch in ENTRIA, Nachwuchs an die The-
matik heranzuführen, sowie die langfristige 
Perspektive des Endlagersuchverfahrens ga-
ben den Ausschlag dafür, die Erarbeitung des 
Kommentars mit einem Team junger Juristin-
nen und Juristen anzugehen.“

Aus dem Vorwort von Ulrich Smeddinck

2017, 678 S., geb., 98,– €, 
978-3-8305-3394-8
(ENTRIA)
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bungsgeschichte  | Kommentierung: Gesetz zur 
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268), Änderung des StandAG v. 23. Juni 2016 
(BR-Drs. 347/16)
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 Christian Driftmann

Das Endlagerkonzept 
des einschlusswirksamen 
Gebirgsbereichs
Eine interdisziplinäre Betrachtung

Im Juli 2016 hat die „Kommission Lagerung 
hoch radioaktiver Abfallstoff e“ ihren Ab-
schlussbericht der Öff entlichkeit vorgestellt. 
Dieser sieht für Deutschland eine Endlage-
rung radioaktiver Abfälle unter Tage in ei-
nem „einschlusswirksamen Gebirgsbereich“ 
vor, der hauptsächlich die Isolation der nu-
klearen Stoff e gewährleisten soll. Doch was 
sieht dieses Konzept genau vor? Und welche 
Problematiken können bei einer Umsetzung 
auftreten?
Der Autor geht diesen Fragen nach und be-
leuchtet den Begriff  des „einschlusswirk-
samen Gebirgsbereichs“ sowie wichtige 
Grundideen dieses Endlagerkonzepts. Darü-
ber hinaus werden Vor- und Nachteile dieser 
Endlagervariante gegenüber anderen öff ent-
lich diskutierten Optionen der Atommüllent-
sorgung dargestellt. Mögliche Schwierigkei-
ten, die bei der Umsetzung dieses Konzepts 
auftreten können, werden benannt.
Die interdisziplinär angelegte Untersuchung 
nimmt sowohl potenzielle Probleme aus un-
terschiedlichen fachlichen Perspektiven als 
auch fachübergreifende Zusammenhänge in 
den Blick. So wird deutlich, welche Bedeu-
tung einer disziplinübergreifenden Zusam-
menarbeit bei der Entsorgung radioaktiver 
Reststoff e zukommt.

2017, 180 S., 12 s/w Abb., 26 s/w Tab., 
kart., 32,– €, 978-3-8305-3735-9
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 Andreas Klees

Energy Law in South Africa
Part One: 
The Legal and Regulatory Framework for 
the Electricity Supply Industry. The Power 
Crisis in South Africa – Causes, 
Consequences and Solutions

The South African power sector has changed 
signifi cantly over the past few years. This edi-
tion of the working paper (Part One) provides 
an overview of the most important changes 
which took place up until August 2015. The 
following two aspects stand out: the success-
ful introduction of renewable energy to South 
Africa’s energy mix through the Renewable 
Energy Independent Power Producer Pro-
curement Programme (REIPPPP) and the 
severe power crisis which has dramatically 
exacerbated since the end of 2014 and which 
could now also engulf the country in a serious 
economic crisis. Part One of the working pa-
per analyses the measures that the South Af-
rican government has taken in order to cope 
with the power crisis and proposes further 
measures to overcome it. The IPP procure-
ment programmes that have been launched 
for renewable energy in 2011 and that are 
now extended to other technologies and en-
ergy sources will also be discussed in the light 
of the power crisis. The legal and regulatory 
framework for the oil and gas sectors in South 
Africa is covered in a separate publication: 
Energy Law in South Africa – Part Two.

2016, 56 S., kart., engl., 14,50 €, 
978-3-8305-3624-6
(RATUBS – Rechtswissenschaft liche 
Arbeitspapiere der Technischen Universität 
Braunschweig, Nr. 2/2015)
ISSN Print: 2190-5606
ISSN Online: 2367-0835
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 Lothar Hagebölling (Hrsg.)

Mobilitätswende 
in Deutschland 
Perspektiven und rechtliche 
 Herausforderungen

Die Mobilitätswende stellt eine der großen 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts dar. 
Entsprechend heftig wird der Beitrag unter-
schiedlicher Mobilitätsträger zur Befriedigung 
von Bewegungsbedürfnissen und zum Güter-
transport gegenwärtig unter technischen, 
umweltpolitischen und ethischen Aspekten, 
aber auch mit Blick auf eine nachhaltige In-
anspruchnahme von Ressourcen diskutiert. 
Hinsichtlich des Schutzes von Leben und Ge-
sundheit der Menschen und der Umwelt sowie 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen stellen 
sich zahlreiche Fragen, deren Beantwortung 
eine interdisziplinäre Herangehensweise er-
fordert.
Einige davon greifen die Autoren im vorlie-
genden Sammelband auf. Ein Schwerpunkt 
liegt dabei auf den rechtlichen Herausforde-
rungen, die sich durch das rasante Tempo der 
technischen Entwicklungen, insbesondere 
Digitalisierung und Automatisierung, erge-
ben. Außerdem untersuchen sie die Mög-
lichkeiten, Nachhaltigkeit in der Mobilität zu 
verwirklichen sowie die künftige Rolle etab-
lierter Verkehrsträger.
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ten durch automatisierte Fahrzeuge | Philipp 
Laux: Autonome Fahrzeuge und Datenschutzrecht 
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 Edmund Brandt

Vorstudien zum 
Mobilitätsrecht
Das traditionelle Verkehrsrecht ist selbstver-
ständlich nicht mit dem modernen Mobili-
tätsrecht identisch. Letzteres greift weiter 
aus und regelt insbesondere das Verhältnis 
zwischen den einzelnen Mobilitätsträgern. 
Gleichwohl ist ein großes Maß an Kontinuität 
unübersehbar. Als Stichworte seien nur das 
nach wie vor zentrale Spannungsverhältnis 
Verkehr – Umwelt, aber auch die instrumen-
tellen Ausformungen im Zusammenspiel von 
Planungs- und Zulassungsanforderungen 
und deren Flankierung durch ökonomische 
Instrumente genannt.
Vor diesem Hintergrund mögen die hier 
versammelten Beiträge – entstanden über 
einen Zeitraum von 30 Jahren – durchaus 
Impulse für die aktuelle mobilitätsrechtliche 
und -rechtspolitische Diskussion liefern. Da-
für spricht auch, dass nach wie vor zentrale 
Probleme, wie beispielsweise der drohende 
Verkehrsinfarkt oder die Umweltanforderun-
gen an die Straßengestaltung, ungelöst sind 
und das prinzipiell zur Verfügung stehende 
Rechtsarsenal begrenzt ist.
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Forschungsstelle 
Mobilitätsrecht
Die Forschungsstelle Mobilitätsrecht leistet 
Beiträge dazu, konkrete Probleme auf dem 
Gebiet des Mobilitätsrechts zu bewältigen 
sowie die rechtsdogmatische Durchdringung 
und Entfaltung des Rechtsgebietes voran-
zubringen. Ein besonderes Augenmerk gilt 
der rechtspolitischen Entwicklung. Die Mo-
bilitätsrecht-Schriften setzen sich aus Über-
blicksdarstellungen, Kommentaren, Mono-
graphien und Sammelbänden zusammen. 
Die Mobilitätsrecht-Texte enthalten Stellung-
nahmen, Dokumentationen, Materialien so-
wie kurze Abhandlungen.

Mobilitätsrecht-Texte 
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Vorschriftensammlung 
zum Mobilitätsrecht

Vorstudien zum Mobilitätsrecht
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 Lothar Hagebölling, 
Neven Josipovic (Hrsg.)

Mobilitätswende 
in Deutschland 
Ansätze in Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft

Der Begriff  Mobilitätswende repräsentiert 
eine Vorstellung der Zukunft, in der Men-
schen ihr Bedürfnis nach Mobilität auf immer 
einfachere Weise befriedigen können. Gleich-
zeitig umfasst er auch die Idee, Mobilität im 
Einklang mit ökologischen Anforderungen zu 
gestalten und somit einen Beitrag zur Erhal-
tung unserer natürlichen Lebensgrundlagen 
zu leisten. 
Immer deutlicher wird, dass eine echte Wen-
de nur möglich sein kann, wenn sich die ein-
zelnen Akteure mehr als bisher vernetzen. 
Nicht zuletzt scheint eine zentrale Herausfor-
derung darin zu liegen, gewohnte Mobilitäts-
vorstellungen zu hinterfragen und off en für 
neuartige Ansätze zu sein. 
Der Sammelband setzt an der Stelle an und 
bietet Entscheidungsträgern aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft ein Forum, eigene 
Ideen vorzustellen und einer breiten gesell-
schaftlichen Diskussion zugänglich zu ma-
chen. Die Autoren berücksichtigen dabei ein 
breites Spektrum an Verkehrsträgern – vom 
Fahrrad bis zum Lastkraftwagen. Sie liefern 
Antworten auf die Fragen, wie Entschei-
dungsträger den Wandel der Mobilität aktiv 
gestalten und dabei globale Trends berück-
sichtigten können.
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 Neven Josipovic,  Thomas Nagl (Hrsg.)

Materialsammlung 
zum rechtlichen Rahmen 
der Elektromobilität
Diese Materialsammlung bietet einen Über-
blick über die rechtspolitische Entwicklung in 
Deutschland sowie über Regelungen mit di-
rektem Bezug zur Elektromobilität und ihrer 
Förderung.

Teil A: Materialien zur rechtspolitischen Ent-
wicklung
– Gemeinsame Erklärung von Bundesregie-

rung und deutscher Industrie zur Etablie-
rung der Nationalen Plattform Elektromo-
bilität vom Mai 2010

– Regierungsprogramm Elektromobilität 
vom Mai 2011

– Regierungsprogramm Elektromobilität
– Bislang umgesetzte Maßnahmen –

– Antworten der Bundesregierung auf Klei-
ne Anfragen im Zeitraum 2011 bis 2016

– Auszug aus dem Entwurf für ein Strom-
marktgesetz

– Entwurf des Gesetzes zur steuerlichen 
Förderung der Elektromobilität

Teil B: Vorschriftensammlung
– Auszug aus der EU-Richtlinie über den 

Aufbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoff e

– Elektromobilitätsgesetz
– Auszug aus dem Energiewirtschaftsgesetz, 

dem Einkommensteuergesetz, 
dem Kraftfahrzeugsteuergesetz und 
der Fahrzeug-Zulassungs verordnung

– Ladesäulenverordnung
– Richtlinie zur Förderung des Absatzes 

von elektrisch betriebenen Fahrzeugen 
(Umweltbonus)

– Förderrichtlinie Elektromobilität
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 Hauke Christian Schlimme

Zulassungsrechtliche 
Probleme automatisierter 
Kraftfahrzeuge
Eine Betrachtung der jüngsten rechtlichen 
Entwicklungen

Seit der Erfi ndung des Steuergeräts und der 
Ablösung klassischer Kabelbäume durch 
Feldbussysteme in den achtziger Jahren setzt 
sich der Siegeszug von Fahrerassistenzsyste-
men nahezu ungebremst fort. Mit einer kon-
tinuierlich voranschreitenden Verbesserung 
der in Kraftfahrzeugen zum Einsatz kommen-
den Hardwarekomponenten können zuneh-
mend komplexere Automatisierungsfunktio-
nen zur Unterstützung des Fahrzeugführers 
realisiert werden. Neue Herausforderungen 
ergeben sich dadurch vor allem für den Ge-
setzgeber, der eine koordinierte Zulassung 
jener Systeme für den öff entlichen Straßen-
verkehr sicherzustellen hat.
Im Kontext jüngster Novellierungsprozesse 
analysiert der Autor, inwieweit automati-
sierte Kraftfahrzeuge unter dem derzeitigen 
gesetzlichen Rahmen subsumiert werden 
können. Die Untersuchungen zeigen, dass die 
erwähnten Gesetzesänderungen vor allem 
auf der Ebene des Völkerrechts zu einer Aus-
weitung des zulassungsfähigen Automati-
sierungsumfangs führten. Auch im europä-
ischen sowie im deutschen Recht lassen sich 
Bestrebungen erkennen, die einschlägigen 
Normen an den technischen Fortschritt an-
zupassen und so den Weg für eine weitere 
Automatisierung des öff entlichen Straßen-
verkehrs freizumachen.
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978-3-8305-3728-1
eBook PDF  12,– €, 978-3-8305-2180-8
(Mobilitätsrecht-Texte)
ISSN Print: 2510-0386
ISSN Online: 2510-0394



54

TECHNIKRECHT TECHNIKRECHT

 Martin Schnetter

Robotik und 
ihre Regulierung
Tendenzen in Technik, Recht und Ethik

Autonome Kraftfahrzeuge, intelligente Pro-
thesen, Rasenmähroboter … Allein diese 
Auswahl robotischer Erscheinungsformen 
lässt die Vielgestaltigkeit unserer maschinel-
len Freunde erahnen. Die Vermutung, dass 
in Zukunft immer mehr Menschen mit einer 
irgendwie gearteten Form von Robotik in Be-
rührung kommen, ob sie diesen Kontakt nun 
aktiv suchen oder unfreiwillig in den Aktions-
radius von Robotern geraten, ist daher nicht 
unbegründet.
Im Rahmen der vorliegenden Studie werden 
ausgesuchte rechtliche und ethische Heraus-
forderungen betrachtet, die mit der zuneh-
menden Verbreitung von Robotern einher-
gehen. Hierfür wird der aktuelle Stand von 
Wissenschaft und Technik für ausgewählte 
Kategorien von Robotern untersucht. Im Ein-
zelnen erörtert der Autor Fragestellungen 
aus den Bereichen des Öff entlichen sowie 
des Zivil- und Strafrechts, die sich aus ei-
nem zunehmenden Einsatz von Robotern im 
Alltag ergeben. Der Beitrag schließt mit der 
Betrachtung von ethischen und soziökonomi-
schen Fragestellungen.
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 Brunhilde Steckler

Refl exion  juristischer 
Implikationen 
im „SmartHome“
Intelligente Wohnumgebungen erfordern 
einen angemessenen Rechtsrahmen für die 
Nutzung „smarter“ Produkte und Dienstleis-
tungen. Die Digitalisierung ermöglicht die 
Unterstützung individueller Bedürfnisse des 
Menschen durch wahrnehmungs- und lern-
fähige Technik. Dabei muss das Selbstbestim-
mungsrecht der Nutzer gewahrt werden.
Im Projekt „KogniHome – die mitdenkende 
Wohnung“ hat ein Konsortium von Partnern 
aus Unternehmen, Hochschulen und gemein-
nützigen Einrichtungen vielfältige interdis-
ziplinäre Expertise gebündelt, um Visionen 
des Wohnens der Zukunft in den Blick zu 
nehmen. Die Projektpartner haben zudem 
auch ethische, juristische, soziale und sicher-
heitstechnische Implikationen der vernetzten 
Wohnung diskutiert. 
Die vorliegende Dokumentation der rechts-
wissenschaftlichen Begleitforschung refl ek-
tiert persönlichkeits- und datenschutzrecht-
liche Aspekte, vertragliche und deliktische 
Haftungsfragen, Verwertungsszenarien und 
neue Formen der Vertragsgestaltung für das 
Wohnen in einem „SmartHome“.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3850-9
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 Julian Augustin

Die Rückführungs-
richtlinie der 
Europäischen Union
Richtliniendogmatik 
Durchführungspfl ichten
Reformbedarf

Die sogenannte Rückführungsrichtlinie ist 
der zentrale Sekundärrechtsakt der Europä-
ischen Union auf dem Gebiet der illegalen 
Einwanderung und des illegalen Aufenthalts. 
Sie regelt, auf welche Art und Weise inner-
halb der EU illegale Migration beendet wer-
den kann und soll. Sie normiert etwa einheit-
liche Regelungen für das Verfahren zur Been-
digung illegaler Aufenthalte, den Erlass von 
Einreiseverboten, die Bedingungen der Ab-
schiebehaft sowie für eff ektive Rechtsbehelfe 
und ist dabei Rückkehr- sowie Menschen- und 
Grundrechtsinstrument zugleich.
Die vorliegende Untersuchung widmet sich 
zunächst den dogmatischen Grundlagen der 
Auslegung von EU-Richtlinien und der Er-
mittlung der aus diesen folgenden mitglied-
staatlichen Durchführungspfl ichten. Hierauf 
aufbauend wird die Rückführungsrichtlinie 
akribisch untersucht und der unionsrecht-
liche Status quo im Hinblick auf die Durch-
führungspfl ichten der Mitgliedstaaten unter 
Einbeziehung der inzwischen ergangenen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs ermittelt. Auf dieser Basis formuliert der 
Autor konkrete Änderungsvorschläge u. a. 
zum Anwendungsbereich der Richtlinie, zu 
den prozessualen Rechten in Haftprüfungs-
verfahren und zum Monitoring von Abschie-
bungen.
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 Brunhilde Steckler (Hrsg.)

Einzelaspekte 
 rechtswissenschaftlicher 
Begleitforschung 
für Projekte der Mensch-Technik- 
Interaktion

Der Tagungsband zum Symposium „Mensch-
Technik-Interaktion“ umfasst Beiträge aus 
der juristischen Begleitforschung zu techni-
schen Assistenzsystemen für den Menschen.
Brunhilde Steckler betrachtet die Vielfalt 
rechtlicher Aspekte im Projekt „KOMPASS – 
Sozial kooperative virtuelle Assistenten als 
Tagesbegleiter für Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf“. Christian Burkert widmet sich 
der praktischen Umsetzung von „Privacy-by-
Design in der Produktentwicklung“. Beatrix 
Weber erörtert das „Legal Process Mode-
ling am Beispiel von Privacy by Design“. Iris 
Kirchner-Freis widmet sich dem Thema „Da-
tenschutz bei Gesundheitsdaten am Beispiel 
des Projekts Adaptify“. Thilo Weichert unter-
sucht „Sensorik, automatische Entscheidun-
gen und Persönlichkeitsschutz“. Wolfgang 
Schild befasst sich mit rechtlichen „Fragen 
der Einwilligung vulnerabler Personengrup-
pen“. Arthur Felk stellt abschließend den of-
fenen Dialog der über 90 Tagungsteilnehmer 
zu den Rechtsaspekten aus Projekten der 
Mensch-Technik-Interaktion vor.
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 Rieke Arendt

Völkerrechtliche Probleme 
beim Einsatz autonomer 
Waff ensysteme
In der modernen Kampff ührung ist ein stei-
gender Trend zu unbemannten und autono-
men Systemen zu beobachten. Doch inwie-
weit gelingt es dem Recht, mit den techni-
schen Entwicklungen Schritt zu halten? Ist 
der Einsatz vollautonomer Systeme noch mit 
dem geltenden Völkerrecht vereinbar?
Die Autorin untersucht zunächst die rechtli-
chen Rahmenbedingungen einer Program-
mierung von vollautonomen Systemen und 
geht, sofern möglich, hierbei bereits auf 
technische Umsetzungsmöglichkeiten ein. 
Zugleich werden Grenzen der autonomen 
Entscheidungsfi ndung, wie z. B. bei der Be-
stimmung der Verhältnismäßigkeit eines 
Angriff s, aufgezeigt. In einem zweiten Teil 
untersucht die Autorin die Problematik der 
Entscheidungs- und Legitimitätskette bei 
Einsätzen autonomer Systeme. Waren bisher 
stets einzelne Soldaten bzw. ihre Befehlsha-
ber für Kriegsverbrechen verantwortlich, so 
stellt sich bei vollautonomen Systemen die 
Frage der Verantwortlichkeit im Falle eines 
rechtswidrigen Einsatzes. Inwieweit kann ein 
technischer Defekt oder die Fehlprogrammie-
rung eines Systems noch zu einer strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit von Befehlshabern 
und militärischem Personal führen? Hierbei 
werden die Lücken des geltenden Völkerstraf-
rechts deutlich, welches bisher nur begrenzt 
eine Strafbarkeit für Fahrlässigkeit und Un-
terlassen vorsieht. 
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 Logi Gunnarsson, 
 Norman Weiß (Hrsg.)

Menschenrechte und 
Religion – Kongruenz 
oder Konfl ikt?
Religionsfreiheit ist einerseits selbst Be-
standteil der Menschenrechte, andererseits 
geraten religiöse Gebote vielfach mit den 
Menschen- und Grundrechten in Konfl ikt. 
Autorinnen und Autoren aus der Philoso-
phie, den Rechts- und Religionswissenschaf-
ten beleuchten in diesem Sammelband das 
komplexe Verhältnis von Religion und Men-
schenrechten. Neben Defi nitionsversuchen 
von Religion und Religionsfreiheit liegt der 
Fokus auf konkreten Fragenstellungen, die 
sich im religiös neutralen Staat und einer 
multireligiösen Gesellschaft ergeben, zum 
Beispiel der Burka-Entscheidung des EGMR, 
dem Minarettverbot in der Schweiz oder dem 
weltlichen Recht im Konfl ikt mit religiösen 
Geboten. Ziel des Bandes ist es, sachlich fun-
dierte Argumente für die weiter andauernde 
Diskussion zu liefern.

2016, 166 S., kart., 34,– €, 
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 Olaf Seiring

Der Einsatz unbemannter 
Flugsysteme in nicht 
internationalen 
bewaff neten Konfl ikten
In gewaltsamen Auseinandersetzungen mit 
nicht staatlichen Akteuren setzen Staaten zu-
nehmend bewaff nete unbemannte Flugsys-
teme, sogenannte Drohnen, ein. Oft verläuft 
der Einsatz über Staatsgrenzen hinweg und 
ist von einer starken Asymmetrie zwischen 
der staatlichen und der nicht staatlichen Kon-
fl iktpartei geprägt. Der Verfasser untersucht 
derartige Einsätze vor dem Hintergrund des 
Rechts des nicht internationalen bewaff neten 
Konfl ikts. Er setzt sich kritisch mit den Prob-
lemen auseinander, die die Verwendung von 
Drohnen in solchen Auseinandersetzungen 
mit sich bringt: Inwieweit droht die Auswei-
tung des geografi schen Anwendungsbereichs 
kriegsrechtlicher Standards zulasten der 
Menschenrechte, welche Modelle zur räum-
lichen Einhegung des Kriegsrechts sind denk-
bar? Dürfen zivile Opfer damit gerechtfertigt 
werden, dass unbemannte Systeme das Ri-
siko für deren Verwender reduzieren? Wie 
beeinfl usst die vermeintliche Präzision von 
Drohnen die Einhaltung der Pfl icht zu Vor-
sichtsmaßnahmen? Bewertet werden auch 
spezifi sche Einsatztaktiken, etwa sogenannte 
„signature strikes“ oder die Ortung einer Ziel-
person mithilfe von Mobilfunkdaten.

2016, 306 S., 1 s/w Tab., kart., 62,– €, 
978-3-8305-3702-1
eBook PDF  56,– €, 978-3-8305-2179-2
(Menschenrechtszentrum der Universität 
Potsdam, Bd. 43)
ISSN Print: 2367-2668
ISSN Online: 2367-2676

 Logi Gunnarsson (Hrsg.)

Recht auf Privatheit 
im digitalen Zeitalter
Privatheit gehört angesichts der neuen tech-
nischen Möglichkeiten und des von diesen 
(mit-)determinierten Verhaltens vieler Men-
schen zu den großen Themen des beginnen-
den 21. Jahrhunderts. Die vielfältigen Beiträ-
ge des Bandes nehmen die damit verbunde-
nen Fragen in den Blick und untersuchen die 
sozialen Dimensionen des Privaten (Beate 
Rössler) auf der einen sowie die nationalen 
und internationalen Rechtsgrundlagen zum 
Schutz des Rechts auf Privatheit (Stephanie 
Schiedermair) auf der anderen Seite. Diese 
Sichtweisen werden durch Einbeziehung der 
internationalen Debatten über das Recht auf 
Privatheit (Norman Weiß) und den Rückgriff  
auf die literarische Behandlung der Unter-
scheidung von privat und öff entlich (Detlef 
von Daniels) ergänzt.
Die Autorinnen und Autoren machen wich-
tige Markierungen für künftige Debatten 
durch die Zusammenschau von historischen 
Entwicklungen und gesellschaftlichen Verän-
derungen sichtbar und verdeutlichen, in-
wieweit die Thematik „Privatheit im digitalen 
Zeitalter“ mit dem Einzug in diverse Lebens-
bereiche zunehmend an Bedeutung gewinnt. 
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 Stefan Rinke

Schadensersatzklagen 
gegen Staaten wegen 
schwerer Menschen-
rechtsverletzungen im 
Europäischen 
Zivilprozessrecht
Zugleich ein Beitrag zum Verhältnis 
der EuGVVO zur Staatenimmunität

Das Europäische Zivilprozessrecht steht vor 
Herausforderungen, die seine Initiatoren nicht 
vorhersahen. Sein „Herzstück“ ist Schauplatz 
für Verfahren von Opfern schwerer Menschen-
rechtsverletzungen geworden, die versuchen, 
erstrittene Entscheidungen unter Zuhilfe-
nahme der EuGVVO durchzusetzen oder sie 
zur Begründung der Gerichtszuständigkeit 
heranzuziehen. Insbesondere handelt es sich 
dabei um Urteile aus Verfahren der Opfer von 
Kriegsverbrechen im Zweiten Weltkrieg gegen 
Deutschland. Ihren Höhepunkt erlebten die 
Verfahren vor dem Internationalen Gerichts-
hof, der tradierte Immunitätsvorstellungen 
nicht aufzulösen vermochte – ein Schlussstrich 
ist nicht in Sicht. Hier verspricht die Europäi-
sche Urteilsfreizügigkeit und justizielle Zusam-
menarbeit Grenzen zu überwinden, vor denen 
auch das Unrecht nicht Halt macht.
Diese Untersuchung hinterfragt die legislati-
ven Initiativen und stellt die Judikatur sowie 
deren Zusammenhänge dar. Der Fokus liegt 
auf dem Verhältnis der EuGVVO zur Staaten-
immunität, die den wichtigsten Vorwand 
dafür darstellt, Schadensersatzklagen gegen 
Staaten wegen schwerer Menschenrechtsver-
letzungen von ihrer Behandlung durch das 
Europäische Zivilprozessrecht fernzuhalten. 
Damit trägt diese Arbeit einen Teil zur Bewäl-
tigung schwerer Menschenrechtsverletzun-
gen bei, die ohne eine zivilrechtliche Behand-
lung nicht stattfi nden kann.

2016, 410 S., kart., 79,- €, 
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 Hans-Joachim Heintze

Territoriale Integrität 
der Staaten: 
Fortbestehende Grund-
lage des Völkerrechts
Untersuchung vor dem Hintergrund 
des Berg-Karabach-Konfl ikts zwischen 
Armenien und Aserbaidschan

Die russische Annexion der Krim im Frühjahr 
2014 hat deutlich gemacht, dass eingefrore-
ne Konfl ikte eine Bedrohung des Weltfrie-
dens darstellen, da sie jederzeit aufbrechen 
können, d. h. ständig die Anwendung mi-
litärischer Gewalt droht. Damit sind aber 
Weltordnungsbelange betroff en, denn das 
Gewaltverbot ist eine Grundnorm des mo-
dernen Völkerrechts. Folglich müssen nicht 
nur die Konfl iktparteien, sondern auch die 
Staatengemeinschaft alle Mittel der friedli-
chen Streitbeilegung anwenden, um solche 
Konfl ikte nachhaltig zu beenden. 
In diesem Buch wird allgemein die Rolle des 
Staats im Völkerrecht analysiert. Es folgt eine 
Betrachtung des Berg-Karabach-Konfl ikts un-
ter völkerrechtlichen Gesichtspunkten.
In den 90er Jahren kam es während der 
Wirren um die Aufl ösung der Sowjetunion 
zu einem bewaff neten Konfl ikt zwischen 
Armenien und Aserbaidschan um das inner-
halb Aserbaidschans autonome Gebiet Berg-
Karabach. Massive Vertreibungen waren die 
Folge. In Ergebnis des Konfl ikts erklärte Berg-
Karabach seine von keinem Staat anerkannte 
Unabhängigkeit und große Gebiete Aserbaid-
schans wurden durch Armenien besetzt. Von 
der Staatengemeinschaft, dem Europarat und 
den Vereinten Nationen wurde immer wieder 
das aserbaidschanische Recht auf territoriale 
Integrität unterstützt. Nunmehr muss es um 
seine Durchsetzung gehen.

2016, 180 S., kart., 39,– €, 
978-3-8305-3629-1
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 Heike Montag

Pfl ichten des 
Sicherheitsrates und 
der Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen zur 
Friedenskonsolidierung
Der Sicherheitsrat der VN nimmt sich der 
Friedenskonsolidierung an, um den Rückfall 
in einen Konfl ikt zu verhindern, d. h. er för-
dert Frieden im Sinne eines positiven Frie-
densbegriff s. Aus rechtlicher Perspektive ist 
zu klären, ob allein moralische Verpfl ichtun-
gen und politischer Wille zu dieser Verant-
wortungsübernahme führen oder ob sich die 
Tendenz einer entsprechenden Rechtspfl icht 
herauskristallisiert.
Die Arbeit befasst sich mit der Frage, ob es 
dem Sicherheitsrat und den VN-Mitglied-
staaten erlaubt ist, die Bitte der Regierung 
eines betroff enen Staates um Hilfe bei der 
Friedenskonsolidierung in einer Situation ab-
zulehnen, in der der Sicherheitsrat zuvor ein 
militärisches Engagement nach Kapitel VII 
VN-Charta erlaubt hat.
Zunächst wird der Hintergrund der Frie-
denskonsolidierung der VN erörtert und der 
Handlungsrahmen des Sicherheitsrates und 
der Mitgliedstaaten innerhalb des Sicher-
heitsrates skizziert. Anschließend werden die 
Berechtigung zur Erteilung eines friedens-
konsolidierenden Mandates sowie die Ver-
pfl ichtung dazu behandelt. Abschließend fol-
gen das die Kernfrage der Arbeit verneinende 
Ergebnis der Untersuchung und ein Ausblick.
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Bochumer Schriften 
zur Friedenssicherung 
und zum humanitären 
Völkerrecht
The Bochumer Blue Books (‚Bochumer 
Schriften zur Friedenssicherung und zum 
Humanitären Völkerrecht‘) are a series of 
monographs and edited book collections 
dealing with topical issues in the internation-
al law of peace and armed confl ict as well as 
in the fi eld of humanitarian studies. Over 60 
books were published in a period of almost 
30 years (1989-2017). While the series was 
discontinued in 2007, it was re-launched in 
2017.

The books cover a variety of topics such as in-
ternational criminal tribunals, naval warfare, 
the role of combatants in armed confl icts, 
East-West relations during the Cold War pe-
riod, environmental law issues, human rights 
protection and humanitarian aid.

Under the general editorship of:

Prof. Dr.  Hans-Joachim Heintze

Prof. Dr.  Pierre Thielbörger
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und der Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 
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AUTORENINTERVIEW

● WAS REGELT DUBLIN III ?

Es geht um die Zuständigkeit eines der 28 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union und der 
vier assoziierten Mitgliedstaaten dieses Euro-
päischen Regelwerkes für die Überprüfung eines 
Antrages auf internationalen Schutz.

● WAS IST DAS BESONDERE AN 

IHREM GESETZESKOMMENTAR?

Neben der Kommentierung der 49 Artikel dieses 
Regelwerkes sind die 42 Erwägungsgründe der 
Europäischen Verordnung miterläutert worden, 
um die historische Entstehung, aber auch die 
 Zusammenhänge zu den europäischen Regelun-
gen zu verdeutlichen.

● WEM WÜRDEN SIE DEN KOMMENTAR 

ZUR LEKTÜRE EMPFEHLEN?

Der Kommentar richtet sich an alle diejenigen, 
die als Verwaltungsrichter, Mitarbeiter der Asyl-
und Ausländerbehörden, Rechtsanwälte und 
Mitarbeiter von Nichtregierungsorganisationen, 
die in diesem Bereich arbeiten, eine Hilfestellung, 
für ihre praktische Arbeit mit denjenigen suchen 
die einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt haben.

DER AUTOR

Staatssekretär a.D. Rechtsanwalt Ulrich Koehler, 
geb. 1954, Studium der Rechtswissenschaft in 
Tübingen, 1987 Referent beim Deutschen Studen-
tenwerk (Bonn), Dezember 1987 bis März 1991 
Landes geschäftsführer der FDP Niedersachsen; 
1991–2002 Abteilungsleiter im Umwelt-, Land-
wirtschafts- und Raumordnungsministerium des 
Landes Sachsen-Anhalt, 2002–2006 Staatssekre-
tär der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt; seit 
2006 selbständiger Rechtsanwalt, Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht und Fachanwalt für Miet- und 
Wohnungseigentum.

 Ulrich Koehler

Praxiskommentar 
zum Europäischen 
Asylzuständigkeitssystem
Dublin III-Verordnung | Durchführungs-
verordnung zur Dublin III-Verordnung | 
Eurodac-Verordnung | Euro päisches 
 Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO)

Das Europäische Asylzuständigkeitssystem, 
unter dem Begriff  „Dublin III-VO“ bekannt, 
legt die Kriterien und das Verfahren zur Be-
stimmung des Mitgliedsstaates fest, der für 
einen Asylbewerber und dessen Asylverfah-
ren zuständig ist. War das Rechtsgebiet früher 
wenigen Spezialisten vorbehalten, so treff en 
diese Rechtsnormen seit der Flüchtlingskrise 
2015/2016 nicht nur zahlreiche Bereiche der 
staatlichen Rechtspfl ege, sondern auch alle 
Behörden und Organisationen, die sich mit 
der Asyl- und Ausländerproblematik ausein-
andersetzen müssen.
Diesen Institutionen bietet der Praxiskom-
mentar Antworten auf die vielfältigen Fra-
gen, die sich im täglichen Umgang mit dem 
Asylzuständigkeitssystem und insbesondere 
auch aus dem Minderjährigenschutz und 
dem Grundsatz der Familienzusammenfüh-
rung ergeben. Speziell für den deutschen 
Anwenderbereich konzipiert und unter Ein-
beziehung der bis dato erfolgten Rechtspre-
chung deutscher Gerichte zur Dublin III-VO, 
füllt Ulrich Koehlers Kommentar eine Lücke 
in der bisherigen Literatur.

2018, 834 S., geb., 98,– €, 
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 Roman Lehner, 
 Friederike Wapler (Hrsg.)

Die herausgeforderte 
Rechtsordnung
Aktuelle Probleme der Flüchtlingspolitik

Mit der sogenannten Flüchtlingskrise wurden 
enorme Herausforderungen an die Rechts-
ordnung herangetragen. Zwei Jahre später 
ziehen die Autorinnen und Autoren dieses 
Bandes eine erste Bilanz: Wie hat sich die he-
rausgeforderte Rechtsordnung geschlagen? 
Haben Gesetzgeber und Rechtsanwender 
adäquate Antworten gefunden? Wurde die 
Chance genutzt, neben kurzfristigen Reak-
tionen längerfristige Perspektiven für eine 
nachhaltige und humanitäre Politik zu entwi-
ckeln? Die Beiträge nehmen neben dem Asyl- 
und Aufenthaltsrecht weitere Gebiete und 
Perspektiven in den Blick: das Bildungsrecht, 
das Kinder- und Jugendhilferecht sowie das 
Familienrecht, das Baurecht, das Europa-
recht einschließlich des europäischen Ver-
waltungsrechts und des Grenzschutzregimes 
sowie Rechtsfragen der Integration. Abge-
rundet wird das Werk durch die anwaltliche 
Perspektive, den Blickwinkel aus dem Nach-
barland Österreich, eine rechtliche Chronik 
der Ereignisse ab dem Sommer 2015 und 
einen rechtspolitischen Ausblick. Der Band 
gibt einen diff erenzierten Überblick über die 
relevanten Rechtsprobleme der aktuellen 
Flüchtlingspolitik und stellt eine fundierte 
Analyse bereit.
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AUS DEM INHALT

Christine Langenfeld: Die „singuläre“ deutsche 
Flüchtlingspolitik – eine Chronik | Andreas 
Th. Müller: Die Flüchtlingskrise 2015/2016: 
Eine rechtliche Chronik aus österreichischer 
Perspek tive | Johannes Eichenhofer: Die recht-
liche Gestaltung der Integration in Zeiten der 
„Flüchtlingskrise“ | Michael Wrase: Das Recht 
auf Bildung für junge Gefl üchtete: Rechtlicher 
Rahmen und Herausforderungen der Bildungsin-
tegration | Roman Lehner: Rechtliche Möglich-
keiten zur Schaff ung einer EU-Asylbehörde | Sina 
Fontana: Die Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbegehrenden als Herausforderung für das 
Bauplanungsrecht | Matthias Lehnert: Anwaltli-
che Arbeit im Asylrecht seit 2015

Recht der Jugend und des Bildungswesens
RdJB – Bücher

Band 6

Roman Lehner, Friederike Wapler (Hrsg.)

Die herausgeforderte Rechtsordnung

Aktuelle Probleme der Flüchtlingspolitik



63

 Ralf Roßkopf (ed.)

Unaccompanied Minors in 
International, European 
and National Law
Worldwide, 59.5 million people were dis-
placed in 2014, 51 % of which were children 
under the age of 18. Offi  cially, 34,400 asylum 
applications were submitted by unaccompa-
nied minors. Due to their particular vulnera-
bility, they pose a particular challenge for their 
host societies.
The study describes the phenomenon of un-
accompanied minors and compares the inter-
national, European and national standards of 
protection with the current situation and the 
legal practice in Austria, Canada, Hungary, 
Germany, Italy, Poland and the United States.
In addition to the overall situation, the fol-
lowing topics are analysed: the application 
of the Convention on the Rights of the Child, 
special treatment as a minor, age determina-
tion, guardianship, residence status, asylum 
procedure, accommodation, youth services, 
livelihood support benefi ts, medical treat-
ment, schooling, work permit and changes 
in the protection status when coming of age. 
Recent developments are identifi ed, and con-
clusions are drawn regarding further impro-
vements.
The study makes an important contribution 
to highlighting the particular vulnerability 
of unaccompanied minors even in the face of 
the enormous challenges which the current 
refugee situation brings with it.
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 Réka Friedery,  Luigino Manca, 
 Ralf Roßkopf (eds.) 

Family Reunifi cation
International, European and National 
Perspectives

Family reunifi cation is one of the fundamental 
elements of international and national poli-
cies concerning the protection of immigrants’ 
and refugees’ rights. Traditionally considered 
a way of legally gaining access to states, it con-
tinues to be one of the main driving causes for 
migration, also within Europe.
Collecting interdisciplinary researches, the 
authors of this study provide an in-depth 
analysis of the current legal framework rela-
ting to family reunifi cation. The fi rst section 
is dedicated to a critical analysis of internati-
onal legal standards concerning family reuni-
fi cation. In this context, the investigation was 
conducted through a multi-level approach, 
mainly taking into account the law and the 
practice of the United Nations Organization, 
the Council of Europe and the European Uni-
on. The second section focuses on national 
legislations, policies and practices of the EU 
Member States (Austria, Germany, Hungary 
and Italy) that are at the center of attention 
because of their involvement in migration.
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Das Recht auf Asyl 
im Spannungsfeld von 
Menschenrechtsschutz 
und Migrationsdynamik
Das Thema Asyl ist in den Medien allgegen-
wärtig. Seit die Flüchtlingszahlen 2015 dra-
matisch gestiegen sind, stehen einerseits For-
derungen nach einer Aufnahmebegrenzung 
und andererseits die Position, dass es keine 
Obergrenze beim Recht auf eine individuelle 
Prüfung des Asylanspruchs geben könne, im 
politischen Raum gegeneinander. Dabei be-
steht in der Öff entlichkeit wenig Klarheit da-
rüber, wozu eigentlich das Grundgesetz und 
dessen Artikel 16a, die Genfer Flüchtlings-
konvention und europäische Regelungen die 
Bundesrepublik verpfl ichten. Auch bezüg-
lich des tatsächlichen Zusammenhangs zwi-
schen Asylrecht und Zuwanderung besteht 
Informationsbedarf. Diesen Fragen gehen die 
Beitragsautorinnen und -autoren in diesem 
Sammelband nach. Die hierbei gewonnenen 
Erkenntnisse und Ergebnisse refl ektieren das 
Themenfeld Asyl aus juristischer, politikwis-
senschaftlicher und praktischer Perspektive.
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 Oesten Baller (ed.)

Public-Private Partnership
in Germany and Tunisia
Public-Private Partnership models are often 
controversially discussed with regard to not 
only their benefi ts and advantages, but also 
the chances and risks inherent in their reali-
sation. However, there is no doubt that in de-
veloping countries the involvement of private 
investment and private partners can contrib-
ute to economic growth and the expansion of 
infrastructure. In Tunisia, the government is 
actively supporting PPP projects, believing 
that they are crucial for the further develop-
ment of the country’s economy and the wel-
fare of the people. 
The contributions in this book are the result 
of the cooperation between Tunisian and 
German scholars and refl ect general as well 
as country-specifi c current and future frame-
works of PPP and best practices of both coun-
tries. A comparison of Tunisia’s concession-
based concept with the infrastructure- and 
construction-focused approach in Germany 
leads to the conclusion that an open frame-
work for PPP is desirable. The volume pro-
vides not only scholars, but also policymakers 
in Maghreb countries and development and 
investment protagonists with an overview of 
the PPP sector’s current development in Tuni-
sia and Germany.

2016, 182 S., kart., engl., 39,– €, 
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eBook PDF  34,99 €, 978-3-8305-2164-8
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ISSN Online: 2367-0878 
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 Hans Achenbach

Grundfragen des 
Wirtschaftsstrafrechts
Ausgewählte Abhand lungen

Herausgegeben von 
Prof. Dr.  Christian Schröder

Prof. em. Dr. Hans Achenbach war als erster 
Professor des 1980 neu gegründeten Fach-
bereiches Rechtswissenschaften in Osna-
brück maßgeblich an der Entwicklung des 
Studienfachs Wirtschaftsstrafrecht beteiligt – 
ein Fachgebiet, dem er zahlreiche Publikatio-
nen widmete.
Mit diesem Buch hält der Leser eine Zusam-
menstellung wichtiger Aufsätze von Hans 
Achenbach in den Händen, die grundsätzli-
chen und fortwährend aktuellen Fragen des 
Wirtschaftsstrafrechts und des Rechts der 
Wirtschaftsordnungswidrigkeiten nachgehen.
Der Band beginnt mit Beiträgen zur Defi niti-
on und Umgrenzung sowie zur Entwicklung 
des Wirtschaftsstrafrechts. Er wendet sich 
dann Grundfragen wie dem Verhältnis von 
Haftung und Ahndung, dem Vermögensbe-
griff  und dem Strafrecht als Mittel der Wirt-
schaftslenkung zu. Es folgen Überlegungen 
zur Funktion und Problematik „großer“, 
also gesetzlich mit sehr hohen Geldbußen 
bedrohter Ordnungswidrigkeiten. Der letzte 
Teil gilt den Sanktionen gegen Unternehmen 
und ihr Personal, insbesondere der Regelung 
und den Problemen der Geldbuße gegen 
die Rechtsträger von Unternehmen und der 
Verletzung der Aufsichtspfl icht in Betrieben 
und Unternehmen.

2018, 227 S., 1 s/w Abb., kart., 44,– €, 
978-3-8305-3811-0
eBook PDF  40,– €, 978-3-8305-2241-6
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Prof. Dr. Hans Achenbach, geb. 1941, ist Uni-
versitätsprofessor i. R. für Strafrecht und Straf-
prozessrecht, Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
(Universität Osnabrück). 2000–2002 Mitglied der 
Niedersächsischen Expertenkommission Justiz-
reform beim Niedersächsischen Justizminister in 
Hannover, 2008–2010 Mitglied der im Bundes-
kartellamt in Bonn tagenden Interministeriellen 
Arbeits gruppe „Kartellordnungswidrigkeiten-
recht“ der Bundesministerien für Wirtschaft und 
Technologie und für Justiz.
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Wirtschaftskriminalität und Wirtschaftsstraf-
recht – Gedanken zu einer terminologischen 
Bereinigung | Zur Entwicklung des Wirtschafts-
strafrechts in Deutschland seit dem späten 
19. Jahrhundert | Die wirtschaftsstrafrechtliche 
Reformbewegung – ein Rückblick | Haftung 
und Ahndung – Wider die Vertauschung zweier 
disparater Rechtsfolgemodelle | Vermögen und 
Nutzungschance – Gedanken zu den Grundlagen 
des strafrechtlichen Vermögensbegriff es | Das 
Strafrecht als Mittel der Wirtschaftslenkung

 Hans Achenbach

Grundfragen des 
Wirtschaftsstrafrechts
Ausgewählte Abhand lungen

Herausgegeben von Prof. Dr. Christian Schröder
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 Brunhilde Steckler,  Arthur Felk

Markenpiraterie im 
Kontext des  Gewerblichen 
Rechtsschutzes
Das Thema „Markenpiraterie“ ist im Marken-
recht anzusiedeln und schließt Aspekte des 
Nachahmungsschutzes im Design- und Lau-
terkeitsrecht ein, wenn eine gute unterneh-
merische Strategie zur Risikominimierung 
verfolgt wird.
Die an der Fachhochschule Bielefeld erstellte 
Studie zur Markenpiraterie umfasst quanti-
tative und qualitative Recherchen von Mar-
kenrechtsverletzungen in der Praxis und gibt 
einen Einblick in die Erfahrungen der Unter-
nehmen und Verbraucher. 
Dieses Buch vermittelt grundlegende Kennt-
nisse im Marken- und Kennzeichenrecht 
und zeigt, dass der Markenrechtsschutz im 
Einzelfall durch den Designschutz und den 
lauterkeitsrechtlichen Nachahmungsschutz 
ergänzt werden kann. Zudem werden geeig-
nete administrative, rechtliche, technische 
und organisatorische Maßnahmen vorge-
schlagen, welche den Markenschutz fl ankie-
ren, um die Werbe- und Qualitätsfunktion 
der Marke zu erhalten und ihren Wert weiter 
auszubauen.
Der Anhang enthält eine Checkliste zur Risi-
kominimierung der Markenpiraterie.

i. Vb. 2018, 978-3-8305-3842-4
eBook PDF  978-3-8305-4006-9
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ypoblindtext. An ihm kann man sehen, ob alle Buch-
und wie sie aussehen. Manchmal benutzt man Worte 

efonts, Rafgenduks oder Handgloves, um Schriften zu 
mal Sätze, die alle Buchstaben des Alphabets enthalten 
iese Sätze »Pangrams«. Sehr bekannt ist dieser: The 

fox jumps over the lazy old dog. Oft werden in Typ-
ch fremdsprachige Satzteile eingebaut (AVAIL® and 
esting aussi la Kerning), um die Wirkung in anderen 
sten. In Lateinisch sieht zum Beispiel fast jede Schrift 
erat demonstrandum. Seit 1975 fehlen in den meis-
die Zahlen, weswegen nach TypoGb. 204 § ab dem 

len in 86 der Texte zur P� icht werden. Nichteinhaltung 
u 245 € oder 368 $ bestraft. Genauso wichtig in sind 
uch Âçcèñtë, die in neueren Schriften aber fast immer 
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20 Jahre Wirtschaftsrecht
im Verbundstudium

 Brunhilde Steckler (Hrsg.)

20 Jahre Wirtschaftsrecht 
im Verbundstudium
Die Fachhochschulen Bielefeld, Niederrhein 
und Südwestfalen bieten seit 20 Jahren be-
rufsbegleitende Verbundstudiengänge mit 
der inhaltlichen Ausrichtung Wirtschafts-
recht an. Ziel ist die Ausbildung qualifi zierter 
Führungskräfte, die durch interdisziplinäre 
Fach- und Methodenkompetenz zu einem in-
tegrierten Management befähigt werden.
Die Festschrift zum 20-jährigen Jubiläum 
dieser Studiengänge vermittelt einen Ein-
druck von den vielfältigen Aspekten des Stu-
dienangebots, das juristische Arbeitsmetho-
den und Inhalte mit betriebswirtschaftlichen 
Fachmodulen und Schlüsselqualifi kationen 
verbindet. Die Beiträge, die von Investitions-
management über Lebenslanges Lernen, die 
Auswirkungen des Bilanzrichtlinien-Umsatz-
gesetzes oder auch Markenpiraterie reichen, 
verdeutlichen die Expertise der Lehrenden 
aus Praxis und Wissenschaft. Deren Engage-
ment verdanken die Studierenden, Absolven-
tinnen und Absolventen sowohl fachliche als 
auch methodische Kompetenzen, die ihnen 
Erfolg auf dem Arbeitsmarkt und die künftige 
Karriere sichern.

2017, 340 S., 11 s/w Abb., kart., 49,– €, 
978-3-8305-3759-5
eBook PDF  44,– €, 978-3-8305-2231-7
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 Anne-Marie Hahn

Privatärztlicher 
Abrechnungsbetrug – 
Unter besonderer 
Berücksichtigung 
des Beschlusses 
BGH 1 StR 45/11
In den vergangenen Jahren rückten insbeson-
dere niedergelassene Ärzte vermehrt in den 
Fokus staatsanwaltschaftlicher Ermittlun-
gen und gerichtlicher Entscheidungen. Laut 
Beschluss des Bundesgerichtshofes im Jahr 
2012 können fehlerhaft erbrachte ärztliche 
Leistungen und/oder Fehler bei der Abrech-
nung Grund für eine Strafbarkeit wegen Be-
truges sein. Der Bundesgerichtshof überträgt 
damit die aus dem Vertragsarztrecht bekann-
te und vielfach kritisierte „streng formale Be-
trachtung“ auf den Bereich privatärztlicher 
Abrechnungen.
Die Autorin setzt sich mit der Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes kritisch auseinan-
der und unterbreitet alternative Lösungswe-
ge. Der Darstellung der Abrechnungssys teme 
der Privaten und Gesetzlichen Kranken-
versicherung folgt eine detaillierte und in 
Fallvarianten untergliederte Arbeit am Be-
trugstatbestand. Abschließend werden die 
Auswirkungen von fehlerhaften Abrechnun-
gen im Verhältnis zu Krankenversicherern 
und Beihilfestellen sowie die Rolle des Pa-
tienten in diesem Verhältnis untersucht.

2017, 440 S., 27 s/w Abb., kart., 
89,– €, 978-3-8305-3671-0
eBook PDF  80,– €, 978-3-8305-2133-4
(Strafrecht der Wirtschaft , Bd. 17)
ISSN Print: 2367-2684
ISSN Online: 2367-2692
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Anne-Marie Hahn, geb. 1985, 2004–2007 Aus-
bildung zur Steuerfachangestellten, 2007–2011 
Studium der Rechtswissenschaften (Universität 
Greifswald), 2012–2015 Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Strafrecht, insbe-
sondere Wirtschafts- und Steuerstrafrecht (Prof. 
Dr. Wolfgang Joecks), 2015 Promotion (Univer-
sität Greifswald), seit 2015 Referendariat (Land 
Hessen).

INHALT

Erster Teil: Einleitung | Zweiter Teil: Gesetzliche 
und Private Krankenversicherung im Überblick | 
Sachverhalt und Interessenverteilung | Gemein-
samkeiten | Rechtliche Ausgestaltung der Priva-
ten Krankenversicherung | Rechtliche Strukturen 
der Gesetzlichen Krankenversicherung |  Dritter 
Teil: Abrechnungsbetrug | Die Fallgruppen | 
Grundsituation – Originär kostenrechtliche Vor-
schriften | Abwandlung I – Leistungsfehler | Ab-
wandlung II – Persönliche Leistungserbringung | 
Abwandlung III – Erstattungsfälle | Gesamtfazit 
und Ausblick
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 Institut für Bankrecht und 
Bankwirtschaft an der 
Universität Rostock e.V. (Hrsg.)

Unternehmensnachfolge – 
Status quo, Erfolgs-
faktoren und künftige 
Rahmenbedingungen
19. Rostocker Bankentag am 12.11.2015

Beim Problembereich Unternehmensnachfol-
ge handelt es sich um einen komplexen und 
vielschichtigen Vorgang, der große gesamt-
wirtschaftliche Bedeutung hat. Das Thema 
betriff t Unternehmerinnen und Unternehmer 
sowie diejenigen, die diesen Prozess recht-
lich, steuerlich und betriebswirtschaftlich 
begleiten und unterstützen, in praktischer 
und wissenschaftlicher Hinsicht. Das The-
menspektrum des 19. Rostocker Bankentags 
reicht von empirischen Befunden über fach-
liche und emotionale Erfolgsfaktoren bis hin 
zu den künftigen Regelungen im Bereich der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer.

2016, 104 S., 30 s/w Abb., 3 Tab., kart., 
14,80 €, 978-3-8305-3662-8
eBook PDF  11,– €, 978-3-8305-2158-7
ISSN (Print) 1435-9952 
ISSN (Online) 2509-8845
(Rostocker Schrift en zum Bankrecht, 
Bd. 18)

19. ROSTOCKER BANKENTAG
am 12.11.2015

Unternehmensnachfolge – 
Status quo, Erfolgsfaktoren und 
künftige Rahmenbedingungen

Rostocker Schriften zum Bankrecht

Heft 18

Institut für Bankrecht und Bankwirtschaft
an der Universität Rostock e.V.
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 Marcus Hehn,  Adrian Schweizer 
(Hrsg.)

Handbuch 
 Wirtschaftsmediation
Band 3

Bücher zu Mediation und Coaching sind 
meist von Theoretikern geschrieben und 
lassen praktische Erfahrungswerte missen. 
Diese Lücke wird jetzt gefüllt: 24 Mediatoren 
und Coaches erzählen in Story-Form aus ih-
rer berufl ichen Praxis, schildern Einzelfälle 
und, wie sie diese elegant lösen konnten. De-
tailliert erklären sie ihre Vorgehensweise und 
die angewandten Techniken.
Unsere Lösungsprofi s beweisen, dass Medi-
ation und Coaching nicht nur in der Theo-
rie funktionieren. Lesen Sie nach, wie die in 
Band 1 und 2 dargestellten Modelle in der 
Praxis angewendet werden. 
Die Beispiele betreff en u. a. die meditative 
Anwaltsarbeit, das kooperative Verhandeln, 
die konsensorientierte Arbeit in der Verwal-
tung, inner- und zwischenbetriebliche Medi-
ationen und Coachings mit Kunden und sich 
selbst in allen Lebensumständen. 

– Aus der Praxis für die Praxis.

– Kenntnisreich. Umfassend. Inspirierend.

– Ideal zum Nachahmen oder Reinschnup-
pern.

i. Vb. 978-3-8305-3849-3
eBook PDF  978-3-8305-4019-9
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 Philine Fabig

Internationales 
Wettbewerbsprivatrecht 
nach Art. 6 Rom II-VO – 
Einheitliche Anknüpfung 
des Wettbewerbsrechts?
In Art. 6 Rom II-VO wird zwar sowohl das 
Lauterkeits- als auch das Kartellrecht an 
den Marktort angeknüpft, jedoch wurden 
die Rechtsgebiete aufgrund der historisch 
getrennten Entwicklung bislang zumeist ge-
trennt betrachtet. Aufgrund der Annäherung 
der beiden Rechtsgebiete und der zunehmend 
übereinstimmenden Funktionen ergeben sich 
Abgrenzungsprobleme bei der Qualifi kation 
wettbewerbsrechtlicher Normen, die neben 
der Abgrenzung zu weiteren Normen wie 
denen des Immaterialgüterrechts behandelt 
werden. Auch das Problem der Eingriff snor-
men und der Sonderanknüpfung bzw. deren 
Reichweite wird behandelt.
Die Arbeit beschäftigt sich mit den Details 
der Anknüpfung nach Art. 6 Rom II-VO, vor 
allem den Abgrenzungen der Anknüpfung 
des Lauterkeits- und des Kartellrechts sowie 
der Frage der Anknüpfung der Verbotsnor-
men. Dabei wird ein einheitlicher Ansatz 
der Auslegung und Anknüpfung untersucht. 
Schließlich schlägt die Autorin eine einheit-
liche Kollisionsnorm für das Wettbewerbspri-
vatrecht vor. 

2016, 350 S., 2 s/w Abb., kart., 69,– €, 
978-3-8305-3711-3
eBook PDF  66,– €, 978-3-8305-2189-1
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 Richard Kettisch

Reihengeschäfte 
in der Umsatzsteuer
Handelswaren durchlaufen vom Produzen-
ten bis zum Endkunden typischerweise meh-
rere Handelsstufen. Wirtschaftlich sinnvoll 
ist es, die Waren nicht nacheinander von Ver-
käufer zu Verkäufer zu befördern, sondern 
die Waren vom Ersten in der Reihe direkt zum 
Endkunden zu bringen – einem sogenannten 
„Reihengeschäft“.
Überschreitet eine solche Lieferkette eine 
Staatsgrenze, hat jeder Beteiligte dieses Rei-
hengeschäfts, also jeder Produzent und jeder 
Groß- und Einzelhändler – hinsichtlich der 
Umsatzsteuer zu prüfen: Ist die Lieferung 
steuerbefreit? Ist ein innergemeinschaftli-
cher Erwerb oder eine Einfuhr zu versteuern? 
In welchem Staat ist die Umsatzsteuer gege-
benenfalls abzuführen? 
In diesem Buch wird untersucht, nach 
welchen Kriterien diese Fragen zu klären 
sind. Zudem wird erörtert, welche beson-
deren Fälle in der Praxis auftreten können 
und welche Potenziale bei der Vertragserrich-
tung, im Abgabeverfahren und auch seitens 
des Gesetzgebers genützt werden könnten. 
Die Ausführungen werden durch mehr als 30 
Beispiele veranschaulicht.

2017, 538 S., kart., 84,– €, 
 978-3-8305-3810-3

Richard Kettisch

Reihengeschäfte 
in der Umsatzsteuer
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Europäische Schriften zur Mehrwertsteuer – Band 3
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Deutsch-Russische 
Rechtszeitschrift | DRRZ
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German-Russian Law Review

„DRRZ“ versteht sich als wichtigste Publika-
tion außerhalb Russlands zum russischen 
Recht und zu rechtsvergleichenden Themen 
im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr. 
Fachbeiträge, Urteilsbesprechungen und 
Rezensionen bilden den inhaltlichen Schwer-
punkt. Eine ausführliche Gesetzgebungs-
übersicht erlaubt einen aktuellen Überblick 
über die Entwicklung des russischen Rechts.  

Erscheinungsweise
Halbjährlich.

Bezugspreise*
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Humanitäres 
Völkerrecht | HuV
Journal of International Law of Peace and 
Armed Confl ict

„Humanitäres Völkerrecht“ widmet sich den 
Herausforderungen gegenwärtiger bewaff -
neter Konfl ikte und behandelt die vielfälti-
gen und aktuellen Aspekte des Humanitären 
Völkerrechts und seiner Nachbargebiete, des 
internationalen Menschenrechtsschutzes, 
des Völkerstraftrechts sowie die praktischen 
Herausforderungen von humanitärer Hilfe 
und Friedenseinssätzen. 

Erscheinungsweise
Halbjährlich.
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Kirche & Recht | KuR
Zeitschrift für die kirchliche und staatli-
che Praxis

Die überkonfessionelle und ökumenisch ver-
antwortete Zeitschrift „Kirche & Recht“ wen-
det sich an alle Einrichtungen und Ämter, die 
kirchliches wie staatliches Recht anwenden. 
Sie enthält u. a. aktuelle Rechtsprechung 
und einschlägige Neuerscheinungshinweise 
sowie Beiträge zu allen Rechtsbereichen, die 
insbesondere für kirchliche Einrichtungen 
von zentralem Interesse sind. 

Erscheinungsweise
Halbjährlich.

Bezugspreise*
Privatbezieher:

 – Jahresabonnement Print  72,– €
 – Jahresabonnement Print + Digital 107,– €
 – Einzelheft 39,– €

Institutionen:
 – Jahresabonnement Print 72,– €
 – Jahresabonnement Print + Digital 

mit IP-Zugang 172,– €
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Richter ohne Robe | RohR
Zeitschrift des Bundesverbandes ehren-
amtlicher Richterinnen und Richter e.V. – 
Deutsche Vereinigung der Schöffi  nnen 
und Schöff en (DVS)

„Richter ohne Robe“ berichtet über die Praxis 
der Vereinigung, über rechtspolitische Vorha-
ben in Regierungen und Parlamenten und 
über die aktuelle Rechtsprechung, die sich 
mit den ehrenamtlichen Richtern befasst. 
Praktische Tipps und die Beantwortung von 
Fragen aus dem Alltag des Amtes der eh-
renamtlichen Richter runden die Berichter-
stattung ab.

Erscheinungsweise
Vierteljährlich.

Bezugspreise*
Privatbezieher:
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AGB

1. VORBEMERKUNG
1.1 Diese Geschäft sbedingungen gelten für sämtliche Warenlieferungen (Bücher, Zeitschrift en, 
Loseblattwerke, Ergänzungslieferungen, Tabellen, Broschüren, CD-ROM und DVD u. ä.) Ihres 
Vertragspartners, der Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH. 
1.2 Abweichende Bedingungen bedürfen zu ihrer Geltung der ausdrücklichen Zustimmung.
1.3 Für Online-Produkte, deren Nutzung ausschließlich im Wege der Datenfernübertragung 
über das Internet erfolgt, gelten die Allgemeinen Geschäft sbedingungen für Online-Produkte 
(AGB Online-Produkte).
1.4 Bei Lieferung von Soft ware (CD-ROM, DVD, Download von Applikationen) gelten ergänzende 
Bestimmungen (Soft ware-Lizenzbedingungen).

2. VERTRAGSSCHLUSS
2.1 Bei einer Bestellung schließen Sie den Vertrag mit der Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH, 
Markgrafenstraße 12–14, 10969 Berlin, Telefon: 030 84 17 70 0, Telefax: 030 84 17 70 21, E-Mail: 
bwv@bwv-verlag.de, Umsatzsteuer-ID: DE136766998, Handelsregister: Registergericht Amtsge-
richt Berlin-Charlottenburg, Registernummer HRB 32 640, vertretungsberechtigte Geschäft sführer: 
Dr. Christian Rotta und André Caro. 
2.2 Die Präsentation unserer Waren stellt kein bindendes Angebot unsererseits dar. Erst die 
Bestellung einer Ware durch Sie ist ein bindendes Angebot nach § 145 BGB. Sie werden über den 
Eingang Ihrer Bestellung, bei telefonischer Bestellung telefonisch und bei schrift licher Bestellung 
jeweils schrift lich informiert. Der Kaufvertrag kommt dadurch zustande, dass wir das in Ihrer 
Bestellung liegende Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrages durch eine Auft ragsbestätigung 
oder durch die Lieferung der Ware an Sie annehmen.
2.3 Ihre elektronische Bestellung wird ausgelöst, indem Sie den Button „Zahlungspfl ichtig bestel-
len“ anklicken. Mit der Bestellung erklären Sie verbindlich, die Ware erwerben zu wollen. Den 
Bestellvorgang leiten Sie ein, indem Sie den Button „Zur Kasse“ anklicken. Ihre Angaben werden 
dann noch einmal angezeigt, damit Sie Änderungswünsche ausführen oder mögliche Eingabe-
fehler korrigieren können. Durch Anklicken des Buttons „Zahlungspfl ichtig bestellen“ wird Ihre 
Bestellung ausgelöst und an uns weitergeleitet. Mit Ihrer Bestellung erklären Sie verbindlich, die 
Ware erwerben zu wollen. Sie werden über den Eingang Ihrer Bestellung umgehend per E-Mail 
informiert. Bitte beachten Sie, dass diese E-Mail nur der Bestätigung des Eingangs Ihrer Bestel-
lung dient und noch keine Annahme Ihres Angebotes auf Abschluss eines Kaufvertrages darstellt. 
Der Kaufvertrag kommt dadurch zustande, dass wir das in Ihrer Bestellung liegende Angebot zum 
Abschluss eines Kaufvertrages durch die Lieferung der Ware annehmen. Der Vertragstext wird 
nach dem Vertragsabschluss von uns gespeichert und ist auf Ihren Wunsch jederzeit bei unserem 
Kundenservice abrufb ar.
2.4 Alle Loseblattwerke und Soft wareprogramme sind bis zum Liefertermin aktualisiert. 
Damit Loseblattwerke oder Soft ware stets aktuell bleiben, nehmen Sie am vertragsgemäßen 
Aktualisierungs-Service teil, sofern Sie nichts anderes angeben.

3. PREISE
3.1 Unsere Preise verstehen sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland inklusive der 
gesetzlichen Mehrwertsteuer. 
3.2 Unsere Preise verstehen sich bei Lieferung in Deutschland zuzüglich der in Ihrer Bestellung 
ausgewiesenen Versandkosten.
3.3 Beim Auslandsversand wird eine Versandkostenpauschale in Höhe von EURO 7,95 pro 
Versandstück berechnet. 

4. ZAHLUNGS- UND LIEFERUNGSBEDINGUNGEN
4.1 Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Lieferung durch unsere Verlagsauslieferung an die 
von Ihnen angegebene Lieferadresse. 
4.2 Die Lieferzeit beträgt in der Regel bis zu 4 Werktage, nachdem wir Ihre Bestellung durch 
unsere Auft ragsbestätigung angenommen haben.
4.3 Sie können den Kaufpreis entweder per Kreditkarte, mittels Überweisung oder im Lastschrift -
verfahren bezahlen.
4.4 Für den Fall der Rückgabe oder Nichteinlösung einer Lastschrift  ermächtigt der Besteller die 
Bank mit Abgabe der Bestellung unwiderrufl ich, dem Verkäufer seinen Namen und seine aktuelle 
Anschrift  mitzuteilen.
4.5 Für Neukunden besteht eine Höchstgrenze, bis zu welcher der Kauf auf Rechnung möglich 
ist. Diese Grenze gilt für das gesamte Kundenkonto und berücksichtigt auch noch off ene Beträge 
aus früheren Rechnungsstellungen.
Die Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH behält sich vor, im Einzelfall bestimmte Zahlungsweisen 
nicht anzubieten.
4.6 Lieferung an eine von Ihnen angegebene Packstation ist nicht gegen off ene Rechnung mög-
lich. In diesem Fall muss der Kaufpreis per Lastschrift , Vorkasse oder Kreditkarte bezahlt werden. 
4.7 Wird das Zahlungsziel überschritten, werden sämtliche off enen Forderungen ohne Rücksicht 
auf vorher eingeräumte Zahlungsziele sofort fällig und wir sind berechtigt, Mahnkosten für die 
erste Mahnung in Höhe von Euro 1,50, Euro 6,50 für die zweite Mahnung und Euro 26,50 für die 
dritte Mahnung und Verzugszinsen in banküblicher Höhe zu erheben. Der Zahlungsverzug tritt 
ohne weitere Mahnung mit der Zielüberschreitung ein.

5. WIDERRUFSRECHT
5.1 Als Verbraucher steht Ihnen ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. Verbraucher ist jede natürliche 
Person, die ein Rechtsgeschäft  zu einem Zweck abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch 
ihrer selbstständigen berufl ichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (§ 13 BGB). 
5.2 Hinsichtlich der Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Widerrufs wird auf die Widerrufsbe-
lehrung außerhalb der AGBs verwiesen.

6. RÜCKSENDEKOSTEN
Die Kosten der Rücksendung trägt der Besteller im Falle eines Widerrufs.

7. KÜNDIGUNG | MINDESTLAUFZEIT
7.1 Zeitschrift enabonnements – dies gilt auch für Loseblattwerke – gelten unbefristet, sind aber 
jeweils jährlich kündbar. Die Kündigung ist bis 31.12. eines jeden Jahres möglich und muss bis 
spätestens 15.11. des laufenden Jahres beim Verlag eingetroff en sein.

7.2 Etwaige nach der Kündigung noch erhaltene Lieferungen sind zurückzugeben. Gleiches gilt für 
den Aktualisierungs-Service bei Loseblattwerken.

8. EIGENTUMSVORBEHALT
8.1 Wir behalten uns bei allen Lieferungen das uneingeschränkte Eigentum bis zur vollständigen 
Erfüllung aller Zahlungsverpfl ichtungen durch den Kunden vor.
8.2 Bei Lieferung an Weiterverkäufer ist dieser zur Weiterveräußerung im ordentlichen 
Geschäft s gang berechtigt. Er ist grundsätzlich ermächtigt, die Forderungen einzuziehen. Der 
Weiterverkäufer tritt uns sicherheitshalber alle Forderungen gegen seine Abnehmer in Höhe des 
Rechnungswertes der Ware ab (verlängerter Eigentumsvorbehalt).

9. GEWÄHRLEISTUNG/HAFTUNG
9.1 Es gilt das gesetzliche Gewährleistungsrecht. 
9.2 Für Fragen, Reklamationen und Beanstandungen erreichen Sie unseren Kundenservice 
telefonisch unter 030 84 17 70 0 montags bis donnerstags von 8.30 h bis 17.00 h und freitags von 
8.30 h bis 15.30 h oder per E-Mail an vertrieb@bwv-verlag.de. Für Kaufl eute gelten diesbezüg-
lich §§ 377, 378 HGB.

10. NICHTVERFÜGBARKEIT
10.1 Wir behalten uns vor, von einer Ausführung Ihrer Bestellung abzusehen, wenn wir den be-
stellten Titel nicht vorrätig haben, der nicht vorrätige Titel beim Verlag vergriff en und die bestellte 
Ware infolgedessen nicht verfügbar ist.
In diesem Fall werden wir Sie unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit informieren und einen 
gegebenenfalls von Ihnen bereits gezahlten Kaufpreis unverzüglich rückerstatten.

11. DATENSCHUTZ
11.1 Sämtliche von Ihnen mitgeteilten personenbezogenen Daten (wie z. B. Anrede, Name, 
Anschrift , Geburtsdatum, E-Mailadresse, Telefon- und Telefaxnummer, Bankverbindung, 
Kreditkartennummer) werden wir ausschließlich gemäß den Bestimmungen des deutschen 
Datenschutzrechts erheben, verarbeiten und speichern.
11.2 Wir nutzen Ihre personenbezogenen Daten ausschließlich für Zwecke rund um Ihre Bestel-
lung, so z. B. für die Information zu Ihrem Bestellstatus und/oder Lieferstatus und für interne 
Kundenanalysen. Persönliche Daten werden selbstverständlich vertraulich behandelt und an 
Dritte nur in Rahmen der Zustellung und Bezahlung weitergegeben. Bitte lesen Sie auch unsere 
Datenschutzerklärung.
11.3 Ich erteile meine Einwilligung in die Speicherung, Verarbeitung und Weitergabe meiner 
personenbezogenen Daten gemäß den gesonderten Datennutzungsbestimmungen.

12. ANWENDBARES RECHT/GERICHTSSTAND
12.1 Soweit der Kunde nicht Verbraucher ist, gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.
12.2 Ist der Kunde Kaufmann oder juristische Person des öff entlichen Rechts, ist ausschließlicher 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis das für unseren Firmensitz Berlin 
zuständige Gericht.

13. ONLINE-SHOP-BESTELLUNG
Soweit Sie beim Besuch auf unserer Homepage Ware bestellen, möchten wir Sie auf Folgendes 
hinweisen:
1. Die für den Vertragsabschluss zur Verfügung stehende Sprache ist ausschließlich Deutsch.
2. Die wesentlichen Merkmale der von uns angebotenen Waren sowie die Gültigkeitsdauer 
befristeter Angebote entnehmen Sie bitte den einzelnen Produktbeschreibungen im Rahmen 
unseres Internetangebotes. 
3. Die Präsentation unserer Waren stellt kein bindendes Angebot unsererseits dar. Erst die 
Bestellung einer Ware durch Sie ist ein bindendes Angebot nach § 145 BGB. Sie werden über 
den Eingang Ihrer Bestellung umgehend per E-Mail informiert. Die Eingangsbestätigung erfolgt 
sofort und automatisch und stellt keine Vertragsannahme dar. Der Kaufvertrag kommt dadurch 
zustande, dass wir das in Ihrer Bestellung liegende Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrages 
durch die Lieferung der Ware annehmen. Die Lieferung der Ware erfolgt innerhalb 4 Werktage 
nachdem Ihre Bestellung bestätigt wurde, vorausgesetzt die Ware ist verfügbar.
4. Sollte die von Ihnen bestellte Ware nicht verfügbar sein, behalten wir uns vor, die Leistung 
nicht zu erbringen. In diesem Fall werden wir Sie unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit 
informieren und einen ggf. bereits bezahlten Kaufpreis unverzüglich zurückerstatten.
5. Etwaige Eingabefehler bei Abgabe Ihrer Bestellung können Sie bei der abschließenden Bestä-
tigung vor der Kasse erkennen und mit Hilfe der Lösch- und Änderungsfunktion vor Absendung 
der Bestellung jederzeit korrigieren. 
6. Die von uns angegebenen Preise verstehen sich inklusive Steuern zuzüglich der ggf. ausgewie-
senen Versandkosten innerhalb der Bundesrepublik Deutschland. 
7. Der Kaufpreis wird 14 Tage nach Rechnungsstellung fällig. Die Zahlung der Ware erfolgt nach 
Ihrer Wahl per Kreditkarte oder mittels Banküberweisung. Unsere Bankverbindung lautet: 
Postbank Berlin, IBAN DE39 1001 0010 0028 8751 01, BIC PBNKDEFFXXX
8. Der Vertragstext einschließlich Ihrer Bestellung wird von uns gespeichert und wird Ihnen auf 
Wunsch zusammen mit unseren Allgemeinen Geschäft sbedingungen zugesandt.

14. SCHLICHTUNGSSTELLE
Die EU-Kommission stellt eine Internetplattform zur Online-Beilegung von Streitigkeiten (sog. 
„OS-Plattform“) bereit. Die OS-Plattform soll als Anlaufstelle zur außergerichtlichen Beilegung 
von Streitigkeiten betreff end vertragliche Verpfl ichtungen, die aus Online-Kaufverträgen 
erwachsen, dienen. Die OS-Plattform ist unter folgendem Link erreichbar: http://ec.europa.eu/
consumers/odr/. 
Information nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) 
Der Berliner Wissenschaft s-Verlag nimmt nicht an einem Streitbeilegungsverfahren einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes teil.

– ENDE DER ALLGEMEINEN GESCHÄFTSBEDINGUNGEN – Stand: 31.07.2017

Allgemeine Geschäft sbedingungen für Warenlieferungen und Dienstleistungen 
einschließlich Widerrufsbelehrung und Pfl ichtangaben des Berliner Wissenschaft s-Verlags
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WIDERRUFSRECHT

WIDERRUFSRECHT 
Als Verbraucher steht Ihnen ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. 
Widerrufsbelehrung bei der Bestellung von gedruckten Büchern und anderen körperlichen Waren 
Verbrauchern steht ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. Verbraucher ist jede natürliche Person, die 
ein Rechtsgeschäft  zu Zwecken abschließt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer 
selbständigen berufl ichen Tätigkeit zugerechnet werden können (§ 13 BGB). 

WIDERRUFSBELEHRUNG 

WIDERRUFSRECHT 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerru-
fen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter 
Dritter, der nicht der Beförderer ist, die letzte Ware in Besitz genommen haben bzw. hat. 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns 

Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH
vertreten durch die Geschäft sführer: Dr. Christian Rotta und André Caro 
Markgrafenstraße 12–14
10969 Berlin
Tel.: +49 30 84 17 70 0
Fax: +49 30 84 17 70 21 
E-Mail: bwv@bwv-verlag.de 

mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) 
über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte 
Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor 
Ablauf der Widerrufsfrist absenden. Die Rücksendung ist zu richten an: 

Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH
Markgrafenstraße 12–14
10969 Berlin 

FOLGEN DES WIDERRUFS 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten 
haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste Stan-
dardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen 
ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes verein-
bart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 
Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhalten haben oder bis 
Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches 
der frühere Zeitpunkt ist. 
Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem 
Tag, an dem Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an uns zurückzusenden oder 
zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen 
absenden. Die Kosten der Rücksendung der Waren tragen Sie. 
Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur aufk ommen, wenn dieser Wertverlust 
auf einen zur Prüfung der Beschaff enheit, Eigenschaft en und Funktionsweise der Waren nicht 
notwendigen Umgang mit ihnen zurückzuführen ist. 

– ENDE DER GESETZLICHEN WIDERRUFSBELEHRUNG –

AUSSCHLUSS BZW. VORZEITIGES ERLÖSCHEN DES WIDERRUFSRECHTS 
Ein Widerrufsrecht besteht nicht bei Lieferungen von Ton- oder Videoaufnahmen (z.B. CD, Musik- 
oder Videokassetten) oder von Computersoft ware in einer versiegelten Verpackung, wenn die 
Versiegelung nach der Lieferung entfernt wurde. 
Ein Widerrufsrecht besteht ferner nicht bei Waren, die nicht vorgefertigt sind und für deren Herstel-
lung eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den Verbraucher maßgeblich ist oder die 
eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten sind. 
Ein Widerrufsrecht besteht außerdem nicht bei Verträgen zur Lieferung von Zeitungen, Zeitschrift en 
oder Illustrierten mit Ausnahme von Abonnement-Verträgen.

WIDERRUFSFORMULAR 
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück.) 

An: 
Berliner Wissenschaft s-Verlag GmbH
vertreten durch die Geschäft sführer: Dr. Christian Rotta und André Caro 
Markgrafenstraße 12–14
10969 Berlin
Fax: +49 30 84 17 70 21 
E-Mail: bwv@bwv-verlag.de

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren (*)/ die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*): 

.........................................................................................................................................................................................................................................................

Bestellt am (*) / erhalten am (*): 

.........................................................................................................................................................................................................................................................

Name des/der Verbraucher(s): 

.........................................................................................................................................................................................................................................................

Anschrift  des/der Verbraucher(s): 

.........................................................................................................................................................................................................................................................

Unterschrift  des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier): 

.........................................................................................................................................................................................................................................................

Datum

.........................................................................................................................................................................................................................................................

(*) Unzutreff endes streichen. 
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* Sie haben das Recht, die Bestellung innerhalb von 14 Tagen nach Lie-
ferung zu widerrufen. Der Widerruf bedarf keiner Begründung, hat 
jedoch in Textform (Brief, E-Mail oder Fax) und durch Rücksendung 
der Ware an den Berliner Wissenschafts- Verlag zu erfolgen. Die Kos-
ten der Rücksendung trägt der Besteller. Zur Fristwahrung genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs oder der Ware (Datum des 
Poststempels). Unsere AGB fi nden Sie auf https://www.bwv-verlag.
de/shop/bwv/cms/stage.agb/.

** Lieferung erfolgt bei Bestellungen direkt beim BWV innerhalb 
Deutschlands versandkostenfrei. Lieferung ins Ausland zuzüglich 
Versandkostenpauschale von 7,95 € pro Versandstück.

□ Ich bin damit einverstanden, vom Berliner 
Wissenschafts-Verlag über aktuelle Titel per 
E-Mail informiert zu werden.

Hiermit bestelle ich* (inkl. MwSt.) 
Das Porto übernehmen wir!**

...........  Ex. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ISBN 978-3-8305- ........................... je  ...........  €

...........  Ex. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ISBN 978-3-8305- ........................... je  ...........  €

...........  Ex. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ISBN 978-3-8305- ........................... je  ...........  €

...........  Ex. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ISBN 978-3-8305- ........................... je  ...........  €

...........  Ex. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ISBN 978-3-8305- ........................... je  ...........  €

Sie haben auch die Möglichkeit, Titel aus unserem Verlagsprogramm über unseren Onlineshop 
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